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VON RENÉ NEHRING

D ie Corona-Pandemie lässt die 
Welt nicht zur Ruhe kommen. 
Während Politiker und Viro-
logen hierzulande über die Ge-

fahren einer „zweiten Welle“ spekulieren 
– und hierfür die steigenden Infektions-
zahlen anführen – und während die Infek-
tion des US-Präsidenten Trump weltweit 
für Furore sorgt, geraten zunehmend auch 
die Nebenfolgen der Anti-Corona-Maß-
nahmen in das öffentliche Blickfeld. 

Hatten Medien wie die Preußische All-
gemeine Zeitung schon im Sommer (etwa in 
einem Interview mit dem Generationen-
forscher Bernd Raffelhüschen) darauf ver-
wiesen, dass die Fokussierung auf die Ein-
dämmung der Corona-Ausbreitung negati-
ve Begleiteffekte auf verschiedensten Ge-
bieten erzeugen wird, entdecken nun auch 
Leitmedien diese „Kollateralschäden“. So 
zeigten die ARD-„Tagesthemen“ vom 
Montag nicht nur Beispiele für die Folgen 
der Isolation vor allem älterer Menschen, 
die monatelang – zum Teil bis heute – von 
Angehörigen und Freunden getrennt sind, 
sondern sie präsentierten auch die Ergeb-
nisse wissenschaftlicher Studien, die einen 
dramatischen Anstieg an Depressionen 
dokumentieren. 

Der Berliner Rechtsmediziner und 
Bestseller-Autor Michael Tsokos berich-
tete in der „NDR Talk Show“ ebenfalls 
von Menschen, die der Corona-Krise zum 

Opfer fielen, obwohl sie gar nicht mit dem 
Virus infiziert sind. „Wir haben“, so der 
Forensiker, „allein in der letzten Woche 
mehrfach Menschen obduziert, die seit 
dem Lockdown nie wieder aus ihrer Woh-
nung raus sind.“ Bereits längere Zeit hät-
ten diese in ihren Wohnungen gelegen, 
„mit Gasmasken und Astronauten-Nah-
rung vorbereitet“ und „keiner hat sie ver-
misst“. Dieses Phänomen zeige sich laut 
Tsokos aktuell immer wieder. Viele Pati-
enten seien zudem nicht ins Krankenhaus 
gegangen, weil sie aufgrund der Drohsze-
narien in Politik und Medien Angst hat-
ten, auf die Straße zu gehen. 

Auch die „New York Times“ berichtete 
jüngst über bisher unbeachtete Neben-
wirkungen der Fokussierung auf die Be-
kämpfung der Corona-Pandemie: die er-
hebliche Zunahme anderer Infektions-
krankheiten wie AIDS, Malaria und Tu-
berkulose. Die bevorzugte Bereithaltung 
von Krankenhauskapazitäten für Corona-
Patienten und der Umstand, dass in vie-
len Ländern harte Lockdown-Bestim-
mungen den Besuch von Arztpraxen und 
Krankenhäusern erschwerten, führe zu 
dramatischen Folgen bei diesen und wei-
teren Krankheiten. So schätzt die „Times“, 
dass drei Monate Lockdown weltweit zu 
jeweils zusätzlichen 500.000 HIV-Toten, 
385.000 Malaria-Toten und 1,4 Millionen 
Tuberkulose-Toten führen. 

Angesichts dieser und weiterer Bei-
spiele (über das langsame Aussterben der 

Zentren großer Metropolen infolge der 
Corona-Pandemie hatte die PAZ gerade 
erst berichtet) ist es höchste Zeit, dass die 
Verantwortlichen in Politik und Gesund-
heitswesen ihre bisherige Praxis des Vor-
rangs der Eindämmung des Coronavirus 
überdenken. Zumal selbst die Länder mit 
dem härtesten Lockdown nicht verhin-
dern konnten, dass das Virus nach jeder 
Lockerung umgehend zurückkam. 

Solange es keinen Wirkstoff gegen das 
Virus gibt, müssen wir lernen, damit zu 
leben. Die Regeln der allgemeinen Hygie-
ne und des Abstandhaltens bieten immer-
hin geringe Möglichkeiten zur Eindäm-
mung des Virus (nicht ohne Grund war 
der Reproduktionsfaktor bereits vor Ver-
hängung des Lockdowns im März unter 1 
gesunken). Künftige Maßnahmen zur Pan-
demiebekämpfung dürfen keineswegs nur 
mit Virologen und Epidemiologen abge-
stimmt werden, sondern auch mit Exper-
ten aus Bereichen wie der Pflege, der Psy-
chiatrie und der Volkswirtschaft. 

Dass Deutschland bis dato vergleichs-
weise gut durch die Pandemie kommt, 
liegt wesentlich an der Leistungsfähigkeit 
unseres Gesundheitswesens. Dieses ist je-
doch das Produkt einer gesunden Volks-
wirtschaft. Was nützt es, wenn wir in ein 
paar Monaten die Infektionszahlen ge-
senkt haben sollten, wenn parallel tausen-
de Betriebe pleite sind, das öffentliche 
Leben erloschen ist – und unzählige Men-
schen sich das Leben genommen haben? 

CORONA

Warum ein „Weiter so“  
keine Option sein kann

Während die Politik die Angst vor einer „zweiten Welle“ umtreibt, werden  
die schrecklichen Nebenfolgen des Lockdown immer stärker sichtbar 

Lesen Sie die PAZ  
auch auf unserer  
Webseite paz.de

Aufbruch Was Kirche und Gesellschaft aus den Erfahrungen von 1989/90 lernen können Seite 3
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Thüringer 
Träume und 
Wahrheiten

Wenn Politik auf Wirklichkeit trifft: 
Während der rot-rot-grün regierte 
Freistaat Thüringen unlängst bekannt 
gab, nach dem Brand im griechischen 
Lager Moria auf der Insel Lesbos wei-
tere 500 Asylsucher aufnehmen zu 
wollen, eskaliert die Situation in der 
Erstaufnahme-Einrichtung des Lan-
des in Suhl immer mehr.

Laut einem Bericht des „Focus“ ist 
die Kriminalitätsbelastung in dem 
Heim in den vergangenen Monaten 
stark gestiegen. Allein von Januar bis 
Mitte Mai registrierte die Polizei mehr 
als 200 Straftaten, bei denen die Tat-
verdächtigen Bewohner des Heims 
waren. Dabei leben in der Einrichtung 
lediglich rund 600 Personen. Die Tä-
ter seien meist junge Nordafrikaner.

Nach einem jüngsten Vorfall, einer 
Messerstecherei am helllichten Tag, 
hätten Eltern Sorge, „ihre Kinder al-
lein durch die Stadt laufen zu lassen“, 
so Suhls Oberbürgermeister André 
Knapp (CDU). Immer wieder komme 
es zu Körperverletzungen, Ruhestö-
rungen und Sachbeschädigungen in 
der Innenstadt. Busfahrer werden von 
Sicherheitsleuten bewacht und äu-
ßern Angst, die Strecke zum Heim 
weiter anzufahren.

Das Sicherheitssystem des Asylsu-
cherheims soll nun für zwei Millionen 
Euro hochgerüstet werden. Zudem 
lässt Suhl Videoüberwachung in der 
Innenstadt installieren und stellt drei 
neue Mitarbeiter für das Ordnungs-
amt ein. Und entschieden stellt sich 
Knapp dagegen, dass seine Stadt wei-
tere Asylsucher aufnimmt.    H.H.

Lebensstil
In Ludwigsburg widmet 
sich eine Ausstellung dem 
Kult um den Kürbis 
Seite 21
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Verdrängtes Schicksal
Wie eine Kleine Anfrage in Berlin die Ignoranz 

gegenüber dem Leid der Vertriebenen und 
unserer Geschichte offenbart Seiten 5 und 8
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VON WOLFGANG KAUFMANN

D roht unserem Planeten eine 
katastrophale Bevölkerungs-
explosion? Ja, sagte der briti-
sche Nationalökonom Tho-

mas Robert Malthus schon 1798. Und die 
Entwicklung der letzten Jahrzehnte 
scheint ihm einigermaßen Recht zu ge-
ben. Laut einer Aufstellung der Populati-
on Division (Abteilung für Bevölkerungs-
fragen) des Department of Economic and 
Social Affairs (DESA, Hauptabteilung für 
Wirtschaftliche und Soziale Angelegen-
heiten) der Vereinten Nationen vom vori-
gen Jahr stieg die Zahl der Erdenbewoh-
ner zwischen 1950 und 2019 von 2,54 Mil-
liarden auf 7,71 Milliarden.

Aktuell werden in jeder Sekunde mehr 
als vier Menschen geboren, während 
gleichzeitig aber nur zwei sterben. Das er-
gibt einen täglichen „Überschuss“ von 
reichlich 227.000 Individuen. Und inner-
halb von zwölf Monaten wächst die Welt-
bevölkerung so um etwa 83 Millionen. 

Allerdings ist fraglich, inwieweit die-
ser Trend noch anhält. Hierzu gibt es ver-
schiedene Prognosen, von denen eine als 
besonders fundiert gilt. Sie stammt vom 
erwähnten DESA, das unter der Leitung 
des Mannheimer Geographen Frank  
Swiaczny steht, und trägt den Titel „World 
Population Prospects 2019“ (Aussichten 
für die Weltbevölkerung 2019). Laut die-
ser Prognose soll die Zahl der Menschen 
auf der Erde bis 2100 auf 9,42 bis 12,66 Mil-
liarden steigen.

„Platz für eine Billion Menschen“
Bei ihrer Vorhersage gingen die UN-Ex-
perten indes vom spürbaren Absinken der 
sogenannten zusammengefassten Frucht-
barkeitsziffer oder Fertilitätsrate (Total 
Fertility Rate, TFR) aus. Diese besagt, wie 
viele Kinder Frauen durchschnittlich im 
Laufe ihres Lebens bekommen, wobei ei-
ne Rate von etwa 2,1 nötig ist, um die Be-
völkerungszahl konstant zu halten. Der-
zeit liegt der Wert in vielen Ländern der 
Welt aber deutlich höher. Spitzenreiter 
sind hier laut dem frei zugänglichen 
„World Factbook“ des US-Geheimdiens-
tes CIA die Länder Niger, Burundi und 
Mali mit Raten von 5,95 bis 6,62. Wäh-
renddessen kommen die Schlusslichter 
Taiwan, Macau und Singapur auf gerade 
einmal zwischen 0,82 und 1,12. Für den 

Fall, dass sich die momentane globale 
Durchschnitts-TFR nicht durch Maßnah-
men zur Geburtenkontrolle verringert 
und der medizinische Fortschritt zudem 
für ein häufigeres Überleben der gebore-
nen Kinder sorgt, errechneten die Bevöl-

kerungsstatistiker der UN, dass 2100 so-
gar 21,6 Milliarden Menschen auf der Erde 
leben könnten. 

Unter diesen Umständen würde der 
Anstieg in Afrika am dramatischsten aus-
fallen, nämlich von derzeit 1,31 Milliarden 

auf 12,68 Milliarden. Zuwächse gäbe es bei 
einer gleichbleibenden TFR aber auch in 
Asien von 4,60 auf 6,87 Milliarden, Latein-
amerika von 648 auf 907 Millionen und 
Nordamerika von 369 auf 479 Millionen. 
Dahingegen käme auf Europa bei der der-
zeitigen TFR ein Bevölkerungsrückgang 
von 747 auf 596 Millionen zu.

Unabhängig davon, ob nach Ablauf der 
nächsten acht Jahrzehnte nun mehr als 
neun Milliarden oder vielleicht sogar über 
20  Milliarden Menschen auf der Erde 
leben werden, sind die Folgen der zu er-
wartenden Zuwächse stark umstritten. 
Manche Fachleute prognostizieren eine 
humanitäre Katastrophe durch Mangel an 
Ernährungsmöglichkeiten und Lebens-
raum. Andere schätzen die Belastungsfä-
higkeit der Ökosysteme unseres Planeten 
sehr viel optimistischer ein. Besonders 
gewagt fiel in diesem Zusammenhang die 
Wortmeldung des italienischen System-
analytikers und Physikers Cesare Mar-
chetti aus. Der schrieb 1979, auf der Erde 
sei Platz für eine Billion Menschen.

Katastrophe oder kein Problem?
Die Weltbevölkerung wird zum Jahrhundertwechsel auf neun bis über 20 Milliarden Menschen geschätzt

Bevölkerungsentwicklung Die Weltbevölkerung wird wachsen. Darüber herrscht weitgehender Konsens.  
Wie stark sie wachsen wird und vor allem was das für die Welt bedeutet, ist hingegen umstritten

Trägt mit zu einer hohen Fertilitätsrate auf dem Schwarzen Kontinent bei: Eine junge Mutter in westlicher Kleidung mit ihren acht 
Kindern in einem afrikanischen Lager Foto: imago images/VWPics

Zwar liegt die Fertilitätsrate in Tunesien, 
Libyen, Marokko, Botswana und Südafrika 
nur zwischen 1,98 und 2,31. Dafür kommen 
aber Niger, Burundi, Mali, Somalia, Ugan-
da, Burkina Faso, Sambia, Malawi, Angola, 
Südsudan, Mosambik, Nigeria und Äthio-
pien auf über 5,0. Während der globale 
Durchschnittswert bei der Kinderzahl pro 
Frau bei 2,4 liegt, beträgt er in Afrika rund 
4,4. Von den 50 weltweiten Spitzenreitern 
in der Kategorie „Zahl der Kinder pro Frau“ 
sind 42 afrikanische Länder. 

Es handelt sich nicht um ein neues 
Phänomen. Zwischen 1950 und 2019 
wuchs die afrikanische Bevölkerung 
von 228  Millionen auf 1,31  Milliarden 
Menschen. 

Nach einer detaillierten Prognose der 
Vereinten Nationen wird das Bevölke-
rungswachstum in Afrika während der 
kommenden 80  Jahre so weiter gehen 
(siehe oben). Das gilt sogar für den Fall, 
dass es gelingt, die Fertilitätsraten in Afri-
ka deutlich zu senken, wie dies jetzt vor 
allem die Westafrikanische Wirtschafts-
gemeinschaft versucht, deren 15  Mit-
gliedsländer einen TFR-Durchschnitt von 
5,6 aufweisen. Dann würden 2100 laut den 
Berechnungen der Population Division 
der UN aber immer noch zwischen zwei 
und vier Milliarden mehr Menschen als 
jetzt in den häufig sehr kargen Gebieten 
zwischen der Südküste des Mittelmeeres 
und dem Kap der Guten Hoffnung leben.

Somit könnte der Anteil der Bevölke-
rung Afrikas an der Weltbevölkerung von 
derzeit 17 auf bis zu 42 Prozent steigen – 
insbesondere aufgrund von Zuwächsen in 
Nigeria, der Demokratischen Republik 
Kongo, Äthiopien und Tansania, wo es 
schon jetzt relativ große Bevölkerungen 
und zugleich auch hohe Fertilitätsraten 
gibt. 

Eine Entwicklung mit Tradition
Die Afrikanische Union mit ihrem Kom-
missionsvorsitzenden Moussa Faki hofft, 
dass der Schwarze Kontinent über kurz 
oder lang in der Lage sein werde, hieraus 
eine sogenannte Demografische Dividen-
de zu erzielen. Mit diesem Begriff werden 

die ökonomischen Nutzeffekte bezeich-
net, die sich einstellen, wenn zunächst ho-
he Fertilitätsraten, die zu Geburtenüber-
schüssen geführt haben, kräftig absinken. 
Denn dann würden eine gewisse Zeit lang 
relativ vielen arbeitenden Menschen ver-
gleichsweise wenige nichtproduktive Alte 
und Kinder, die von diesen zu versorgen 
sind, gegenüberstehen. Das könnte zu-
mindest zeitweise zu deutlich mehr Wohl-
stand führen – sofern genügend Arbeit 
vorhanden ist. Allerdings stellt sich dann 
längerfristig das volkswirtschaftliche Pro-
blem, dass aus den wenigen Kindern weni-
ge Berufstätige werden, während aus den 
vielen Berufstätigen viele nichtproduktive 
Alte werden. W.K.

BEVÖLKERUNGSWACHSTUM

Afrikanische Union hofft auf Demografische Dividende
Auf dem Schwarzen Kontinent ist die Steigerung am rasantesten

Kurzporträts

Der englische National-
ökonom Thomas Ro-
bert Malthus warnte 
schon 1798 in seinem 
„Essay on the Principle 
of Population“ vor einer 
Überbevölkerung

Frank Swiaczny leitet 
seit 2017 die Population 
Division des Department 
of Economic and Social 
Affairs (DESA) der Ver-
einten Nationen in New 
York

Moussa Faki ist seit 
2017 Vorsitzender der 
Kommission der Afrika-
nischen Union. Er war 
vorher Premierminister 
und Außenminister des 
Tschad

Während der globale 
Durchschnittswert 
bei der Kinderzahl 
pro Frau bei 2,4 

liegt, beträgt er in 
Afrika rund 4,4
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Ursachen des 
Wachstums der 

Bevölkerung 
Die entscheidende Größe bei allen 
Prognosen hinsichtlich der zukünfti-
gen Bevölkerungsentwicklung ist die 
Fertilitätsrate (TFR), also die durch-
schnittliche Zahl der Kinder pro Frau 
in einer Region. Viele Kinder pro Frau 
sind vor allem in Afrika zu beobach-
ten. Verantwortlich hierfür sind ins-
besondere drei Faktoren. 

Zum Ersten gehören die Themen 
Sexualität und Verhütung in vielen af-
rikanischen Staaten immer noch zu 
den großen gesellschaftlichen Tabus. 
Aufklärung findet oft nicht einmal in 
rudimentärer Form statt. Deshalb 
kommt es zu vielen ungewollten 
Schwangerschaften. Deren Zahl wird 
für die gesamte sogenannte Dritte 
Welt auf rund 75 Millionen pro Jahr 
geschätzt. 

Zum Zweiten fehlen staatliche Al-
tersversorgungssysteme. Wer zu alt 
zum Arbeiten ist und ohne Kinder da-
steht, hat kaum eine Überlebens-
chance. 

Zum Dritten liegt die Kindersterb-
lichkeit so hoch, dass die Menschen 
sicherheitshalber lieber zu viel als zu 
wenig Nachwuchs produzieren. Die 
drei Faktoren spielen insbesondere in 
Bürgerkriegsländern und Staaten mit 
einem sehr niedrigen Wohlstands- be-
ziehungsweise Bildungsniveau eine 
Rolle.

Dahingegen treibt der Islam die 
Fertilitätsrate nicht zwangsläufig 
nach oben, auch wenn dieses oftmals 
fälschlicherweise angenommen wird. 
Zwar liegt die Rate in Ländern wie Af-
ghanistan, dem Irak, Oman und Je-
men sowie Ägypten, Jordanien, Alge-
rien, Pakistan und Syrien tatsächlich 
mehr oder weniger deutlich über dem 
globalen Durchschnitt. Andererseits 
haben aber auch viele islamische Staa-
ten auffällig niedrige Fruchtbarkeits-
raten. Manchmal reichen diese sogar 
nicht einmal für die bloße Reproduk-
tion der vorhandenen Bevölkerung 
aus. Als Beispiele seien hier genannt 
Bahrain, Usbekistan, der Iran, Katar, 
Tunesien, die Türkei und Libyen. Dort 
bleiben die Raten allesamt unter dem 
erforderlichen Mindestwert von 
2,1 Kindern pro Frau. W.K.
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VON THOMAS A. SEIDEL

W ir sollten uns als 
Kirche nicht so 
sehr mit dem 
Staat einlassen. 
Wer weiß, was 
nach der nächs-

ten Wende passiert!“, äußerte ein evangeli-
scher Bischof einer ostdeutschen Landeskir-
che 1996. In diesen Sätzen klingen beden-
kenswerte Vorbehalte an, die nicht wenige 
Christen nach dem Ende der DDR in den 
neuen Bundesländern teilen. Auch unter den 
evangelischen der „gelernten DDR-Bürger“ 
(Manfred Stolpe) scheint es zahlreiche Zeit-
genossen zu geben, für die es nicht ganz ein-
fach ist, den eigenen „Standort“ in einem 
weltanschaulich neutralen, demokratisch 
verfassten Gemeinwesen zu finden. Vorsicht 
statt Zivilcourage? Rückzug in eine binnen-
kirchliche Nische? Konzentration auf das 
kirchliche „Kerngeschäft“? Mission als (pseu-
do-)evangelikale Dauererregung? Oder doch 
– wie von der EKD empfohlen – moralisch 
hochaufgerüsteter, politisch-amtskirchlicher 
Aktionismus, von der Seenotrettung über 
Sprachhygiene bis zur Rettung der Welt vor 
der drohenden Klimakatastrophe? 

Kirche im Sozialismus
Die theologischen und politischen Positio-
nen der durch die DDR geprägten evangeli-
schen Christen sind nur verständlich vor dem 
Hintergrund, dass sich die Kirche im „Arbei-
ter-und-Bauern-Staat“ stets als Alternative 
zum politischen System verstand. Der Alltag 
unter der „Diktatur der Arbeiterklasse und 
ihrer Partei“ war geprägt vom Gegenüber zur 
Totalität des Politischen. Ähnlich wie in den 
Jahren des Nationalsozialismus stieß die Kir-
che im marxistisch-leninistischen Weltan-
schauungsstaat auf ein politisches System, 
das einen allgemeingültigen, den Menschen 
in all seinen Lebensbezügen treffenden 
Wahrheitsanspruch formulierte. Dieser An-
spruch verband und trennte Staat und Kirche 
auf eigentümliche Weise. 

Gemeinsam mühten sich beide Seiten, An-
knüpfungspunkte zu finden; Ansätze, die eine 
„friedliche Koexistenz“ ermöglichen sollten. 
Dazu gehörte, neben den vielfach beschwore-
nen gemeinsamen „humanistischen Grund-
überzeugungen“, der Antifaschismus. Die 
Antifaschismusdoktrin der DDR konnte – aus 
Gründen ehrlicher Zustimmung und histori-
scher Einsicht, aus schlechtem Gewissen oder 
aus dem projektiven Bewusstsein, zum „bes-
seren Deutschland“ zu gehören – auf breite 
Akzeptanz bis hinein ins Oppositionsmilieu 
der Kirche setzen. Wer hingegen den Antifa-
schismus als perfides Herrschaftsinstrument 
der SED „enttarnte“ und kritisierte, musste 
mit empfindlichen Folgen, bis zu sozialer Äch-
tung und Inhaftierung rechnen. 

Von den Männern und Frauen, die die 
Friedliche Revolution des Jahres 1989 geprägt 
und getragen haben, gehören einige der ers-
ten, die meisten jedoch der zweiten und drit-
ten (ost-)deutschen Nachkriegsgeneration 
an. Sie umfassen die Jahrgänge von 1940 bis 
1960. Man könnte sie somit als „Kinder des 
Kalten Krieges“ apostrophieren. Die Mehr-
zahl entstammt christlichen Elternhäusern. 
Vom Krieg, von Hitlerjugend und vom Kir-
chenkampf der Nationalsozialisten und Kom-
munisten hörten sie aus den stockenden Er-
zählungen der Eltern und Großeltern. 

Neben den Prägungen durch diese deut-
schen Kriegs- und Nachkriegstraumata der 
Altvorderen war diese Generation dem Erle-
ben eines totalen Staates in der Form eines 
durchgehend ideologisierten Schulalltags 
ausgesetzt. In wirkungsvollem Kontrast zum 
DDR-Bildungs(un)wesen stand die Ausbil-
dung in den kirchlich organisierten „Oasen 
des Geistes“, in denen für aufgeschlossene 
junge Menschen die Möglichkeit bestand, 

Zeit, die Menschen zu sammeln
In den Festreden zum 3. Oktober blieb ein Aspekt nahezu unerwähnt – der Beitrag der Kirchen, vor allem der evangelischen, 
zur Friedlichen Revolution und zur Vereinigung 1989/90. Dabei könnten ihre Erfahrungen auch heute wichtige Impulse geben

randständige und zentrale historische, philo-
sophische, politische wie theologische The-
men zu debattieren. Neben den zahlreichen 
privaten Nischen gehörten die Kirchen so zu 
den wenigen Groß-Nischen des „ersten Arbei-
ter- und Bauernstaates auf deutschem Bo-
den“. In dieser relativ autonomen Subkultur 
war es möglich, eine begrenzte, von mensch-
licher Offenheit und Wärme, aber auch von 
besonderen, kircheninternen Konflikten ge-
prägte Gegen-Öffentlichkeit zu leben. 

Der Prozess der deutschen Vereinigung
Nach 1990 wurde die kirchliche Standortfin-
dung in den neuen Bundesländern zum Teil 
durch die Dynamik des Wiedervereinigungs-
prozesses erschwert. Viele Westdeutsche er-
warteten eine rasche Anpassung und nicht 
zuletzt Dankbarkeit der „Ossis“. Viele Ost-
deutsche verlangten nach einer raschen An-
gleichung des Wohlstandes. Manche der 
„friedlichen Revolutionäre“ wollten vom 
Westen lernen, dabei aber auch ihre Erfahrun-
gen einbringen. Als sie erlebten, dass dieses 
nicht gewollt war, fühlten sie sich überrum-
pelt, verletzt und gekränkt.

Auch kirchliche Mitarbeiter gerieten 
durch die vollkommen andere Verortung von 
Kirche, Pfarramt und akademischer Theolo-
gie in Westdeutschland und die ganz andere 
Definition des Beziehungsgefüges Kirche-Ge-
sellschaft-Staat in eine beträchtliche Verwir-
rung. Die Rolle des Pfarrers und der Pastorin 
als gesellschaftliche Repräsentanten von 
Transzendenz war und ist für viele nicht nur 
völlig neu, sondern oft auch völlig unan-
nehmbar. Damit verbundene „Indienstnah-
men“ im öffentlichen Raum und die Auffor-
derung zur politischen und gesellschaftlichen 
Mitgestaltung verstehen manche Pfarrer als 
unangemessene, theologisch nicht vertretba-
re Stabilisierung des „Establishments“.

Auf westdeutscher Seite wurde und wird 
allerdings zu wenig realisiert, dass die Kirchen 
in den neuen Bundesländern Volkskirchen auf 
niedrigem Niveau sind. Die besondere Situa-
tion von Kirche in einem weitgehend ent-
kirchlichten Umfeld scheint in ihrer besonde-
ren missionarischen Herausforderung kaum 
wirklich erfasst. Es bleibt jedoch ein Verdienst 
der zumeist kleinen Gruppen der DDR-Bür-
gerbewegung, mit der Friedlichen Revolution 
des „Oktoberfrühlings“ 1989 zum Ende einer 

politisch und ideologisch erstarrten Ein-Par-
teien-Diktatur beigetragen zu haben. Dass vor 
allem evangelische Christen diesen, in der 
deutschen Geschichte nahezu beispiellosen 
emanzipatorischen Akt, das von vielen erst-
mals praktizierte Heraustreten aus Unmün-
digkeit und Untertanengeist wesentlich mit-
geprägt haben, darf nicht vergessen werden. 

Im Rückblick mutet es allerdings etwas 
eigentümlich an, wenn von den Kirchen selbst 
die Ereignisse des Herbstes 1989 kleingeredet 
werden. Natürlich fanden die oppositionellen 
Gruppen in den Kirchen einen provisorischen 
Schutzraum, der verlassen werden konnte, 
nachdem die Öffnung der Gesellschaft auch 
die Schaffung von Öffentlichkeit und offenen 
Räumen nach sich zog. Die vielfach vertretene 
Meinung, dass die in den Friedensgebeten an-
gesprochenen Fragen und Probleme nichts 
oder nur am Rande mit Sinn und Aufgabe der 
Kirche Jesu Christi zu tun gehabt hätte, offen-
bart jedoch ein eigentümlich weltloses Ver-
ständnis von Christentum und Kirche. Als 
habe die Sehnsucht nach Freiheit, als habe der 
„Auszug aus der Knechtschaft“, als habe die 
Suche nach einem selbstbewussten, solidari-
schen und demokratischen Miteinander 
nichts mit dem biblischen Zeugnis zu tun. 

Christsein heute
In der Gegenwart fällt auf, dass das notwendi-
ge Nachdenken um Ausdrucks- und Gestal-
tungsformen von Kirche und Frömmigkeit 
stark von einem „binnen-kirchlichen Blick“ 
geprägt ist. Die Diskussion vermittelt mitun-
ter einen etwas theologieschwachen und 
weltfernen Eindruck, so, als würde es ausrei-
chen, die treuen Gemeindeglieder „bei der 
Stange zu halten“. Daneben treten moralpie-
tistisch anmutende Appelle zur Erhöhung des 
religiösen Verbindlichkeitsgrades und die 
blutleere Utopie der Buchhalter, die „die Si-
cherung der kirchlichen Kernbereiche“ als 
missionarische Aufgabe feilbietet. 

Bei den anstehenden Blick- und Perspek-
tivwechseln könnte die geringe Verwobenheit 
in die Debatten der alten Bundesrepublik den 
Christen in den neuen Bundesländern dann 
von Vorteil sein, wenn sie dazu anregt, die ei-
gene kirchliche und politische Standortbe-
stimmung unbeschwerter und vorurteilsfreier 
zu versuchen. 75 Jahre nach dem Ende der 
nationalsozialistischen Menschheitsverbre-

chen und 30 Jahre nach dem Ende einer sich 
„internationalistisch“ bezeichnenden kom-
munistischen Diktatur sollte auch von deut-
schen Protestanten danach gefragt werden, 
warum unsere bisherigen politischen Begriffe 
und Zuordnungen wie links, rechts, konserva-
tiv, liberal, faschistisch, antifaschistisch nicht 
mehr wirklich greifen. Liegt es vielleicht dar-
an, dass die „Parteien der Mitte“ in Europa 
und auch in Deutschland konzeptionell un-
klar, ja, in wichtigen Politikfeldern unterein-
ander austauschbar geworden sind? 

Christsein heute darf nicht länger Selbst-
gespräch einzelner Bischöfe, Kirchenfunktio-
näre, Landeskirchen und/oder „Aktivisten“ 
sein. Die kulturelle Verschiedenheit der bei-
den deutschen Teile und ihrer Kirchen ist als 
historische Gegebenheit zu reflektieren, die 
erst in der wechselseitigen Beschreibung und 
Erzählung von Biographien ihre verborgenen 
Chancen zum Vorschein bringen kann. Ein-
heit von oben, politische Sonntagsreden, die 
pathetisch das Niederreißen der „Mauer in 
den Köpfen“ fordern, können ein unaufgereg-
tes, schrittweises Zusammenwachsen von 
unten weder vorwegnehmen noch ersetzen.

Reformbedarf auch im Westen
Auch die westdeutschen Kirchen sind inzwi-
schen in einen Transformationsprozess ge-
raten, dem die Theologie Rechnung wird tra-
gen müssen. Der Übergang politischer und 
wirtschaftlicher Macht an junge Eliten, deren 
christliche Sozialisation nur noch schwach 
ausgebildet ist und deren Karrierebewusst-
sein mitunter quer zur Tradierung bestimm-
ter Gemeinschaftswerte liegt, wird auch hier 
das konstantinische Zeitalter beenden. Auf 
der Suche nach einer gemeinsamen Zukunft 
bedarf es der Entwicklung einer theologi-
schen Kritik der politischen und ökonomi-
schen Vernunft sowie einer politisch und 
ökonomischen Kritik der Theologie. In Ost 
und West brauchen wir sowohl einen evange-
lisch offenen und unverstellten Blick auf die 
Wirklichkeit als auch die „Lust am Wort des 
Herrn“. Weltoffenheit und Gottvertrauen ge-
hören zusammen. Dies kann uns helfen, die 
biblischen Quellen der Weisheit und des Le-
bensmutes zu erschließen.

Gerade vor dem Hintergrund, dass die 
Christen im Osten unserer Republik in einer 
Minderheitensituation sind, kann der Blick in 
die Geschichte zeigen, dass viele geistige Be-
wegungen von Minderheiten ausgegangen 
sind (die Friedliche Revolution 1989 ist ein gu-
tes Beispiel dafür). Entscheidend dafür sind 
die innere Überzeugung, eine geistige und 
geistliche Lebendigkeit und die Entschluss-
kraft von Minderheiten. Mit Luther – obgleich 
er und seine Mitstreiter erheblichen Anteil an 
der Zerstörung monastischen Lebens haben – 
ließe sich sagen: „Es ist an der Zeit, dass Stifte 
und Klöster wieder in der Weise geordnet wür-
den, wie sie zu Anfang unter den Aposteln und 
lange hernach waren, als sie alle offen standen 
für jeden, um darin zu bleiben, solange er Lust 
hatte. Fürwahr, es sollten alle Stifte und Klös-
ter auch so frei sein, dass sie Gott mit freiem 
Willen und nicht mit erzwungenen Diensten 
dienten.“ Oder, um es mit Dietrich Bonhoeffer 
zu formulieren: „Die Restauration der Kirche 
kommt gewiss aus einer Art neuen Mönch-
tums, das mit dem alten nur die Kompromiss-
losigkeit eines Lebens nach der Bergpredigt in 
der Nachfolge Christi gemeinsam hat. Es ist an 
der Zeit, hierfür die Menschen zu sammeln.“

b Dr. Thomas A. Seidel ist Vorstands- 
vorsitzender der Internationalen Martin  
Luther Stiftung. Seit 2018 ist er Leiter der Dia-
konieausbildung am Eisenacher Diakonischen 
Bildungsinstitut Johannes Falk. Davor war er 
u.a. Direktor der Evangelischen Akademie 
Thüringen und 2010 bis 2018 Beauftragter der 
Thüringer Landesregierung zur Vorbereitung 
des Reformationsjubiläums Luther 2017.  
www.luther-stiftung.org

„Oasen des Geistes“ in finsterer Zeit: Friedensgebet in der Kirche von Colditz im Herbst 1989 Foto: pa
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Mit einem neuen Gleichgewicht zwischen 
„Verantwortung und Solidarität“ hat EU-
Kommissionspräsidentin Ursula von der 
Leyen in Brüssel versucht, ihre Vorschlä-
ge für eine Asylrefrom in der EU rheto-
risch geschickt zu verpacken. Vorher kon-
statierte sie, dass das „alte System nicht 
mehr funktioniert“. 

Künftig sollen laut dem „New Pact on 
Migration and Asylum“ alle Immigranten, 
die auf Lesbos, Sizilien oder den Kanaren 
und anderswo in der EU ankommen, bin-
nen fünf Tagen erfasst werden. Immigran-
ten, die aus einem Land stammen, aus dem 
weniger als ein Fünftel der Asylanträge 
Erfolg haben, sollen in ein sogenanntes 

Grenzverfahren kommen: ein beschleunig-
tes Prozedere, an dessen Ende binnen 
zwölf Wochen die Anerkennung oder, 
wahrscheinlicher, die Abschiebung steht.

Aber genau das beinhaltete bereits der 
gescheiterte EU/Türkei-Deal von 2016. 
Damals sollten die Abgelehnten zurück in 
die Türkei gebracht werden, aber von den 
Hundertausenden neuen Asylsuchern auf 
den griechischen Inseln hat man nur 
knapp 1000 in die Türkei zurückgeschickt, 
weil auch bei den Schnellverfahren alle 
Instanzenwege offenstehen und sich so 
die Asylverfahren in die Länge schieben.

Das neue Reformpaket, das auf Tempo 
und Härte setzt, kommt damit widerbors-

tigen Ländern wie Ungarn oder Polen ent-
gegen und baut eine Brücke zu der immer 
größeren Zahl von Aufnahmeverweigern 
innerhalb der EU. Sie dürfen auch nach 
dem neuen Reformvorschlag nicht ge-
zwungen werden, außer in Katastrophen-
fällen wie 2015, Asylsucher nach einem 
EU-weiten Schlüssel aufzunehmen. 

Allerdings besteht der Reformvor-
schlag darauf, dass auch die Aufnahme-
verweigerer sich in irgendeiner Weise an 
der Reform beteiligen, und sei es nur, dass 
sie die Abschiebungen im Auftrag der EU 
organisieren. Da das Asylrecht derzeit 
noch ein Hoheitsrecht jedes einzelnen 
Mitgliedsstaates ist, – in Deutschland hat 

es Verfassungsrang und in den osteuro-
päischen EU-Ländern wurde es im Rah-
men der Beitrittsverhandlungen pro for-
ma in den Gesetzeskodex aufgenommen 
–, kann die EU kein Land zwingen, sich in 
irgendeiner Weise an einer gesamteuro-
päischen Asylreform zu beteiligen.  

Dies wäre nur möglich, wenn die EU 
die gesamte Asylprozedur in die eigenen 
Hände nimmt. Im Papier ist an mehreren 
Stellen von einer EU-Asylbehörde die Re-
de, die in allen EU-Ländern das Asylver-
fahren unter Brüsseler Regie durchführen 
könnte. Das ist wohl auch die einzige 
Möglichkeit, um den Asyltourismus nach 
Deutschland zu unterbinden. Bodo Bost

EU-POLITIK

Kleiner Schritt zur „europäischen Lösung“
Mit einer Asylrechtsreform will Brüsseler Kommission das Zuwandererproblem in den Griff kriegen 

b MELDUNGEN

Gleichstellung 
für Männer
Berlin – Das von Franziska Giffey 
(SPD) geführte Bundesministerium 
für Familie, Senioren, Frauen und Ju-
gend hat ein Dossier zur „Gleichstel-
lungspolitik für Jungen und Männer“ 
präsentiert. Eine Kurzfassung der 
über 100 Seiten zählenden Ausarbei-
tung liegt zusätzlich auch auf Englisch 
vor. In einem einleitenden Teil unter 
der Überschrift „Deutschland will 
Gleichstellung“ heißt es, die Ausarbei-
tung bilde die „Umsetzungsstrategie 
partnerschaftlicher Gleichstellungs-
politik“ mit Blick auf die genannten 
Zielgruppen ab. Als „Akteure des Wan-
dels“ sollten sie sich engagieren. 
Schon jetzt fragten 80  Prozent der 
Männer nicht mehr, „ob es Gleichstel-
lungspolitik braucht, sondern nur 
noch, wie diese aussehen soll“. Der 
Abschnitt „Fachliche Grundlagen“ er-
klärt, dass Gleichstellungspolitik in 
Deutschland „nicht ideologie- , son-
dern evidenzbasiert“ sei. Hier finden 
sich Aussagen wie: „Männliche Sozia-
lisation uniformiert und begrenzt da-
mit Entwicklung und Vielfalt.“(Siehe 
Kommentar Seite 8.) E.L.

Mehr Gewalt 
gegen Lehrer
Berlin – Eine Umfrage im Auftrag des 
Verbandes Bildung und Erziehung 
zeigt, dass seit 2018 an allen Schulfor-
men die Gewalt gegen Lehrkräfte zu-
genommen hat. Bei der im Januar und 
Februar unter 1302 Schulleitungen 
durchgeführten Befragung gaben  
61 Prozent der Schulleitungen an, dass 
es in den vergangenen fünf Jahren an 
ihrer Schule Fälle direkter psychischer 
Gewalt gegen Lehrkräfte gegeben ha-
be. Im Jahr 2018 war ein Anteil von  
48 Prozent ermittelt worden. Dem-
nach tritt körperliche Gewalt häufiger 
in den Grundschulen auf, psychische 
Gewalt dagegen häufiger an Sekundar-
schulen, außer den Gymnasien. Nach 
Angaben der Schulleitungen zeigten 
sich in 69 Prozent der Fälle die Eltern 
bei Übergriffen ihrer Kinder nicht ko-
operationsbereit. Nur 56 Prozent der 
Schulleiter gaben zudem an, Lehrer die 
Gewaltvorfälle erlebt hatten, ausrei-
chend unterstützen zu können. N.H.

Hochburgen 
der Autodiebe
Berlin – Im Kfz-Diebstahlreport für 
2019 des Gesamtverbands der deut-
schen Versicherungswirtschaft (GDV) 
rangiert Berlin mit der höchsten KfZ-
Diebstahlsrate aller Bundesländer und 
Großstädte. Nach Angaben des Versi-
cherungsverbands wurden in der 
Hauptstadt von 1000 kaskoversicher-
ten Autos statistisch 3,3 gestohlen. Mit 
einem Wert von 1,4 Autos folgte Ham-
burg. Auf Platz drei liegt mit 1,1 Autos 
die Mark Brandenburg, die unter den 
Flächenländern die höchste Dieb-
stahlsgefahr aufweist. In absoluten 
Zahlen wurden in Berlin im vergange-
nen Jahr 3130 Pkw gestohlen. Im Ver-
gleich zu 2018 war dies ein Anstieg um 
knapp neun Prozent. Die tatsächli-
chen Diebstahlzahlen liegen höher, da 
für den Report der Versicherungswirt-
schaft nur die Fälle erfasst wurden, bei 
denen eine Kaskoversicherung vorlag. 
Laut der Auswertung waren unter Die-
ben besonders SUV und Toyota-Mo-
delle beliebt. N.H.

VON ERIK LOMMATZSCH

V ergangenen Sonnabend hat 
Arnold Vaatz im sächsischen 
Landtag in Dresden die Fest-
ansprache zum Tag der Deut-

schen Einheit gehalten. Die Einladung des 
Redners, seit 2002 einer der stellvertre-
tenden CDU/CSU-Fraktionsvorsitzenden 
im Bundestag, hatte Landtagspräsident 
Matthias Rößler (CDU) insbesondere mit 
Vaatz’ Wirken als Bürgerrechtler während 
der Friedlichen Revolution von 1989 und 
dem sich anschließenden Engagement in 
der sächsischen Politik begründet.

Wie es bei der – gesamten – linken 
Parlamentsseite in der Praxis mit der von 
ihr stets beschworenen Toleranz aus-
sieht, demonstrierte sie, indem sie der 
Rede fernblieb. Lediglich Union, AfD und 
Gäste waren präsent. Grüne und SPD  
– beide in Sachsen mit der CDU in einer 
Koalition – sowie Linke zeigten damit zu-
gleich, welchen Stellenwert Nationalfei-
ertag und deutsche Einheit ihrer Mei-
nung nach haben.

Unerträglich scheint ihnen ein Redner 
zu sein, der sich, hier noch ganz Bürger-
rechtler, in der Sache äußert und nicht 
nach den Vorgaben des sich immer mehr 

verengenden linken Meinungskorridors. 
Als konkreter Anlass für das Fernbleiben 
wurde vor allem ein Beitrag des CDU-Po-
litikers über eine Demonstration gegen 
die Corona-Politik im August ins Feld ge-
führt. Dieser Protest, so Vaatz, sei „allge-
mein verflucht“, eine „Black Lives Mat-
ter“-Demonstration hingegen „gelobt“ 
worden, „bei gleicher Gefahrenlage“ be-
züglich der „Pandemie“. So gehe Glaub-
würdigkeit verloren. Bei der regierungs-
kritischen Demonstration habe es eine 
„dreiste Kleinrechnung der Teilnehmer-
zahlen“ gegeben, die ihn an das Gebaren 
der DDR-Oberen erinnerte. 

Rückendeckung des Regierungschefs
Aus der Linken hieß es im Vorfeld des 
3. Oktober, Vaatz versöhne nicht, er spal-
te. Man sei „nicht scharf darauf“ sich 
„krude Thesen eines Festredners anzuhö-
ren, der sich längst ins politische Abseits 
manövriert hat“. Die Grünen meinten: 
„Aus unserer Sicht gehört es eben auch 
zur Freiheit, dass man Festrednern nicht 
zuhören muss.“ Frank Richter, parteilos 
für die SPD im Landtag, sagte, Vaatz habe 
sich „mit Äußerungen hervorgetan, die 
großes Kopfschütteln und auch harten 
Widerspruch provoziert haben“. 

Vaatz erinnerte in seiner Rede nicht 
nur an den Umbruch 1989/90 in Sachsen. 
Er wies darauf hin, dass auch in Polen, der 
damaligen Tschechoslowakei und Ungarn 
die Demokratie erkämpft wurde „unter 
Bedingungen, die im Westen Europas un-
vorstellbar sind“. Nun schlage den Län-
dern „genau aus diesem Westen ein Klima 
permanenter Belehrung“ entgegen. 

Die Einheit, so Vaatz, sei in der Bun-
desrepublik keineswegs allseits gewollt ge-
wesen. Egon Bahr habe Ende der 1980er 
Jahre allein schon das Reden darüber als 
„politische Umweltverschmutzung“ be-
zeichnet, Heiner Geißler und Rita Süss-
muth wollten die Wiedervereinigung aus 
dem CDU-Grundsatzprogramm streichen. 

Lob gab es für das Agieren Helmut Kohls. 
Die „blühenden Landschaften“ seien, trotz 
aller Defizite, „weit über das damals vor-
stellbare Maß Wirklichkeit geworden“. 

Mit Blick auf die Gegenwart mahnte 
Vaatz die ergebnisoffene Debatte ohne 
Konformitätsdruck an. Unter anderem 
sprach er sich für die Kernenergie aus so-
wie die Trennung von Einwanderungs- 
und Asylpolitik. Und er fragte, ob „die 
Freiheit von 1990 heute noch Lebenswirk-
lichkeit“ sei, wenn 80 Prozent der Men-
schen sagten, man müsse beim Sprechen 
über „manche Themen“ wieder Vorsicht 
walten lassen. Aussagen sollten nach dem 
Wahrheitsgehalt beurteilt werden und 
nicht danach, ob man auch Beifall „von 
der falschen Seite“ bekäme. 

Der sächsische Ministerpräsident Mi-
chael Kretschmer (CDU) war ausdrück-
lich nicht zur zentralen Einheitsfeier nach 
Potsdam gefahren, um dem Auftritt Vaatz’ 
beiwohnen zu können. Rückendeckung 
erhielt der Redner auch von Werner 
Schulz, ehemaliger DDR-Bürgerrechtler 
sowie Bundestags- und Europaabgeord-
neter der Grünen. Schulz erklärte, zuzu-
hören gehöre zur Demokratie, das Geba-
ren seiner Parteifreude sei „inakzeptabel, 
armselig und peinlich“.

DEUTSCHE EINHEIT

Boykott im sächsischen Landtag
Linkspartei, Grüne und SPD bleiben der Festrede von Arnold Vaatz fern

Bei seiner Festtagsrede vom 3. Oktober im sächsischen Landtag: Der CDU-Politiker und frühere DDR-Bürgerrechtler Arnold Vaatz Foto: pa
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VON NORMAN HANERT

Z um Teil mit Herzblut, zum Teil 
auch aus wahltaktischen Erwä-
gungen, haben sich Politiker al-
ler Couleurs in den vergange-

nen Jahrzehnten für die Belange der Hei-
matvertriebenen eingesetzt. Berlins der-
zeitiger rot-rot-grüner Senat hat dagegen 
offenbar nicht einmal die Absicht, sein 
Desinteresse zu verbergen. Dieser Ein-
druck drängt sich zumindest bei den Ant-
worten auf, die von der Senatsverwaltung 
für Integration, Arbeit und Soziales auf 
eine parlamentarische Anfrage im Berli-
ner Abgeordnetenhaus geliefert wurden.

Mitte September hatte der Abgeord-
nete Martin Trefzer (AfD) dem Senat eine 
Reihe von Fragen zum Thema „Berlin und 
die Heimatvertriebenen“ gestellt. Der 
studierte Historiker wollte unter anderem 
wissen, wie viele deutsche Heimatvertrie-
bene nach dem Ende des Zweiten Welt-
krieges in Berlin eine neue Heimat gefun-
den haben und aus welchen Gebieten sie 
gekommen sind. Die Senatsverwaltung 
lieferte als Antwort:

„Geschätzt kamen die Heimatvertrie-
benen zu 95 Prozent aus Polen, ansonsten 
vorwiegend aus Rumänien, Estland, Lett-
land oder Litauen. Weitere Zahlen liegen 
nicht vor.  Das  Landesamt für Gesundheit 
und  Soziales (LAGeSo) erhebt selbst kei-
ne statistischen Angaben und wertet auch 
keine Fremdstatistiken aus.“

„Herkunftsland Polen“?
In der Antwort fehlt jeder Hinweis auf die 
Tatsache, das die Herkunftsgebiete zum 
Zeitpunkt von Flucht und Vertreibung 
ganz überwiegend deutsch, nicht polnisch 
waren. Auch die vertriebenen Sudeten-
deutschen fehlen völlig, ebenso die Spät-
aussiedler. Folgt man der Logik des Senats, 
müsste mit Blick auf die Vertriebenen aus 
dem nördlichen Ostpreußen zudem ei-
gentlich auch die Sowjetunion oder Russ-
land als Herkunftsland genannt werden.

Bemerkenswert sind ebenso die weite-
ren Auskünfte des Senats: Wie aus der 
Antwort der Landesregierung hervorgeht, 
ist im Rahmenlehrplan 1-10 für Berlin und 
Brandenburg und im Rahmenlehrplan für 
die gymnasiale Oberstufe „die Geschichte  
der deutschen Heimatvertriebenen nicht 
explizit vorgesehen“. Aufgegriffen werden 

kann das Thema nach Senatsangaben 
„aber im Zusammenhang mit der Behand-
lung  der verheerenden Folgen der natio-
nalsozialistischen Ideologie für Deutsch-
land und Europa“ oder auch „im Kontext  
der Verständigung und Aussöhnung der 
Bundesrepublik Deutschland mit Polen 
und Tschechien vor und nach 1989“.

Nach Angaben der Senatsverwaltung 
ist die Geschichte der Heimatvertriebe-
nen auch „kein Schwerpunkt in der Arbeit 
der Berliner Landeszentrale für politische 
Bildung“. Sie „spielt aber bei Publikatio-
nen und Veranstaltungen zu Fragen der 
Nachkriegszeit eine Rolle“.

Ebenso aufschlussreich sind die Zah-
len, die der rot-rot-grüne Senat zur finan-
ziellen Unterstützung der Vereine der 
Heimatvertriebenen nennt. Im Rahmen 
der Förderung  des Bundesvertriebenen-
gesetzes erhält in diesem Jahr beispiels-
weise die Sudetendeutsche Gesellschaft 
e. V. eine Förderung von 2480 Euro. Dem 
Berliner Landesverband der Vertriebenen 
e. V. wurden aus dem Landeshaushalt für 

sein Projekt „Miteinander“ immerhin 
73.500 Euro bewilligt. Zum Vergleich: Ei-
ne „Initiative für postkoloniales Erinnern 
in der Stadt“ sind Berlins Kultursenator 
Klaus Lederer (Linkspartei) und der Bun-
deskulturstiftung über einen Zeitraum 
von fünf Jahren eine Förderung von über 
drei Millionen Euro wert. Wie aus der par-
lamentarischen Anfrage hervorgeht, 
macht Berlin auch keinen Gebrauch von 
der Möglichkeit, die Stiftung Zentrum 
gegen Vertreibungen als Pate zu unter-
stützen. Fünf Bundesländer und viele 
deutsche Kommunen nutzen diesen Weg, 
um ein Zeichen der Solidarität mit den 
Heimatvertriebenen zu setzen. 

Die entsprechende Nachfrage beant-
wortete der Berliner Senat: „Zur genann-
ten Stiftung und der Patenschaft liegen  
hier keinerlei Erkenntnisse vor. Weder 
das Land Berlin noch die Bezirke haben 
von der Möglichkeit, Pate zu werden, Ge-
brauch gemacht.“ Insgesamt bewertete 
der Abgeordnete Trefzer die gelieferten 
Antworten als „ein Armutszeugnis für den 

Senat und die gesamte, sich sonst so welt-
offen gebende Stadtgesellschaft“. Zur PAZ 
sagte der wissenschaftspolitische Spre-
cher seiner Fraktion: „Die Antworten des 
Senats machen keinen Hehl daraus, dass 
dem Senat die deutschen Heimatvertrie-
benen und deren Nachkommen absolut 
gleichgültig sind. Man weiß nichts über 
sie und man will nichts mit ihnen zu tun 
haben.“

Den Anstoß, eine Anfrage zum Thema 
„Berlin und die Heimatvertriebenen“ zu 
stellen, hatte Trefzer das Verhalten der 
Landesregierung am 5. August 2020, dem 
70. Jahrestag der Unterzeichnung der 
Charta der deutschen Heimatvertriebe-
nen, geliefert. Innenminister Horst Seeho-
fer (CSU) hatte eine bundesweite Beflag-
gung der obersten Bundesbehörden ange-
ordnet. Auch Länder wie Bayern, 
Nordrhein-Westfalen und Mecklenburg-
Vorpommern würdigten den Jubiläumstag 
mit Flaggenschmuck. Berlin und Branden-
burg verzichteten auf eine Beflaggung. 

 (Siehe Kommentar Seite 8)

GEDENKEN

„Dem Senat absolut gleichgültig“ 
Berlin und die Heimatvertriebenen: Anfrage macht eine erschreckende Kälte sichtbar

Als Sozialdemokraten die Vertriebenen noch würdigten: SPD-Chef und Außenminister Willy Brandt (r.) mit Kanzler Kurt Georg Kie-
singer (CDU, M.) sowie dem CDU-Bundestagsabgeordneten und Präsidenten der Pommerschen Abgeordnetenversammlung, Hans 
Edgar Jahn (l.), beim drittem Kongress der Ostdeutschen Landesvertretungen in der Bonner Beethovenhalle, April 1967 Foto: pa

b KOLUMNE

Der Streit, ob trotz eines Berliner Geset-
zes zur staatlichen Neutralität muslimi-
sche Rechtsreferendarinnen den Staat 
mit Kopftuch vor Gericht vertreten dür-
fen, geht in eine neue Runde. Anfang Au-
gust hatte der Kammergerichtspräsident, 
der für die Ausbildung in der Justiz zu-
ständig ist, eine Kopftucherlaubnis für 
Referendarinnen erteilt. Laut der Neure-
gelung sollen Referendarinnen bei der 
Staatsanwaltschaft mit Kopftuch das volle 
Geschäft des Anklagens erledigen kön-
nen, allerdings ohne Robe und nur in Be-
gleitung eines Ausbilders. 

Damit soll klar erkennbar werden, 
dass die kopftuchtragende Juristin noch 
ausgebildet wird, während „die hoheitli-
chen Kernbefugnisse zu jeder Zeit dem 
staatsanwaltschaftlichen Ausbilder zuste-
hen“. Der SPD-Rechtsexperte Sven Kohl-
meier warf nach der Neuregelung dem 

Justizsenator Dirk Behrendt (Grüne) Al-
leingänge der Justizverwaltung, Respekt-
losigkeit und den Bruch von Verabredun-
gen im Senat vor. 

Nun hat der Hauptrichter- und Staats-
anwaltsrat ein weiteres deutliches Zei-
chen gesetzt: In einem Schreiben legte die 
Personalvertretung dem von ihm vertre-
tenen Justizpersonal eine Remonstration 
nahe. Gemeint ist damit das Recht, und 
auch die Dienstpflicht von Beamten, ge-
genüber ihren unmittelbaren Vorgesetz-
ten Einwand zu erheben, wenn sie Beden-
ken haben, ob dienstliche Anordnungen 
rechtmäßig sind. Zur Begründung für sei-
ne Empfehlung führte der Hauptrichter- 
und Staatsanwaltsrat seine Einschätzung 
an, dass er die jüngste Regelung zum 
Kopftuch für verfassungswidrig hält.

Wie kürzlich bekannt wurde, hat im 
Bezirk Friedrichshain-Kreuzberg ein lei-

tender Beamter der Bauaufsicht bereits 
im August 2017 tatsächlich vom Recht 
und der Pflicht zu remonstrieren, Ge-
brauch gemacht. Anlass war laut Recher-
chen des ARD-Magazins „Kontraste“ und 
des „Tagesspiegel“ eine Anweisung des 
Baustadtrats zum Umgang mit dem Haus-
projekt Rigaer Straße 94. Das teilbesetzte 
Haus ist ein wichtiges Symbol der links-
extremen Szene.

Stadtrat in Erklärungsnot
Bereits im Februar 2016 hatte der Leiter 
der Polizeidirektion 5 die Bezirksbürger-
meisterin Monika Herrmann (Grüne) 
schriftlich informiert, dass in der Rigaer 
Straße 94 Brandschutzmängel vorlägen 
und Umbauten den Zutritt für Rettungs-
kräfte erschwerten und Rettungseinsätze 
möglicherweise sogar unmöglich seien. 
Die Bewohner hatten Türen umgebaut, in 

einem Seitenflügel fehlten teilweise Trep-
pengeländer oder Treppenstufen. Der 
Streit zwischen den Beamten der Bauauf-
sicht, die ein Einschreiten wegen der 
Brandschutzmängel für unabdingbar hiel-
ten, und dem grünen Baustadtrat zog sich 
laut den Recherchen über Jahre hin. 

Bei einer polizeilichen Durchsu-
chung der „Rigaer 94“ stellte ein Mitar-
beiter der Bauaufsicht auch noch im 
November 2018 Brandschutzmängel fest 
und drängte, ein ordnungsrechtliches 
Verfahren zu eröffnen. Stadtrat Florian 
Schmidt sieht sich nun mit dem Vorwurf 
konfrontiert, aus politischen Erwägun-
gen das Drängen der Bauaufsicht jahre-
lang ausgebremst zu haben. Die Senats-
innenverwaltung prüft mittlerweile, ob 
der Umgang des Bezirks Friedrichshain-
Kreuzberg im Fall der Rigaer Straße 94 
rechtmäßig war.   N.H.

„REMONSTRATION“

Beamte stellen sich gegen Grünen-Politiker
In der Hauptstadt häufen sich Fälle, in denen Staatsdiener die Anordnungen der Politik zurückweisen

Nach links
VON THEO MAASS

Zwei bisher von gemäßigten Sozialde-
mokraten geführte Berliner Kreisver-
bände sind nach linksaußen gewan-
dert. Die SPD in Neukölln, dem Hei-
matbezirk des legendären Ex-Bezirks-
bürgermeisters Heinz Buschkowsky, 
wird nun von Mirjam Blumenthal und 
dem Bezirksbürgermeister Martin Hi-
kel geführt. Blumenthal setzte sich 
gegen die gemäßigte Kandidatin Kat-
rin Stoye durch. Pikanterweise ist 
Neukölln auch der Heimatbezirk von 
Bundesfamilienministerin Franziska 
Giffey, die von der Partei aufgeboten 
werden soll, um als Kandidatin für das 
Amt des Regierenden Bürgermeisters 
für die SPD bei den Landtagswahlen 
im Herbst 2021 ein akzeptables Ergeb-
nis einzufahren. 

Den SPD-Kreis Mitte führt künftig 
eine linksradikale Doppelspitze. Julia 
Plehnert und Yannick Hahn haben 
Maja Lasic verdrängt, die als Vertraute 
von Raed Saleh, dem SPD-Fraktions-
vorsitzenden im Berliner Abgeordne-
tenhaus, gilt. Lasic ist als neue Bil-
dungssenatorin im Gespräch.

Nach den Wahlen in den verschie-
denen Kreisverbänden verfügt die 
Parteilinke über eine satte Zweidrit-
telmehrheit in den Bezirken des Lan-
desverbandes. Das könnte im Wahl-
kampf zum Bumerang werden. Ob es 
der SPD vor diesem Hintergrund näm-
lich gelingt, mit ihren gemäßigten Aus-
hängeschildern Raed Saleh und Fran-
ziska Giffey die dahinter aufgestellten 
linksradikalen Parlamentarier zu ver-
stecken, ziehen Beobachter in Zweifel. 

Letztlich versuchen die Berliner So-
zialdemokraten den gleich Trick wie im 
Bund. Der gemäßigte Olaf Scholz soll 
Protagonisten wie Saskia Esken über-
decken, die stramm linksideologisch 
hervortritt. In Berlin sollen Giffey und 
Saleh darüber hinwegtäuschen, dass 
die Linksflügler wie Kevin Kühnert und 
Sawsan Chebli dort das Sagen haben. 
Sichtbar wird dies auch durch den poli-
tischen Rückzug von zwei Senatoren, 
die als gemäßigt gelten: Sandra Schee-
res und Dilek Kalayci. Beide rissen zwar 
keine Bäume aus, aber gehörten im-
merhin nicht zu den Vertretern des lin-
ken Parteiflügels. 

b MELDUNG

Kahlschlag bei 
Mercedes 
Berlin – Mit der Entscheidung der 
Konzernführung von Daimler, nicht 
mehr in die Produktion von Verbren-
nungsmotoren investieren zu wollen, 
droht im Berliner Mercedes-Werk der 
Verlust der meisten Arbeitsplätze. Der 
Stuttgarter Autobauer stellt in Berlin-
Marienfelde bislang Motorkomponen-
ten und Getriebe sowie V6-Dieselmo-
toren her. Die Motorenproduktion soll 
Ende 2021 auslaufen. Im Werk in der 
Daimlerstraße sind derzeit 2500 Mit-
arbeiter beschäftigt. Nach ersten Ge-
sprächen mit dem Management geht 
die IG Metall davon aus, dass in eini-
gen Jahren davon nur noch 600 bis 
700 Arbeitsplätze übrig geblieben sein 
werden. Die verbleibenden Mitarbei-
ter sollen künftig Teile für E-Mobilität 
fertigen oder sich auf die Digitalisie-
rung konzentrieren. Die 1902 von der 
Daimler-Motoren-Gesellschaft über-
nommene Fabrik in Marienfelde ist 
das älteste noch produzierende Mer-
cedes-Werk der Welt.  N.H.
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CORONA IN FRANKREICH

Marseille ist tot
Mini-Lockdown legt die Metropole am Mittelmeer lahm – Macron setzte sich gegen Lokalpolitiker durch

Die Folgen der Immigrationswelle von 
2015/16, als 163.000 Zuwanderer ins Land 
kamen, hat Schweden bis heute nicht be-
wältigt: ausufernde Bandenkriminalität, 
Subkulturen und Integrationsverweige-
rung. Fast wöchentlich erschüttern Mor-
de durch Immigranten das Land, manche 
Stadtteile von Göteborg oder Malmö sind 
Tabuzonen für die Polizei geworden.

Im August wurde ein unbeteiligtes 
zwölfjähriges Mädchen Opfer von auslän-
dischen Banden in Stockholm. Das war 
vielleicht der eine Mord zu viel. In der De-
batte im schwedischen Reichstag fragte 
der Schwedendemokrat Jimmie Åkesson 
Regierungschef Stefan Löfven, ob er denn 
den Zusammenhang zwischen dem Zu-
strom an Asylsuchern und wachsender 
Kriminalität nicht sehe. Dessen Antwort 
markiert eine Wende in der schwedischen 
Einwanderungspolitik. Löfven sagte: „Bei 
einer großen Migration, bei der wir die 

Integration nicht bewältigen können, ist 
es klar, dass man soziale Spannungen in 
einer Gesellschaft bekommt.“

Lange Zeit galt Schweden als Muster-
land der rot-grünen Multikulti-Träumer. 
Doch dieser Traum scheint in einer bluti-
gen Realität angekommen zu sein. Jetzt 
nähert sich die sozialdemokratische Re-
gierung in Schweden Positionen an, die 
sonst nur von den sogenannten Populis-
ten zu hören sind. Auch Zuwanderer aus 
dem Asyllager Moria der griechischen In-
sel Lesbos will Schweden nicht aufneh-
men, wie der ebenfalls sozialdemokrati-
sche Innenminister betont. 

Schweden hat sich schon vor vier Jah-
ren von der bis dahin offenen Asylpolitik 
verabschiedet. Nach dem Migrations-
schock hatte man 2016 das Zuwande-
rungsrecht deutlich verschärft. 2014 hatte 
Schweden zwölf Prozent aller Asylsucher 
in der EU aufgenommen. Heute sind es 

noch drei Prozent, das entspricht genau 
dem Anteil Schwedens an der Bevölke-
rung der EU. Deutschland nimmt noch 
immer das Doppelte bis Dreifache von 
Zuwanderern auf, als es seinem Anteil an 
der EU-Bevölkerung entspricht.  

Täter sollen in ausländischen Knast
Ministerpräsident Löfven hat jetzt den 
Zusammenhang zwischen Sicherheitslage 
und Asylzuwanderung erkannt. Die Immi-
granten würden kriminell, weil die Integ-
ration nicht gelungen sei, sagt er. 

Eine Maßnahme war die Begrenzung 
der Familienzusammenführung, durch 
die ein großer Teil der Zuwanderer legal 
ins Land kam. Eine Zusammenführung 
gibt es jetzt nur noch bei langfristigem 
Aufenthalt, bei genügend Sprachkennt-
nissen und ohne Zuwanderung in das So-
zialsystem. Mit solchen rigorosen Maß-
nahmen hatte Deutschland einst auch ei-

ne Zuwanderung gesteuert, allerdings die 
seiner eigenen Staatsbürger, nämlich der 
Russlanddeutschen. 

Seinen eigenen Staatsbürgern mutet 
Deutschland bis heute Familientrennun-
gen über Tausende von Kilometer zu, bei 
den Clan-Kriminellen aus dem Libanon 
oder aus der Türkei wagt man das nicht.

Der Klartext von Löfven in Bezug auf 
Ausländerkriminalität hat das Bündnis 
von Linken und Grünen in Stockholm vor 
eine Zerreißprobe gestellt. Ebba Busch, 
Chefin der Christdemokraten, hofft be-
reits auf eine neue Regierung mit den bür-
gerlichen Moderaten und den Schweden-
demokraten. Die schwedische Christde-
mokratin will noch eine Stufe weiterge-
hen. Sie denkt bereits an Gefängnisse im 
Ausland, um die mit Ausländern überbe-
legten Gefängnisse in Schweden für die 
Bekämpfung von Bandenkriminalität frei-
zubekommen. Bodo Bost

SCHWEDEN

Wende in der Immigrationspolitik
Das Land zieht Konsequenzen aus der gescheiterten Integration – Asylsucher aus Moria sind unerwünscht

b MELDUNGEN

VON EVA-MARIA MICHELS

A m 24. September verhängte 
der Präfekt des Département 
Bouche du RhÔne, Christophe 
Mirmand, im Auftrag der Pari-

ser Zentralregierung einen Mini-Lock-
down über den Großraum Marseille-Aix la 
Provence. Damit reagierte er auf die von 
der regionalen Zweigstelle des staatlichen 
Gesundheitsamts Agence Regionale de 
Santé (ARS PACA) gelieferten Zahlen zu 
positiven Coronavirus-Testungen. 

Von der Maßnahme sind ausschließ-
lich Gastronomiebetriebe sowie Fitness-
studios und Sportvereine betroffen. Ur-
sprünglich sollten diese Branchen am 
Freitag, dem 25. September, ab 22 Uhr für 
14 Tage schließen, doch nach starken Pro-
testen sowohl der betroffenen Unterneh-
mer als auch der Lokalpolitiker gewährte 
der Präfekt einen zweitägigen Aufschub 
bis zum Sonntag.

In Marseille und Umgebung dominie-
ren Unverständnis, Wut und Ohnmacht 

angesichts der Lage. Die Bürger haben das 
Gefühl, dass die Pariser Regierung die 
Stadt dafür bestraft, dass sie seit der Co-
vid-Epidemie im Frühjahr geschlossen 
hinter dem weltweit führenden Infektio-
logen Didier Raoult vom Forschungsinsti-
tut IHU Marseille-Mediterrané Infection 
steht. 

Raoult hatte das lebensrettende Hy-
droxychloroquin-Azithromcin-Protokoll 
gegen Covid-19 aufgesetzt, das aber von 
der Regierung Macron mithilfe des von 
ihr eingesetzten Wissenschaftsrates, von 
dem neun seiner zehn Mitglieder Verbin-
dungen zum US-amerikanischen Remde-
sivir-Labor Gilead haben, mit allen Mit-
teln bekämpft wird.

Von links bis rechts geeint
Die Marseiller Lokalpolitiker, angefangen 
von der linksextremen Bürgermeisterin 
Michèle Rubirola bis hin zum bürgerli-
chen Départementpräsidenten Renaud 
Muselier sind ebenfalls empört über die 
Zwangsmaßnahmen von oben. Ihnen ist 

gemeinsam, dass sie völlig übergangen 
und vor vollendete Tatsachen gestellt 
wurden.

Nach lautstarken Protesten der Gas-
tronomen und ihrer Ankündigung, sich 
der Zwangsschließung zu widersetzen, 
und nachdem die Zweite stellvertretende 
Bürgermeisterin, die Sozialistin Samia 
Ghali, versichert hatte, dass die Stadtpoli-
zei keine Bußgelder für geöffnete Betriebe 
verteilen werde, und Département-Präsi-
dent Muselier gemeinsam mit den Gast-
ronomieverbänden beim Verwaltungsge-
richt Klage gegen das Dekret eingereicht 
hatte, gewährte Paris Marseille eine auf-
schiebende Frist von zwei Tagen.

Doch seit Beginn der Frist ist Mar-
seille tot. Die Gastronomen und ihre Zu-
lieferer blockierten zwar aus Protest am 
Montagmorgen vorübergehend einen 
wichtigen mautpflichtigen Autobahntun-
nel, aber letztlich widersetzen sie sich 
nicht aktiv dem Schließungsdekret. Jeder 
hat Angst, dass sein Betrieb derjenige sein 
wird, an dem der Staat durch eine horren-

de Strafe ein Exempel statuiert. Schnell-
restaurants wie McDonalds und Burger 
King, sowie die Betriebs- und Schulkanti-
nen, die von multinationalen Konzernen 
wie Sodexo betrieben werden, sind dage-
gen von der Zwangsschließung ausge-
nommen. 

Beim Sport gibt es die gleichen Wider-
sprüche: Schulen und die außerschulische 
Kinderbetreuung sowie Leistungssportler 
dürfen weiterhin Sporthallen benutzen, 
Vereinssport für Erwachsene dagegen ist 
aus sanitären Gründen verboten.

Manipulierte Zahlen vorgelegt
Ein Verwaltungsgericht bestätigte schließ-
lich die Rechtmäßigkeit der willkürlichen 
Regierungsmaßnahmen mit dem Argu-
ment des Vorsichtsgebots. Doch bei einer 
genauen Betrachtung der Daten aus Mar-
seille sieht man, dass die staatliche ARS 
PACA dem Verwaltungsgericht retu-
schierte Zahlen vorlegte, die in Marseille 
eine höhere Positivrate bei den über 
65-jährigen vorgaben, als es wohl in Wirk-
lichkeit der Fall war. 

Insgesamt wiesen die Testdaten für 
Marseille und das Departement Bouche 
du Rhône bereits seit Mitte September, 
also eine Woche vor Verhängung des Mi-
ni-Lockdowns, nach unten. Doch diese 
Fakten entkräftete die stellvertretende 
Sportministerin Roxana Maracineanu am 
28. September auf dem Hörfunksender 
Europe 1 mit der Aussage: „Die Entschei-
dungen werden heute nicht auf der Basis 
einer Realität getroffen, die besagt, dass 
das Virus grassiert – wir wissen überhaupt 
nicht, wie es sich überträgt –, sondern um 
zu sagen, dass ihr weiterhin im Privaten 
diszipliniert sein müsst, so wie ihr es auf-
grund der sozialen Kontrolle bei der Ar-
beit und auf der Straße seid.“

Unter dem Druck des Vergleichs der 
Positivtestungen zwischen Paris und Mar-
seille verkürzte Gesundheitsminister Vé-
ran die Restaurantschließungen für Mar-
seille. Seit diesem Montag dürfen die Res-
taurants nun wieder öffnen unter der Be-
dingung, anderthalb Meter Abstand zwi-
schen den Tischen sicherzustellen und 
die Kontaktdaten der Gäste zu sammeln. 
Die Bars dagegen müssen offiziell ihren 
Getränkeausschank geschlossen halten, 
dürfen aber weiterhin Tabak und Lotto-
scheine verkaufen.

Polen bleibt 
hartnäckig
Warschau – Zehn Jahre, nachdem ein 
Flugzeug mit dem damaligen polni-
schen Staatspräsidenten Lech 
Kaczyński bei einem Landeanflug auf 
das russische Smolensk abstürzte, ver-
langt die polnische Generalstaatsan-
waltschaft die Verhaftung von drei rus-
sischen Fluglotsen. Laut dem Haftan-
trag wirft die Generalstaatsanwalt-
schaft den Fluglotsen die vorsätzliche 
Verursachung eines Flugverkehrsun-
falls vor. Bei dem Absturz am 10. April 
2010 war eine polnische Regierungs-
maschine in dichtem Nebel vor der 
Landebahn in einen Wald gestürzt. 
Unter den verstorbenen 96 Insassen 
befanden sich der Zwillingsbruder des 
PiS-Parteichefs Jarosław Kaczyński so-
wie viele weitere hochrangige Staats-
vertreter. Ein erster, 2011 veröffentlich-
ter polnischer Untersuchungsbericht 
hatte als Hauptursache des Absturzes 
einen Pilotenfehler festgestellt. Polens 
Präsident Andrzej Duda hat im Novem-
ber 2015 eine neue Untersuchung an-
geordnet, die Beweise für eine An-
schlagstheorie sucht. N.H.

Macron gegen 
radikalen Islam
Paris – Frankreichs Präsident Emma-
nuel Macron hat für diesem Herbst ein 
Islam-Gesetz mit konkreten Maßnah-
men angekündigt, um Parallelgesell-
schaften und radikalislamischem Ter-
ror entgegenzuwirken. Macron beklag-
te einen radikalislamischen Separatis-
mus in Frankreich, der muslimischen 
Mädchen die Vollverschleierung vor-
schreibe, muslimische Männer dazu 
anhalte, Frauen den Händedruck zu 
verweigern, oder zu unterschiedlichen 
Schwimmzeiten für Muslime und 
Nicht-Muslime in Schwimmbädern 
führe. Anschlägen radikaler Moslems 
fielen bereits 250 Franzosen zum Op-
fer. Frankreich hat in Europa die größte 
islamische Gemeinschaft, gefolgt von 
Deutschland. Per Gesetz will der Präsi-
dent vom Ausland finanzierte, impor-
tierte Imame verbieten. Stattdessen 
sollen islamische Religionslehrer in 
Frankreich ausgebildet werden. Musli-
mische Gemeinschaften will er zudem 
zu finanzieller Transparenz zwingen. 
Macron greift damit offen Probleme 
mit dem Islam auf, während die deut-
sche Politik sich einer Diskussion darü-
ber verschließt, obwohl die Problema-
tik in Deutschland die gleiche ist. MRK

Putin erschwert 
Holzexport
Moskau – Ab dem 1. Januar 2022 will 
Wladimir Putin dem Export von unver-
arbeitetem Nadelholz und wertvollem 
Laubholz per Gesetz strenge Regeln 
auferlegen. Um die Holzausfuhr besser 
kontrollieren zu können, wird ab dem 
1. Januar kommenden Jahres das Amt 
einer Obersten Landesforstinspektion 
eingerichtet, die zunächst in einigen 
Regionen ihre Arbeit aufnehmen soll.  
Sie übernimmt die Aufsicht über den 
Transport, die Lagerung und die Ver-
arbeitung von Holz. Über ein gesamt-
staatliches Informationssystem sollen 
Holzbestand und -transaktionen buch-
halterisch erfasst werden. Für die Mo-
dernisierung der Forstwirtschaft sind 
zinsgünstige Darlehen vorgesehen. Ziel 
sei es, neue Positionen auf den Welt-
märkten zu erlangen, so Putin. MRK

Gastronomen waren vom zweiten Lockdown besonders hart betroffen: Kellner bei der Abstandsmessung in einem Restaurant am 
Hafen von Marseille. Im Hintergrund die Basilika Notre-Dame de la Garde Foto: pa
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„Beschützt Eigentumsrechte“: Geht es nach der „Zeit“, müsste über Gold ein Handelsverbot ausgesprochen werden

VON WOLFGANG KAUFMANN

I m Jahr 1966 schrieb der Wirtschafts-
wissenschaftler und spätere Chef 
der US-Notenbank, Alan Green-
span: „Die Finanzpolitik des Wohl-

fahrtsstaates macht es erforderlich, dass 
es für Vermögensbesitzer keine Möglich-
keit gibt, sich zu schützen. Dies ist das 
schäbige Geheimnis, das hinter der Ver-
teufelung des Goldes durch die Vertreter 
des Wohlfahrtsstaates steht … Gold be-
schützt Eigentumsrechte.“ 

Und genau die sind derzeit in der Bun-
desrepublik in höchstem Maße gefährdet. 
Wenn es dem Staat nicht gelingt, die Ein-
nahmeverluste und Mehrausgaben infol-
ge der Corona-Krise durch Sparmaßnah-
men und Steuererhöhungen zu kompen-
sieren, drohen all jenen, die noch irgend-
wie über Vermögen verfügen, Zwangsan-
leihen, Zwangsabgaben, Zwangshypothe-
ken oder gar Zwangsenteignungen. 

Dies ist für so manchen Grund genug, 
sein Geld in physisch vorhandenem Gold 
anzulegen. Denn das kann dem staatli-
chen Zugriff leichter entzogen werden als 
das Guthaben eines gläsernen Bankkun-
den oder Sachwerte wie Immobilien.

„Nutzloses Zeug“ 
Deshalb polemisieren einige bundesdeut-
sche Medien, die sich offenbar weniger als 
Kontrolleure denn als Sprachrohr oder 
Interessenwahrer der derzeit Herrschen-
den verstehen, gegen das Edelmetall und 
dessen Kauf durch Privatanleger, die da-
mit ein Stück mehr finanzielle Freiheit 
gewinnen wollen. 

Besonders augenfällig ist das Engage-
ment der als linksliberal geltenden Wo-
chenzeitung „Die Zeit“. So klärte das Blatt 
seine Leser am 2. April über die angebli-
chen Nachteile des Gold-Investments auf, 
wobei es die üblichen Standardargumente 
wie „Wirft keine Rendite ab“ vorbrachte. 
Dem folgte zehn Tage später die bissige 
Polemik „Gold ist das Klopapier der 
Wohlhabenden“. Deren Quintessenz lau-
tete, sich zur Absicherung gegen Krisen 
lieber einen Schrebergarten zuzulegen. 

Am 12. August wurde vor unseriösen 
Händlern gewarnt, die „winzige Goldbar-
ren zu stark überhöhten Preisen“ verkauf-
ten. Das gilt freilich nur für ganz wenige 
schwarze Schafe der Branche, die der 
Kunde unschwer als solche erkennen 
kann, wenn er über ein Mindestmaß an 
Sachverstand verfügt. Natürlich lohnt es 
nicht, Mini-Goldmünzen oder -barren für 
das Dreifache des üblichen Marktpreises 
zu erwerben.

Die schärfste Tirade erschien schließ-
lich am 23.  September unter der Über-
schrift „In die Tonne mit dem nutzlosen 
Zeug“. Nun hielt der wirtschaftspolitische 
Korrespondent im „Zeit“-Hauptstadtbü-
ro, Mark Schieritz, ein leidenschaftliches 
„Plädoyer für das Verbot des Goldhan-

dels“. Darin wagte er die mehr als kühne 
Behauptung, dass Gold „das vielleicht 
nutzloseste Metall der Welt“ sei, denn es 
tauge zu keinerlei praktischer Verwen-
dung. Darüber hinaus stelle die „Goldför-
derung eine riesige Umweltschweinerei“ 
dar. Das Element stehe in puncto Schäd-
lichkeit auf der gleichen Stufe wie Asbest, 
Quecksilber oder Fluorchlorkohlenwas-
serstoff. Und man könne Gold ja auch 
„nicht essen“ oder damit „sein Eigentum 
… verteidigen“. 

Wer wirklich an die bevorstehende 
wirtschaftliche und gesellschaftliche Apo-
kalypse glaube, „der solle sich Ackerland 
kaufen, Milchkühe, Thunfischdosen, 
Whisky, Waffen, vielleicht Immobilien. 
Aber kein Gold.“ Anschließend versuchte 
Schieritz, die Flucht ins Gold dadurch zu 
verunglimpfen, „dass das gelbe Metall ge-
rade in nationalliberalen und rechtsradi-
kalen Milieus seine Anhänger findet“. 

Aus all dem zieht der „Zeit“-Wirt-
schaftskorrespondent, der 2014 laut tönte 
„Inflation? Bitte mehr davon!“, folgenden 
Schluss: „Gold ist der Reichsbürger unter 
den Finanzinvestments. Seine Zeit ist ab-
gelaufen. Es sollte aus dem Verkehr gezo-
gen werden.“

„Riesige Umweltschweinerei“
Allerdings steht derzeit nicht zu erwarten, 
dass es hierzulande zu dem geforderten 
Verbot des Goldhandels oder privaten 
Goldbesitzes kommt – auch wenn Exper-
ten wie der britische Hedgefonds-Mana-
ger Crispin Odey oder der deutsche Fi-
nanzjournalist Michael Braun Alexander 
dies für möglich halten. Denn der Staat 
bemüht sich inzwischen auffällig stark um 
eine weitgehende Registrierung der Gold-
käufer und -besitzer. 

Während die Grenze für Käufe mit 
Barzahlung ohne jegliche Erfassung der 

Personalien bis Anfang 2020 bei 
9999,99 Euro und zwischen 2002 und Ju-
ni 2017 sogar bei 14.999,99 Euro gelegen 
hatte, dürfen Gold, Silber und andere An-
lagemetalle inzwischen nur noch dann 
anonym erworben werden, wenn weniger 
als 2000 Euro fließen. Dafür bekommt 
man derzeit kaum mehr als eine Unze 
Feingold. Hierdurch ist jederzeit eine rigi-
de und umfassende Besteuerung des 
Goldbesitzes möglich, denn das Finanz-
ministerium braucht ja bloß über die 
Händler beziehungsweise seine Zentral-
stelle für Finanztransaktionsuntersu-
chungen zu eruieren, an welche Adressen 
es die Zahlungsbescheide schicken muss.

Insofern ist die Fortexistenz des regu-
lären Goldhandels für den Staat deutlich 
vorteilhafter als das verbotsbedingte Ent-
stehen eines Schwarzmarktes, dessen 
Kontrolle viel mehr behördliche Ressour-
cen binden würde.

GOLD

Systematische Verteufelung  
eines Edelmetalls

Regierungsnahe Medien verunglimpfen die Möglichkeit der Bürger, vor 
Zugriffen des Staates in sehr mobile Sachwerte zu fliehen

„Die deutsche Wirtschaft ist auf Erho-
lungskurs“, haben mehrere Medien ver-
meldet. Sie stützten sich dabei auf eine 
Analyse des Münchener Ifo-Instituts für 
Wirtschaftsforschung, laut der die Zahl 
der Kurzarbeiter in Deutschland im ver-
gangenen Monat um eine Million auf nun 
noch 3,7  Millionen gefallen ist. Damit 
sank ihr Anteil an sozialversicherungs-
pflichtig Beschäftigten von 14 auf  
elf Prozent.

„Die deutsche Wirtschaft fasst nach 
der Corona-Rezession wieder Fuß“, teilte 
das Institut weiter mit. Nach dem Coro-
na-bedingten Schrumpfen des Bruttoin-
landsprodukts um 9,7 Prozent im zweiten 
Quartal rechnet es für das dritte mit ei-
nem Wachstum von 6,6 Prozent. Auch im 

vierten Quartal sei mit einem deutlichen 
Plus zu rechnen. 

Bei den erhaltenen Aufträgen, erziel-
ten Umsätzen und hergestellten Produk-
ten gehen die Zahlen seit Mai wieder nach 
oben – allerdings von einem desaströsen 
Niveau ausgehend. Die Zahlen der Ver-
gleichsmonate des Vorjahres wurden bis-
lang deutlich verfehlt.

Und die Lage ist weiterhin fragil. 
Übereinstimmend gehen alle Experten 
davon aus, dass erst das Jahr 2022 einen 
normalen wirtschaftlichen Betrieb er-
möglichen wird. Und das zarte Pflänzchen 
der Erholung könnte jäh niedergetreten 
werden, sollte es neuerliche Einschrän-
kungen im öffentlichen Leben geben. 
„Auch wenn es dazu zwar nicht in 

Deutschland, aber in Frankreich und Spa-
nien kommen sollte, wo die Infektions-
zahlen zurzeit besonders stark steigen, 
würde die Erholung in Deutschland er-
heblich gefährdet“, lässt das Leibniz-Ins-
titut für Wirtschaftsforschung Halle 
(IWH) wissen. 

Und ein weiterer Punkt kommt hinzu. 
Die Bundesregierung hat Anfang Septem-
ber die Aussetzung der Insolvenzantrags-
pflicht für überschuldete Unternehmen 
bis Jahresende verlängert. Überspitzt for-
muliert heißt dies, dass derzeit viele Fir-
men im Wirtschaftskreislauf agieren, die 
eigentlich nicht mehr existent sein dür-
fen. Im Fachjargon nennt man diese 
„Zombiefirmen“. Nach einer Einschät-
zung des Instituts der deutschen Wirt-

schaft (IW) in Köln könnte es bis zum 
Jahresende mehr als 4000 davon geben.

Obwohl die Auftragslage durchweg 
schlechter war als in den Vorjahren, könn-
te die Anzahl an Insolvenzen einen histo-
rischen Tiefstand erreichen. Aufgescho-
ben bedeutet aber auch hier nicht aufge-
hoben. Die negativen Folgen des Corona-
Lockdowns und der anhaltenden Welt-
wirtschaftskrise werden lediglich ver-
schoben. 

Dies ist vor allem für die Banken ein 
großes Risiko. „Derzeit lässt sich für sie 
kaum abschätzen, welches Unternehmen 
tatsächlich gut durch die Krise steuert 
und wer sich bloß noch von seinen Gläu-
bigern und vom Staat durchfüttern lässt“, 
teilte das Institut mit. Peter Entinger

CORONA

Deutsche Wirtschaft auf Erholungskurs? 
Aussetzung der Insolvenzantragspflicht relativiert optimistisch stimmende Kennzahlen
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Ernteroboter 
in England
Kent – Nachdem Forscher der Univer-
sität von Plymouth vergangenes Jahr 
erstmals ein automatisiertes Him-
beererntesystem in der Praxis getestet 
haben, soll in der Grafschaft Kent nun 
die „erste Roboterfarm der Welt“ ent-
stehen. Die staatliche Agentur „Inno-
vate UK“ stellt dafür 2,5  Millionen 
Pfund (knapp 2,8 Millionen Euro) zur 
Verfügung. Mit dem Geld soll ein Fa-
milienbetrieb gefördert werden, der 
Mitglied von „Berry Garden’s“ ist, der 
größten Genossenschaft für Beeren-
früchte in Großbritannien. Mit dem 
Austritt aus der Europäischen Union 
und der Änderung von Einwande-
rungsregeln für ungelernte Arbeits-
kräfte droht der britischen Landwirt-
schaft ein Mangel an Erntehelfern. 
Bislang stammen nahezu alle Saison-
arbeiter in der Landwirtschaft aus Bul-
garien und Rumänien. N.H.

Olaf Scholz 
hilft EZB
Berlin/Frankfurt – Nachdem Bundes-
finanzminister Olaf Scholz (SPD) für 
dieses Jahr bereits Kreditermächti-
gungen im Volumen von 217,8 Milliar-
den Euro erhalten hat, sieht auch der 
Haushaltsentwurf für 2021 neue 
Schulden vor. Unter Aussetzung der 
im Grundgesetz festgeschriebenen 
Schuldenbremse will der Bund im 
kommenden Jahr weitere 96  Milliar-
den Euro an Krediten aufnehmen. Ins-
gesamt steigen die Schulden, die der 
Bund im Laufe der Corona-Krise auf-
genommen hat, damit auf über 
300 Milliarden Euro. Als Nebeneffekt 
der hohen Neuverschuldung lässt der 
Druck auf die Europäische Zentral-
bank (EZB) nach, mit ihren Anleihe-
käufen eine neue juristische Klage zu 
riskieren. Bereits im Herbst 2019 war 
bekannt geworden, dass die EZB beim 
Ankauf deutscher Staatsanleihen auf 
ein Problem zusteuert, weil am Markt 
nur noch für rund ein Jahr kauffähige 
deutsche Titel zur Verfügung stehen. 
Eine Fortsetzung der Anleihekäufe 
wäre ab diesem Punkt nur noch unter 
Missachtung des EZB-Kapitalschlüs-
sels möglich gewesen. N.H.

Rückzug von 
der Wall Street
New York – Die Handelsstreitigkeiten 
zwischen den USA und China wirken 
sich nun auch auf den Finanzmarkt 
aus. Nachdem der chinesische Twit-
ter-Konkurrent Sina-Weibo erst im 
April 2014 an die Technologiebörse 
Nasdaq gegangen ist, zieht sich die 
Internetfirma nun wieder aus den USA 
zurück. Laut einem Bericht des Wirt-
schaftsmagazins „Forbes“ könnten 
noch weitere 200 chinesische Firmen 
diesem Beispiel folgen, darunter 
Schwergewichte wie der Onlinehänd-
ler Alibaba und der große Suchmaschi-
nenbetreiber Baidu. Ein wichtiger Fak-
tor soll dabei die Ankündigung von 
US-Präsident Donald Trump vom ver-
gangenen Sommer spielen, ausländi-
schen Unternehmen das US-Börsen-
listing zu entziehen, wenn sie sich 
nicht an bestimmte Transparenz-
pflichten des Sarbanes-Oxley-Act aus 
dem Jahr 2002 halten. Beobachter ge-
hen davon aus, dass Trump damit vor 
allem auf chinesische börsennotierte 
Unternehmen zielt.  N.H.
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FLORIAN STUMFALL

V on Mayer Amschel Roth-
schild, dem Begründer des 
gleichnamigen Bankhauses, 
ist folgendes Wort überlie-

fert: „Gebt mir die Kontrolle über die 
Währung einer Nation, und mir ist 
gleichgültig, wer die Gesetze macht.“

Kurioserweise trifft sich das an-
spruchsvolle Motto mit einer trivialen 
Volksweisheit: „Geld regiert die Welt.“ 
Davon muss man selbstver ständlich eine 
Einschränkung machen, zumindest inso-
fern, als der mehr oder minder große 
Einfluss der Finanzwelt auf die Politik 
nur dort besteht, wo die jeweilige Wäh-
rung gilt. Doch führt man in die Überle-
gung den Begriff der Weltreservewäh-
rung ein – und die ist zumindest bis auf 
Weiteres der US-Dollar –, verliert jene 
Ein schränkung mit einem Male an Be-
deutung, denn einer Weltreservewäh-
rung ist es eigen, überall zu gelten, un-
abhängig davon, wer mit wem zu tun hat.

Hätte es also mit dem Wort des ein-
flussreichen Bankiers seine Richtigkeit, 
so wären es heute die Herren der US-No-
tenbank FED, welche die Währung kont-
rollieren, nach der sich die Welt richtet. 
Und ihnen könnte es daher egal sein, wer 
die Gesetze macht. Dieser Schluss ist ge-
eignet, manche Zeiterscheinungen zu er-
klären, und daher plausibel.

In der geistigen Nähe Rothschilds fin-
det sich nicht nur der misstrauische 
Volksgeist, sondern auch ein überaus be-
deutender politischer Denker der Gegen-
wart: Henry Kissinger. Er hat die Roth-
schildsche Maxime erweitert und diffe-
renziert und folgendermaßen ausge-
drückt: „Wer das Öl kontrolliert, der be-
herrscht die Staaten; wer die Nahrungs-
mittel kontrolliert, der beherrscht die 
Völker; und wer das Geld kontrolliert, 
der beherrscht die Welt.“

Kissingers Dreiheit 
Nachdem die Überlegung so weit gedie-
hen ist, erscheint es unum gäng lich, sie 
an der Wirklichkeit zu prüfen. Selbstver-
ständlich eignet sich dafür ausschließlich 
die Politik des Landes mit der Weltreser-
vewährung, also der Vereinigten Staaten 
von Amerika. 

Da ist zum Ersten die Sache mit dem 
Öl. Um es kurz zu machen: Wo immer 
auf der Welt sich die Gelegenheit bietet 
oder herbeigeführt werden kann, zeigen 

die Vereinigten Staaten Interesse am 
Erdöl anderer Staaten. Das hat zu mehre-
ren Kriegen beispielsweise in Kuwait, 
dem Irak oder Libyen geführt. In Syrien 
hält die US-Armee widerrechtlich die 
kurdischen Ölfelder besetzt und lässt sie 
durch US-Firmen ausbeuten. 

Das ölreiche Venezuela hat einen von 
den Vereinigten Staaten in Szene gesetz-
ten Putschversuch hinter sich, doch die 
verschiedensten Drohungen, Sanktionen 
und Behinderungen noch lange nicht. In 
Afrika ist Angola der größte Erdölprodu-
zent, die staatliche Firma Sonangol setzt 
30 Milliarden US-Dollar um. Sie ist ge-
gliedert in das korruptionserprobte 

Stammhaus in Luanda und in die anglo-
amerikanischen Dependenzen in den 
USA, Großbritannien und Singapur. Wer 
in den genannten Ländern mit dem Öl-
geschäft zu tun hat, profitiert vom Öl aus 
Angola. Washington hat die Beziehungen 
zu Luanda zusätzlich durch ein Militär-
abkommen gefestigt. Eines jedenfalls 
steht fest: Das Konzept für das anglo-
amerikanische Ölgeschäft gilt weltweit. 
Soweit die Sache mit dem Öl, wenn auch 
nur skizzenhaft. 

Der Punkt zwei von Kissingers Triade 
sind die Nahrungsmittel. Hier steht bei-
spielhaft die Firma Monsanto, die mitt-
lerweile zum Bayer-Konzern gehört. Das 

Geschäftsmodell für den Lebensmittel-
markt ist einfach. Der Konzern schließt 
mit Bauern in der Dritten Welt – von 
Latein amerika über Afrika und den Mitt-
leren Osten bis nach Südostasien – Kne-
belverträge ab, durch die sie über Kredite 
an die Kandare ge nommen werden. So-
dann wird ihnen vorgeschrieben, was sie 
anzubauen haben – Soja oder Palmöl an-
statt verschiedener Früchte für den Ei-
genbedarf –, und dass sie Saatgut nur von 
Monsanto kaufen dürfen. So werden die 
Bauern zu Halbfreien, und die Umwelt 
wird ruiniert. Dies zur Nummer zwei.

Wie ein Probemuster
Die Nummer drei, das Finanzsystem, ist 
mit der Ordnung der Welt reservewährung 
bereits beschrieben. Allerdings ist hier 
eine nicht vorgesehene Entwicklung 
festzustellen. Verschiedene Länder  
– haupt sächlich Russland und China – 
entziehen sich dem Zwang, alle inter-
nationalen Geschäfte in Dollar zu ver-
rechnen, und fakturieren in den eigenen 
Währungen. Das bedeutet für den Dollar 
Einbußen und darüber hinaus eine Ge-
fahr, die abzuwenden zu radikalen 
Entschlüs sen führen könnte. 

Doch noch ist es nicht soweit, und 
Kissingers politischer Aphorismus er-
scheint als Wegweisung für eine Politik 
der Weltbeherrschung, die indes so und 
unter diesem Namen immer geleugnet 
wird. Man nennt das lieber „Weltinnen-
politik“, „New Government“ oder – noch 
ein wenig verschwommener – „Globali-
sierung“. 

In diesem Zusammenhang erscheint 
die Europäische Union als ein Probe-
muster für den großen Wurf. Ihre Ent-
wicklung spiegelt Kissingers Dreiheit 
wörtlich wider: In der Montanunion, 
dem ersten Zusammenschluss, wurde 
die Energiepolitik der ersten sechs Staa-
ten vereint. Funktional also das Feld, wo-
für heute das Öl steht. Darauf folgte die 
Landwirt schaft, die völlig von der EU be-
stimmt wird, und das bleibt so, auch 
wenn sie, die früher jahrtausendelang 
Urgrund des Wohlstandes ge wesen war, 
heute einen Kostenfaktor in Höhe von 
60  Milliarden Euro jährlich darstellt. 
Und mit dem Euro wurde das Geld 
gleichgeschaltet. 

b Der Autor ist ein christsoziales  
Urgestein und war lange Zeit  
Redakteur beim „Bayernkurier“.

RENÉ NEHRING

Selten hat eine offizielle Stellungnahme 
die Ignoranz politischer Entscheider 
gegenüber dem Schicksal der eigenen 
Nation so verdeutlicht wie die jüngste 
Antwort der Berliner Senatsverwaltung 
für Integration, Arbeit und Soziales auf 
die Kleine Anfrage eines Mitglieds des 
Abgeordnetenhauses (siehe Seite 5).

Von den denkwürdigen Ausführun-
gen stechen vor allem zwei heraus: zum 
einen die Schätzung, dass „die Heimat-
vertriebenen zu 95 Prozent aus Polen“ 
stammen. Gemeint sind vermutlich jene 
jenseits von Oder und Neiße liegenden 
Gebiete, die 1945 unter polnische Verwal-
tung kamen und mit dem Zwei-plus-
Vier-Vertrag als polnisches Gebiet aner-
kannt wurden – die jedoch jahrhunderte-
lang deutsches, beziehungsweise preußi-
sches und österreichisches Land waren. 

Nun mag man angesichts der allge-
meinen Bildungsmisere nicht mehr vor-
aussetzen, dass man in der Berliner Se-
natsverwaltung noch die Namen Joseph 
v. Eichendorff, Arthur Schopenhauer 
oder Ferdinand Lassalle kennt, die alle-

samt in jenen fernen Gebieten geboren 
wurden. Aber das Wissen, dass Regie-
rende Bürgermeister wie Heinrich Al-
bertz (aus Breslau) und Dietrich Stobbe 
(aus Weepers in Ostpreußen) keine Po-
len waren, sollte man einer Senatsver-
waltung wohl noch zutrauen dürfen. 

Wäre da nicht die zweite denkwürdi-
ge Ausführung, in der es heißt, dass die 
Geschichte der deutschen Heimatver-
triebenen in den Rahmenlehrplänen für 
Berlin und Brandenburg nicht explizit 
vorgesehen ist. Mit anderen Worten: 
Wir wissen nichts mehr über den histo-
rischen deutschen Osten – und wir wol-
len auch nichts davon wissen. 

Mit dieser peinlichen Offenbarung 
reiht sich die Berliner Senatsverwaltung 
ein in die lange Geschichte des Verdrän-
gens nicht nur des historischen deut-
schen Ostens, sondern auch vieler ande-
rer geistiger Grundlagen unserer Nation 
und ihres Gemeinwesens. 

Es stellt sich jedoch die Frage, war-
um um alles in der Welt diese Menschen 
unser Land und seine Hauptstadt regie-
ren wollen, wo ihnen diese doch offen-
kundig egal sind. 

ERIK LOMMATZSCH

Unterschiede gehören zum Teufels-
zeug der Gegenwart. Daher kümmert 
sich das Bundesministerium für Fami-
lie, Senioren, Frauen und Jugend um 
gesellschaftliche Einebnungen im gro-
ßen Stil. Letzte Hervorbringung: Ein 
Dossier zur „Gleichstellungspolitik für 
Jungen und Männer“. Zwar wird immer 
wieder „Vielfalt“ beschworen, erken-
nen lässt der Text hingegen ein gehöri-
ges Maß an Einfalt. Grundtenor: Die 
Fehlkonstruktion Mann habe sich ge-
fälligst zu ändern, zum eigenen Besten.

Schwierig dürfte das nicht sein, aus-
weislich der ministeriellen Verlautba-
rungen wollen ohnehin die meisten 
Männer genau das, nur eben ein paar 
praktische Hindernisse und bei dem 
einen oder anderen den inneren 
Schweinehund gelte es noch zu über-
winden.

Obwohl ausdrücklich bestritten, 
wird Ideologie vom Feinsten geboten. 
Oder wie ist es zu verstehen, wenn es 
heißt, Junge- und Mann-Sein entwicke-
le sich „immer innerhalb gesellschaft-

licher Verhältnisse“? Es sei „heikel, mit 
Verweis auf Natur und Biologie ver-
meintliche Selbstverständlichkeiten 
einzufordern“. Angebliche Missstände 
werden allerorten ausgemacht. Nur 
vier von zehn Vätern gingen in Eltern-
zeit. Die Berufswahl sei „noch immer 
stark durch Geschlechterstereotype 
geprägt“. Angeführt wird, dass 99 von 
100 Klempnern Männer seien, der Be-
ruf Arztgehilfin aber zu 98 Prozent von 
Frauen ausgeübt werde. Man möchte 
hinzufügen: Ja, und? 

Das Ministerium weiß noch viel 
mehr, beispielsweise: „Traditionelle 
Männlichkeitsvorstellungen bergen Ge-
sundheitsrisiken.“ Oder dass Männer 
„noch immer deutlich weniger (unbe-
zahlte) Familien- und Hausarbeit“ leis-
ten. Betont wird, dass Gleichstellung 
nicht verordnet werden könne. Wahl-
frei müsse das sein. Allerdings gibt es 
Haken, etwa: „Um diese Wahlfreiheit zu 
verwirklichen, dürfen sich Rahmenbe-
dingungen in Gesellschaft, Wirtschaft 
und Politik nicht länger an traditionel-
len Modellen familiärer Aufgabenver-
teilung ausrichten.“ Noch Fragen?
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Henry Kissingers Bedeutung für die Gegenwart ist trotz seines hohen Alters nicht zu unterschätzen: Der 97-Jährige (links) zu 
Besuch beim aktuellen US-Präsidenten Donald Trump im Oval Office des Weißen Hauses Foto: U.S. federal government
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„Wer das Öl 
kontrolliert, der 
beherrscht die 

Staaten; wer die 
Nahrungsmittel 
kontrolliert, der 
beherrscht die 

Völker; und wer das 
Geld kontrolliert, 

der beherrscht die 
Welt“

Henry Kissinger 
ehemaliger Nationaler 
Sicherheitsberater und 
Außenminister der USA
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Kunstkolonie 
für den NS-Staat
Wriezen/Brandenburg – Im Rathaus 
Wriezen, Freienwalder Straße 50, er-
innert eine Ausstellung bis zum 30. 
Dezember an die staatliche Künstler-
kolonie Wriezen, die zur Großproduk-
tion von NS-Kunstwerken für Berlin 
und das Reichsparteitagsgelände in 
Nürnberg eingerichtet wurde. Ausge-
hend vom Gut Jäckelsbruch, das Hit-
ler 1940 dem Bildhauer Arno Breker 
geschenkt hatte, sollten hier riesige 
Kunstwerkstätten entstehen, um den 
NS-Staat mit Kunstwerken versorgen 
zu können. tws 

George Braque 
am Alten Wall
Hamburg – Das Bucerius Kunst Fo-
rum am Hamburger Alten Wall 12 wid-
met sich vom 10. bis 24. Januar dem 
Werk des französischen Kubisten 
George Braque. Insgesamt umfasst die 
Schau „Tanz der Formen“ 52 Gemälde 
und 27 Zeichnungen aus allen Schaf-
fensperioden sowie ein Buch mit Ra-
dierungen zu Hesiods Theogonie. 
www.buceriuskunstforum.de tws

Aus der friedlichen Lüneburger Heide 
scheint ein recht gefährliches Pflaster ge-
worden zu sein. Ein Mord pro Jahr ist das 
Minimum. In diesem Intervall erscheinen 
seit 2016 die Heidekrimis von Angela L. 
Forster, in denen sie die Hauptkommissa-
rin Inka Brandt auf Mördersuche schickt. 
Jüngst ist mit „Heidesturm“ Forsters neu-
ester Krimistreich erschienen, wobei die 
Handlung am Timmendorfer Strand ein-
setzt. Hier wird in einem Strandkorb ein 
abgetrennter Kopf zusammen mit einer 
Tüte voller Geld gefunden.

Den Tatort hat Forster nicht zufällig 
an die Ostsee verlegt. „Hier kenne ich 
mich gut aus und verbringe oft meine Fe-
rien“, sagt die Autorin gegenüber der PAZ. 
Und da ihre Heidekommissarin Inka 
Brandt in Lübeck ihre erste Dienststelle 
hatte, wird sie in die Ermittlungen dieses 
grausigen Mordfalls mit eingeschaltet, zu-
mal das Opfer ein Heide-Imker war.

Dabei ist Forster selbst keine „Heide-
blüte“. Aufgewachsen ist sie am südwest-
lichsten Zipfel von Hamburg im Bezirk 
Harburg, wo sie auch lebt und schreibt. 
Hier am Rand der Harburger Berge gibt es 
zwar die Fischbeker Heide, aber diese ist 
nicht Teil der Lüneburger Heide. Das Alte 
Land, Nordeuropas größtes Obstanbau-
gebiet, liegt da viel näher.

„Tatsächlich habe ich mit einer Krimi-
reihe, die im Alten Land spielt, angefan-
gen“, sagt Forster, „denn hier kenne ich 
fast jeden Strauch, Baum und Bauern.“ 
Mit sechs Büchern hatte sie diese Region 
auf die literarische Landkarte gesetzt, 
noch bevor 2015 Dörte Hansens Bestseller 
„Altes Land“ erschienen war (als Zweitei-
ler im ZDF am 15. und 16. November).

Ein neuer Literaturagent riet Forster 
dann dazu, einen neuen Schauplatz für 
ihre Krimis zu wählen. „Da habe ich mich 
dann für die Lüneburger Heide entschie-

den, weil sie ja praktisch vor der Haustür 
anfängt“, erzählt Forster. „Heidefeuer“, 
„Heidegift“, „Heidewut“ hießen ihre letz-
ten Werke, der nächste wird Anfang 2021 
erscheinen. Man muss kein Prophet sein, 
um zu ahnen, dass er im Titel wieder mit 
„Heide“ anfangen wird.

War Hermann Löns der bekannte Hei-
dedichter, so ist Forster die neue Heide-
krimiautorin. „Löns spielt in meinen 
Werken immer wieder eine Rolle“, so 
Forster, „einmal habe ich ihn zitiert: ,Die 
Tiere morden, um zu leben, aber wir ...?‘“

Ländliche und touristische Idyllen 
eignen sich immer gut für mörderische 
Kontraste. Das wusste schon Löns, des-
sen Tiergeschichten auch nicht immer ge-
waltfrei ausgehen. Bei Forster kommt 
hinzu, dass sie in ihren Krimis gut recher-
chiertes Hintergrundwissen vermittelt. 
„Wer weiß schon, warum manche Bienen-
kisten bunt angemalt sind?“, fragt sie, 
„oder wie Bienen immer wieder nach 
Hause finden? Wie lange eine Arbeiterbie-
ne lebt? Wie Honig gemischt wird – legal 
oder illegal? Und dass Honigbienen im 
Grunde Haustiere sind, da sie vom Imker 
versorgt werden, aber die Wildbienen viel 
stärker vom Aussterben bedroht sind?“

Wer die Antworten darauf wissen will, 
sollte in „Heidesturm“ unbedingt einmal 
nachschlagen. Harald Tews

AUTORENPORTRÄT

Bienenfleißig
Mit ihren Heidekrimis erfindet die Hamburger Autorin Angela L. Forster neue Tatorte in ländlicher Idylle

Macht sich einen Namen als Heidekrimiautorin: Angela L. Forster Foto: Forster

VON VEIT-MARIO THIEDE

U nter Berufung auf eine im 
Jahre 634 abgefasste Urkunde 
rühmt sich die Benediktiner-
abtei Tholey, das älteste Klos-

ter auf deutschem Boden zu sein. Mit den 
neuen Kirchenfenstern nach Entwürfen 
des weltberühmten Künstlers Gerhard 
Richter steht der abgelegene saarländi-
sche Ort plötzlich im Blickpunkt der in-
ternationalen Öffentlichkeit.

Nur knapp entging die 40 Kilometer 
nördlich von Saarbrücken gelegene Abtei 
2008 der Pleite. Für die wirtschaftliche 
Konsolidierung sorgten Landverkauf so-
wie Zuwendungen von staatlicher und 
privater Seite. Das ermöglichte dringend 
nötige Bau- und Sanierungsmaßnahmen. 
Die Abtei weist nun einen den Mönchen 
vorbehaltenen Landschaftsgarten auf, 
verfügt über einen den Besuchern zu-
gänglichen Park nach barockem Vorbild 
und hat neue, kunstvoll geschmiedete 
Eingangstore.

Entscheidenden Anteil an der Neuge-
staltung hat die mit der Herstellung von 
Autobahnleitplanken, Gitterrosten und 
Metalltreppen erfolgreiche Unterneh-
merfamilie Meiser. Ihre jüngste stifteri-
sche Großtat war die Finanzierung der in 
den beiden letzten Jahren durchgeführten 
Sanierung der Abteikirche.

Die ab 1260 errichtete Kirche gehört 
zu den ältesten gotischen Bauwerken 
Deutschlands. Das neben der Abtei gele-
gene Museum Theulegium informiert 
über die Kirche und ihre Vorgängerbau-
ten. In der altehrwürdigen Abteikirche ist 
nun vieles neu: die Lichtregie, die Tonan-
lage und das Glockenwerk. 

Die imposante Orgel wurde überholt, 
etwa 3500 Mauersteine wurden ausge-
tauscht, viele Blattwerkkapitelle neu ge-

meißelt – und die Fenster neu gestaltet. 
Den dazu von der Abtei ausgeschriebenen 
anonymen Wettbewerb gewann – ausge-
rechnet – eine afghanische Künstlerin 
muslimischen Glaubens: Mahbuba Maq-
soodi. Die meisten ihrer 34 Bildfenster 
sind bereits eingebaut. Sie zeigen Heilige 
und biblische Szenen.

Für den Entwurf der drei Fenster des 
Hauptchores konnten die Mönche Ger-
hard Richter begeistern. Nach ihrer Voll-
endung ließ der 88 Jahre alte Künstler ver-
lauten, sie seien sehr wahrscheinlich sein 
letztes großes Werk. Seine Tholeyer Fens-
ter bieten das genaue Gegenteil der wuch-
tigen Gegenständlichkeit Maqsoodis. 
Denn Richters abstrakte Formen und 
Muster wirken filigran. 

34 Bildfenster von einer Muslimin
Und doch harmonieren die Fenster des 
Künstlers und der Künstlerin. Das liegt an 
den gleichartig bunten Farbtönen und si-
cher auch daran, dass sie allesamt aus der 
Münchner Glaswerkstatt Gustav van 
Treeck hervorgegangen sind. Die be-
schreibt ihre Arbeit so: „Unterstützt von 
intensiver digitaler Vorarbeit entstehen 
die Richter-Fenster als Sandwich-Vergla-
sungen unter Verwendung verschiedens-
ter Techniken wie dem Ätzen von Über-
fanggläsern, Glasmalereien, Siebdrucken 
und Sandstrahlarbeiten.“

Der am besten bezahlte Künstler der 
Welt lieferte seine Entwürfe kostenlos. 
Sie stammen aus Richters 2012 veröffent-
lichtem Künstlerbuch „Patterns“, dessen 
farbige Muster aus der digitalen Bearbei-
tung eines seiner abstrakten Gemälde 
hervorgegangen sind. 

Die jeweils 1,95 Meter breiten und  
9,3 Meter hohen Lanzettfenster weisen 
mehrere Muster auf, die sich vertikal und 
horizontal gespiegelt wiederholen. 

Schnell bekommt man „Bildhalluzinatio-
nen“ in Form verzerrter Gesichter und 
Figuren oder von Dingen wie zum Bei-
spiel überdimensionalen Sanduhren und 
Springbrunnen mit goldenem Wasser. Für 
Richter „sehen sie aus wie orientalische 
Muster, halb abstrakt, halb erzählerisch“. 

Abt Mauritius Choriol beurteilt die 
Motive so: „Diese Fenster werden den 
Hintergrund für die ganze Liturgie dar-
stellen. Ich finde es wunderbar, dass das 
letzte Geheimnis, also das Gottesgeheim-
nis, das letzte Mysterium nicht figürlich 
dargestellt wird. Denn es ist zutiefst 
christlich, dass wir in diesem Leben kein 
Bild von Gott haben.“

Der Konvent hofft, dass die Kunst-
freunde in hellen Scharen zu den Richter-
Fenstern pilgern. Die Kunst soll somit wie 
auch die Sanierungsmaßnahmen und das 
neue Nutzungskonzept das langfristige 
Bestehen der Abtei sichern. In ihr widmen 
sich zwölf Benediktiner im Alter von  
24 bis 75 Jahren der Seelsorge und betrei-
ben ein Gästehaus. 

Die St. Mauritius Tholey GmbH ist für 
die touristische und kommerzielle Er-
schließung der Abtei zuständig. Im Okto-
ber eröffnet sie den 72 Produkte führen-
den Klosterladen und das Besucherzent-
rum, in dessen Obergeschoss Seminare 
zur Selbstoptimierung veranstaltet wer-
den. Besucher der Klosteranlage bezahlen 
Eintritt zu deren Erhalt. Mit drei Euro ist 
das erschwinglich. Wer Richters Fenster 
im Chorraum aus nächster Nähe betrach-
ten will, muss ab 7,50 Euro pro Person 
eine Führung mit Besichtigung des Altar-
raums buchen.

b Abtei Tholey, Römerallee 5. Geöffnet 
Montag bis Sonntag von 10 bis 17 Uhr, 
dienstags ist Ruhetag. Internet: www.abtei-
tholey.de 

b Angela L. 
Forster: „Heide-
sturm. Ein Fall 
für Inka Brandt“, 
CW Niemeyer 
Verlag, Hameln 
2020, Taschen-
buch, 416 Seiten,  
12 Euro

Moderne Farbenpracht: Gerhard Richters drei Chorfenster in Tholey Foto: pa

Vorsicht vor der Bildhalluzination
Gerhard Richter als sakraler Künstler – Die saarländische Abtei Tholey schmückt sich mit exklusiven Chorfenstern 



VON WOLFGANG KAUFMANN

B ereits vor dem für ihn erfolgrei-
chen Ende des Zweiten Welt-
krieges plante der sowjetische 
Diktator Josef Stalin die Teilung 

der Reichsexklave Ostpreußen zwischen 
Polen und seiner Sowjetunion. Im Zuge 
der Verhandlungen über den Vertrag zwi-
schen den Regierungen Großbritanniens 
und der UdSSR über ein Bündnis im Krieg 
gegen Deutschland und dessen Verbünde-
te in Europa sowie über Zusammenarbeit 
und gegenseitige Unterstützung in der 
Nachkriegszeit vom 26.  Mai 1942 schlug 
Stalin vor, eine entsprechende Teilung in 
einem Geheimprotokoll zu regeln. Analog 
zur vorausgegangenen Teilung Polens im 
geheimen Zusatzprotokoll zum deutsch-
sowjetischen Nichtangriffsvertrag von 
1939. 

Mal schlug die Sowjetunion eine Tei-
lung an der Memel vor, wobei die Sowjet-
union allerdings zusätzlich zum Memel-
gebiet Tilsit erhalten sollte, mal lautete 
der Vorschlag, dass der nördliche Teil 
Ostpreußens einschließlich der Provinz-
hauptstadt Königsberg für 20  Jahre als 
Pfand für künftig anfallende Kriegsent-
schädigungen vonseiten Deutschlands an 
die UdSSR gehen solle. Allerdings blieb 
dieser Punkt in dem endgültigen Ver-
tragswerk unerwähnt. 

Annexion bereits früh geplant
Eine grundsätzliche Einigung über die 
spätere Abtrennung Ostpreußens von 
Deutschland wurde dahingegen im Ver-
laufe der Moskauer Konferenz der alliier-
ten Außenminister vom Herbst 1943 er-
zielt. Während der Konferenz der „Gro-
ßen Drei“ von Teheran wenige Wochen 
später begründete Stalin seine Ansprüche 
auf den Norden Ostpreußens am 1.  De-
zember 1943 damit, dass die Russen keine 
eisfreien Ostseehäfen hätten und deshalb 
die eisfreien Häfen von Königsberg und 
Memel samt einem entsprechenden Teil 
des Territoriums von Ostpreußen bräuch-

ten. Zumal es sich hierbei historisch um 
urslawische Länder handele, wie er fälsch-
lich behauptete. Auf der Potsdamer Kon-
ferenz vom Juli/August 1945 kamen die 
„Großen Drei“ überein, dass das nördli-
che Ostpreußen unter die vorläufige Ver-
waltung der Sowjetunion komme, bis ein 
Friedensvertrag abschließende Regelun-
gen treffe. Daraufhin verhandelten der 
sowjetischen Außenkommissar Wjat-
scheslaw Molotow und der Ministerpräsi-
dent der Provisorischen Regierung Po-
lens, Edward Osóbka-Morawski, über den 
künftigen Grenzverlauf zwischen dem der 
UdSSR zufallenden Teil Ostpreußens und 
der südlichen Hälfte, die an Polen gehen 
sollte. Die entsprechende Einigung da-
tiert auf den 16. August 1945. 

Der von Stalin beanspruchte Norden 
Ostpreußens wurde noch einmal geteilt. 
Das Memelgebiet wurde der Litauischen 
Sozialistischen Sowjetrepublik zugeschla-
gen und der Rest im Juli 1945 zum Militä-
rischen Sonderbezirk Königsberg erklärt. 
Dem folgte vor 75 Jahren, am 17. Oktober 
1945, die formelle Annexion, die gegen 
Geist und Buchstaben des Protokolls der 
Potsdamer Konferenz verstieß. Das hin-
derte Stalin jedoch nicht daran, am 7. Ap-
ril 1946 das Gebiet durch einen Erlass des 
Präsidiums des Obersten Sowjets der 
UdSSR als „Kenigsbergskaja Oblast“ in 
den Verband der Russischen Sozialisti-
schen Föderativen Sowjetrepublik 
(RSFSR) eingliedern zu lassen. 

Am 4.  Juli 1946 wurde Königsberg in 
„Kaliningrad“ und analog dazu die Oblast 
Königsberg in „Oblast Kaliningrad“ um-
benannt. Die Umbenennungen geschahen 
zu Ehren des Vorsitzenden des Präsidi-
ums des Obersten Sowjets Michail Kali-
nin, der am 3. des Vormonats im Amt des 
Staatschefs gestorben war. Weitere Um-
benennungen folgten. Im Zuge der Russi-
fizierung erhielten auch die anderen der 
2520  Ortschaften im Königsberger Ge-
biet, die unter sowjetischer Herrschaft er-
halten blieben und nicht wie die 2280 üb-
rigen deutschen Siedlungen für immer 

von der Landkarte verschwanden, einen 
neuen Namen. Die russischen Bezeich-
nungen hatten in der Regel keinen Bezug 
mehr zu den althergebrachten. Beispiels-
weise wurde aus Cranz „Selenogradsk“ 
(grüne Stadt), oder aus Preußisch Eylau 
„Bagrationowsk“, abgeleitet vom Namen 
des russischen Feldherrn Pjotr Bagration.

Autochthone weitgehend vertrieben
Den russischen Namen folgten russische 
Menschen. Im August 1946 begann auf 
Anordnung Moskaus eine großangelegte 
Umsiedlung von Russen aus Zentralruss-
land, dem mittleren Schwarzerdegebiet 
und dem Wolga-Wjatka-Gebiet. Auch An-
gehörige anderer Sowjetvölker, so Weiß-
russen und Ukrainer, zogen in das Gebiet. 
Bis Anfang 1948 waren es zusammen be-
reits 380.200 Personen – viele davon ka-
men zwangsweise. 

Der Neuansiedlung von Menschen aus 
dem Osten stand die Vertreibung der au-
tochthonen Bevölkerung gegenüber. Am 
11. Oktober 1947 unterzeichnete Stalin die 
Geheimverfügung des Ministerrats der 
UdSSR Nummer 3547-1169c „Über die 
Umsiedlung der Deutschen aus der Kali-
ningradskaja Oblast in die Sowjetische 
Besatzungszone in Deutschland“. Auf-
grund dieses und eines weiteren Ukas 
vom 15. Februar 1948 wurden bis zum Mai 
1951 insgesamt 102.494  deutsche Bürger 
deportiert – so vermeldet es jedenfalls ein 
auf amtlichen Dokumenten basierender 
Aufsatz des russischen Historikers Juri 
Kostjaschow in der Zeitschrift „Woprosi 
Istorii“ vom Juni 1994. 

Durch den Bevölkerungsaustausch 
machen die Russen heute rund 86  Pro-
zent der Einwohner des Königsberger Ge-
bietes aus. Dazu kommen jeweils etwa 
drei bis vier Prozent Ukrainer und Weiß-
russen sowie Litauer und Armenier im 
Ein-Prozent-Bereich. Zum Zeitpunkt der 
letzten Volkszählung aus dem Jahre 2010 
lebten in der Oblast außerdem noch 
7349 Deutsche – die jedoch in der Regel 
aus Russland eingewandert waren.
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X-31

Deutsches 
Know-how für 
US-Flugzeuge

Die X-31 war ein Experimentalflug-
zeug zur Erprobung von Technolo-
gien für zukünftige Kampfflugzeuge. 
Es entstand als deutsch-US-amerika-
nische Kooperation zwischen den da-
maligen Unternehmen Messer-
schmitt-Bölkow-Blohm (MBB) und 
Rockwell International. Der Entwurf 
basierte auf den MBB-Studien für das 
Taktische Kampfflugzeug  90 (TKF-
90) aus den 80er Jahren, aus denen 
später der heutige Eurofighter ent-
stand. Die X-31 flog erstmals vor 
30 Jahren, am 11. Oktober 1990.

Die beiden gebauten Exemplare 
der X-31 dienten als Testmaschinen 
für eine 3D-Schubvektorsteuerung, 
die Lenkbewegungen durch gezieltes 

Richten des Abgasstrahls eines An-
triebs in alle Richtungen ermöglicht. 
Am Heck angebrachte bewegliche 
Paddel lenkten den Schubstrahl um 
und gaben dem Flugzeug damit eine 
extreme Wendigkeit. MBB und der X-
31-Projektleiter Wolfgang Herbst sa-
hen in dieser sogenannten Super-Ma-
növrierfähigkeit eine Antwort auf die 
damals neuesten hitzesuchenden 
Luft-Luft-Raketen, die ihr Ziel aus je-
dem beliebigen Winkel auffassen 
konnten. Auch kurze Start- und Lan-
destrecken wurden so möglich, woran 
die USA primär interessiert waren. 
Die dreidimensionalen Schubvektor-
steuerung erlaubte Testflüge ohne 
Seitenleitwerk, bei denen die Maschi-
ne Überschallgeschwindigkeit er-
reichte.

Die X-31 war das erste X- oder Ex-
perimentalflugzeug, das die USA in 
Kooperation bauten. Die Finanzie-
rung des Projekts war zu acht Zehntel 
US-amerikanisch, aber wesentliche 
Technologien stammten von MBB, so 
die Flugsteuerung samt Programmie-
rung, die Lufteinläufe, die Schubvek-
tordüse samt Paddel und die beiden 
Flügel aus Verbundwerkstoffen. Die 
X-31 durchlief zwei ausgedehnte Test-
kampagnen, eine in den 1990ern, eine 
zweite zwischen 2001 und 2003. Sie 
erwies sich allen damaligen US-Jägern 
im Luftkampf überlegen. 

Die gesammelten Erfahrungen 
flossen primär in US-Projekte ein. 
Heute ist das einzige westliche 
Kampfflugzeug mit einer Schubvek-
torsteuerung der US-Luftüberlegen-
heitsjäger Lockheed Martin F-22 
„Raptor“. 

Von den beiden Exemplaren der 
X-31 stürzte eine 1995 ab. Die andere 
steht heute im Deutschen Museum.  
 Friedrich List

Russland ist längst nicht mehr sozialistisch, aber der Name „Kaliningrad“ zu Ehren des Stalinisten Michail Kalinin und das alte Hoheitszeichen aus der Sowjetzeit, in der das Ge-
biet annektiert wurde, prangen immer noch am Haupteingang: Königsbergs ehemaliger Hauptbahnhof Foto: © A.Savin, WikiCommons

KÖNIGSBERGER GEBIET

Kriegsbeute im  
Handstreich annektiert

Vor 75 Jahren wurde die heutige Exklave der Russischen Föderation entgegen Geist  
und Buchstaben des Protokolls der Potsdamer Konferenz formell angeschlossen

FO
TO

: N
AS

A 
 

Im Testflug ohne Seitenleitwerk: X-31

Berichtigung
Das einspaltige Bild auf der Seite 10 
der PAZ vom 25. September zeigt ent-
gegen der Bildunterschrift leider nicht 
Thomas Arne, sondern Georg Fried-
rich Händel. Wir bitten das Versehen 
zu entschuldigen.

Der Annexion vom 
17. Oktober 1945 
folgte am 7. April 

1946 die 
Eingliederung in den 

Verband der 
Russischen 

Sozialistischen 
Föderativen 

Sowjetrepublik und 
nach dem Tode des 
Vorsitzenden des 
Präsidiums des 

Obersten Sowjets, 
Michail Kalinin, die 
Umbenennung in 

„Oblast Kaliningrad“ 
am 4. Juli 1946
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VON ERIK LOMMATZSCH

D er Dichter Friedrich von Har-
denberg, besser bekannt unter 
dem Namen Novalis, war der 
Ansicht: „Die Welt muss ro-

mantisiert werden. So findet man den ur-
sprünglichen Sinn wieder … Indem ich 
dem Gemeinen einen hohen Sinn, dem 
Gewöhnlichen ein geheimnisvolles Anse-
hen, dem Bekannten die Würde des Un-
bekannten, dem Endlichen einen unend-
lichen Schein gebe, romantisiere ich es.“

Schriftstellern, Malern und Musikern 
war ein solches Denken im ausgehenden 
18. und in der ersten Hälfte des 19. Jahr-
hunderts Orientierung, aber auch Philoso-
phen und Staatsmännern. Prominenter 
Vertreter, das Künstlerische sowie das Po-
litische in seiner Person vereinigend, war 
Friedrich Wilhelm IV., der 1840 König von 
Preußen wurde. Seit der Theologe David 
Friedrich Strauß ihn 1847 als „Romantiker 
auf dem Thron“ apostrophiert hatte, wur-
de das Schlagwort vielfach aufgegriffen. Es 
dürfte ein entscheidender Schlüssel für 
das Verständnis des Hohenzollern-Herr-
schers sein, der vor 225 Jahren, am 15. Ok-
tober 1795, als erster Sohn der späteren, 
vor allem von der Nachwelt verehrten und 
noch mehr verklärten Königin Luise in 
Berlin geboren wurde.

Gegen eine gesetzlich festgeschriebe-
ne Mitsprache des Volkes und natürlich 
gegen den Umsturz stellte sich Friedrich 
Wilhelm  IV. nachdrücklich. Im Zuge der 
48er Revolution kam er nicht umhin, Zuge-
ständnisse zu machen. Dass er sich vor den 
Särgen der toten Barrikadenkämpfer, der 
„Märzgefallenen“, verneigen und sich auf 
einem „Umritt“ mit einer schwarz-rot-gol-
denen Armbinde zeigen musste, empfand 
er als Demütigung. Er gewährte widerstre-
bend eine „oktroyierte“ Verfassung, die 
nun zwar zu einer konstitutionellen, aber 
immer noch starken Monarchie führte. 

„Romantiker auf dem Thron“
Vieles in seinen Äußerungen wurde auch 
vom engsten Umfeld als wenig nachvoll-
ziehbar, widersprüchlich und wankend 
empfunden. Bezeichnend war seine Neut-
ralitätspolitik im Krimkrieg. Zwar erwies 
diese sich im Nachhinein durch glückliche 
Umstände als vorteilhaft für Preußen und 
die kleindeutsche Lösung der deutschen 
Frage unter preußischer Leitung (siehe 
PAZ vom 28. August). Die Zeitgenossen je-
doch hatten eine eindeutige Positionie-
rung des Königs erwartet. Der „völlige Ver-
lust seiner Reputation in Europa“ sei Folge 
dieser Politik gewesen, so der Historiker 
Winfried Baumgart. 

Am 2.  Januar 1861 ist Friedrich Wil-
helm IV. gestorben. Sein Bruder und Nach-
folger auf dem Thron, der spätere erste 
Deutsche Kaiser Wilhelm I., hatte ihn vor-
her bereits seit Oktober 1857 als Prinzre-
gent vertreten. Der Grund für die konsta-
tierte Regierungsunfähigkeit Friedrich 
Wilhelms IV. war „geistige Umnachtung“. 

Schon lange vor den Jahren der „Um-
nachtung“, nämlich von frühester Jugend 
an, hatte der „Romantiker auf dem Thron“ 
ein ganzes Stück weit in seiner eigenen 
Welt gelebte. Stark beeinflusst wurde er 
von seinem Erzieher Jean Pierre Frédéric 
Ancillon. Die Werke des Schriftstellers 
Friedrich de la Motte Fouqué soll er ver-
schlungen haben. Idealisierte Mittelalter-
welten, poetische Fantasien, das Mysti-
sche und Märchenhafte waren für ihn zeit-
lebens Richtschnur. Zum Regenten eines 
bedeutenden europäischen Staates seiner 
Zeit war er nicht geboren. Sein Freund 
Christian Karl Josias von Bunsen hatte ihn 
gewarnt, er möge „sich hüten, nicht als ein 
Alterthumskünstler angesehen zu werden, 
statt als König und Gesetzgeber des Jahres 
1848 oder 1850 aufzutreten und die Spra-
che des Jahrhunderts zu sprechen“. 

Dem Zeichnen und vor allem der Ar-
chitektur gehörte sein Interesse. Seinen 
romantischen Neigungen folgend, machte 
er sich für den Wiederaufbau der Burg 
Stolzenfels stark und für die Restaurierung 
der Marienburg, ebenso verwendete er 
sich für die Vollendung des Kölner Doms. 

In Form von Skizzen beteiligte er sich an 
der Gestaltung seiner Sommerresidenz 
„Charlottenhof“, ebenso am Entwurf der 
„Friedenskirche“ im Schlosspark von 
Sanssouci, die er zu seiner Grablege be-
stimmte. Aus der Kronprinzenzeit Fried-
rich Wilhelms IV. stammt ein Romanfrag-
ment, das aber erst 1997 unter dem Titel 
„Die Königin von Borneo“ veröffentlicht 
wurde.

Frank-Lothar Kroll, Preußen-Kenner 
und Verfasser zahlreicher Studien über 
Friedrich Wilhelm IV., hat herausgearbei-
tet, dass die romantische Grundierung 
auch an den – erstrebten, aber kaum um-
setzbaren – politischen Konzeptionen des 
Königs ablesbar ist. In der deutschen Frage 

erfolgte die Ausrichtung am geschichtlich 
Gewachsenen, an regionalen Eigenheiten, 
Freiraum sollte gewährt werden. Die Ein-
heit der Nation wurde bejaht, durch „Wie-
dererrichtung eines die ganze Nation poli-
tisch zusammenfassenden Kaisertums“.

 Statt auf eine geschriebene Verfassung 
setzte der König auf ein ständisches Mo-
dell, eine Gemeinschaftsordnung „auf der 
Grundlage einer von Vertrauen, Freund-
schaft und Liebe zwischen Fürst und Volk 
beruhenden Wechselwirkung aller Staats-
glieder und unter Berücksichtigung der 
historischen Rechte korporativer Zwi-
schengewalten“. Außenpolitisch erstrebte 
er eine „ideelle Gesinnungseinheit der 
christlichen Monarchien“, zurückgehend 

auf den Ursprungsgedanken der Heiligen 
Allianz von 1815.

Unterschätzter politischer Verstand
Tief verwurzelt war die Vorstellung vom 
Gottesgnadentum. Bereits Novalis hatte 
den Monarchen als „höhergeborenen 
Menschen“ bezeichnet. Friedrich Wil-
helm IV. äußerte 1844: „Es gibt Dinge, die 
man nur als König weiß, die ich selbst als 
Kronprinz nicht gewußt und nun erst als 
König erfahren habe.“ 1849 schrieb er, 
„die Revolution ist das Aufheben der gött-
lichen Ordnung, das Verachten, das Besei-
tigen der rechten Obrigkeit“. Die Ableh-
nung der Kaiserkrone, die ihm im April 
1849 von einer Deputation der Frankfur-
ter Nationalversammlung, also durch das 
„Volk“ angeboten wurde, stand für ihn 
außer Frage. Sie galt ihm als „Lumpenkro-
ne der Paulskirche“ oder „Hundehals-
band“, mit dem er an die Revolution ge-
kettet werden sollte.

Aufgrund seiner Schwärmerei wurde 
der durchaus vorhandene politische Ver-
stand Friedrich Wilhelms  IV. unter-
schätzt. So findet sich in Plänen zur künf-
tigen Gestaltung des „Deutschen Reiches“ 
aus den Jahren 1848/49 das Amt eines 
preußischen „Reichserzfeldherrn“. Der 
Geschichtsschreiber Leopold von Ranke 
bemerkte dazu 1873, Friedrich Wil-
helm IV. habe damit eine „oberhauptliche 
Autorität Preußens“ im Auge gehabt. 
„Nur erschien das alles in Formen, an 
denen Reminiscenz und Phantasie so vie-
len Antheil haben, daß die Idee unver-
ständlich für die Mitlebenden blieb.“

Zum 150. Todestag des am 12. Okto-
ber 1870 verstorbenen Robert Ed-
ward Lee wird sein Reiterstandbild in 
der Monument Avenue in Richmond, 
Hauptstadt seines Heimatbundes-
staates Virginia, noch auf dem Sockel 
stehen. Im Juni dieses Jahres hatte 
Gouverneur Ralph Northam von den 
Demokraten zwar die Entfernung des 
Denkmals für den wohl prominentes-
ten und angesehensten General der 
Konföderierten im Amerikanischen 
Bürgerkrieg angeordnet, eine Klage 
dagegen hatte aber zumindest einen 
Aufschub des Vollzugs zur Folge. Ei-
ne endgültige Entscheidung steht 
noch aus. 

Lee wird schon länger und nun 
noch einmal besonders vor dem Hin-
tergrund der „Black Lives Matter“-
Proteste nahezu ausschließlich als 
Protagonist und Symbol der Sklaven-
haltung wahrgenommen. Wenn der 
Südstaatler auch selbst über Sklaven 
verfügte, so war seine diesbezügliche 
Haltung nach den Maßstäben seiner 
Zeit durchaus ambivalent.

Der 1807 geborene Lee absolvierte 
eine äußerst erfolgreiche Offiziers-
laufbahn. Seine Talente stellte er ver-
schiedentlich unter Beweis, etwa im 
Mexikanisch-Amerikanischen Krieg 
oder als Direktor der Militärakademie 
in West Point.

Bei Ausbruch des Sezessionskrie-
ges im April 1861, bei dem die Frage 
der Abschaffung der Sklaverei eine 
zentrale Rolle spielte, wurde Lee vom 
US-Präsidenten Abraham Lincoln, der 
de facto nur die Nordstaaten be-
herrschte, das Kommando über das 
Heer der Union angeboten. Lee lehnte 
ab, nicht als glühender Verfechter ei-
ner Abspaltung, sondern aus Verbun-
denheit mit seiner Heimat. Im Heer 
der Konföderierten übernahm er die 
Nord-Virginia-Armee, im Januar 1865 
dann den Oberbefehl. 

Als legendär gilt seine Fähigkeit, 
auch einen besser ausgerüsteten und 
in puncto Truppenstärke weit überle-
genen Gegner schlagen zu können. 
Verwiesen sei etwa auf seinen Sieg in 

der Schlacht bei Chancellorsville im 
Mai 1863 über die mehr als doppelt so 
starken Unionstruppen. Er setzte auf 
eigenverantwortliche Entscheidun-
gen seiner Untergebenen, was diese 
jedoch mitunter überforderte. Den 
vier Jahre dauernden Krieg entschied 
schließlich der Norden für sich. Lee 
oblag im April 1865 die Kapitulation 
des Südens. Bekannt ist sein Aus-
spruch, es sei gut, dass der Krieg so 
schrecklich sei, sonst fände man viel-
leicht Gefallen daran.  
 Erik Lommatzsch

Robert-Edward-Lee-Reiterstandbild in 
der Monument Avenue in Richmond

150. TODESTAG

Umstritten wie 
selten zuvor: 

Robert E. Lee
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FRIEDRICH WILHELM IV.

Der Preußenkönig, der in  
einer anderen Welt lebte

Der vor 225 Jahren geborene kunstsinnige Herrscher  
setzte auf Romantik und idealisierte die Vergangenheit 

„Friedrich Wilhelm IV. in seinem Arbeitszimmer“: Ölgemälde von Franz Krüger aus dem Jahre 1846

Kurzporträts

Der 1767 in Berlin gebo-
rene und dort auch 1837 
verstorbene Preuße 
Jean Pierre Frédéric 
Ancillon war nicht nur 
Friedrich Wilhelms  
Erzieher, sondern auch 
Staatsmann und  
Philosoph

Das 1777 in Brandenburg 
an der Havel geborene 
und 1843 in Berlin ge-
storbene Patenkind 
Friedrichs des Großen 
Friedrich de la Motte 
Fouqué gilt als einer der 
ersten deutschen Dich-
ter der Romantik

Preußens Botschafter 
beim Heiligen Stuhl in 
Rom und Gesandter in 
London Christian Karl 
Josias von Bunsen ge-
hörte zu den Mitbegrün-
dern des Deutschen Ar-
chäologischen Instituts 
in Rom
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VON ROBERT MÜHLBAUER

Lautes Brüllen, Klatschen und „Na-
zis raus“-Rufe waren zu hören, als 
der ehemalige AfD-Chef und Eu-
ropaabgeordnete Bernd Lucke 

seine Vorlesungen als Volkswirtschaftspro-
fessor an der Universität Hamburg wieder 
aufnehmen wollte. Lucke musste wochen-
lang unter Polizeischutz unterrichten. Lin-
ke Studentengruppen machten ihm vor 
knapp einem Jahr die Hölle heiß. Nun ist 
die Aufregung in Hamburg schon wieder 
abgeklungen. Aber der Vorgang ist eben 
kein Einzelfall, sondern eher die Spitze ei-
nes Eisberges.

Mehrere prominente Professoren in 
Deutschland haben ähnliche Hetzjagden 
linker Studentengruppen erlebt, etwa der 
Osteuropa-Historiker Jörg Baberowski von 
der Berliner Humboldt-Universität, der 
mit Büchern über Stalins Gewaltherrschaft 
bekannt wurde und die Asylpolitik von An-
gela Merkel scharf kritisiert hat. Eine klei-
ne sektenähnliche Splittergruppe von 
Trotzkisten an der Uni verfolgt Baberow-
ski seit Jahren. An der Frankfurter Goethe-
Universität versuchten muslimische und 
linke Gruppen, eine von der Ethnologin 
Susanne Schröter organisierte kritische 
Diskussion über das Kopftuch zu verhin-
dern. In Siegen bekam ein Philosophiepro-
fessor Druck von der Uni-Leitung, weil er 
gewagt hatte, Thilo Sarrazin zu einem 
Gastvortrag einzuladen. 

„Professorenjagd“ nannte die Zeit-
schrift „Cicero“ das. Die „FAZ“ sprach von 
einer „Selbstzerstörung der Wissenschaft“. 
An der Uni Wien kam es Anfang des Jahres 
zum Kesseltreiben gegen den Historiker 
Lothar Höbelt, der den Freiheitlichen na-
hesteht. Hunderte Studenten blockierten 
seine Vorlesungen. Diese Fälle, die Schlag-
zeilen in den Medien gemacht haben, sind 
zwar extreme Ereignisse, die sich gegen 
einzelne exponierte Professoren richten. 
Doch unterhalb der Schwelle spektakulä-
rer Aktionen gibt es eine viel breitere und 
wohl ebenso gefährliche Strömung, die 
langsam, aber sicher die Wissenschafts- 
und Meinungsfreiheit gefährdet: die Politi-
cal Correctness (PC).

Forschung wird eingeschränkt
Wie schleichendes Gift ist sie in die Hoch-
schulen eingetröpfelt und lähmt den freien 
Diskurs. PC-Gesinnungspolizisten wachen 
darüber, dass man den Korridor des Sag-
baren nicht verlässt. Eine Umfrage von Al-
lensbach im Auftrag des Deutschen Hoch-
schulverbands (DHV), dem mehr als 
30.000 Dozenten und Professoren ange-
hören, zeigte kürzlich die Tendenz. 30 Pro-
zent sagten, sie fühlten sich durch die PC 
in Forschung und Lehre eingeschränkt, 
vor allem Geisteswissenschaftler wie His-
toriker, Soziologen, Philosophen oder 
Sprachwissenschaftler. Von ihnen sagten 
36 Prozent, dass die PC sie einschränke. 
„Seit einigen Jahren werden an den Uni-

versitäten die Diskursräume immer mehr 
eingeengt“, beklagt der hessische AfD-Bil-
dungspolitiker Frank Grobe. Hochschul-
lehrer würden massiv an ihrer Lehrtätig-
keit gehindert. „Aber natürlich nur dann, 
wenn es sich um konservative und frei-
heitlich gesonnene Dozenten handelt.“

Noch stärker als in Deutschland tobt 
der Kulturkampf an den Universitäten im 
angelsächsischen Raum. US-Unis werden 
von einer Welle „progressiver“ linker Wis-
senschaft überschwemmt, in der es Kon-
servative zunehmend schwer haben. Auch 
in Großbritannien stehen Hochschullehrer 
rechts der Mitte unter Druck. Das zeigt 
eine Studie des Politologen Eric Kaufmann 
vom Birkbeck-College an der Uni London. 
Seine Umfrage kam zu dem Schluss, dass 
drei Viertel der Dozenten politisch links 
der Mitte stehen, bei den Geisteswissen-
schaftlern sind es sogar mehr als 90 Pro-
zent. Professoren rechts der Mitte werden 
zur Randerscheinung und offenbar immer 
stärker diskriminiert.

Konservative oder rechte Wissen-
schaftler fühlten Druck und „müssen ihre 
Ansichten verstecken“, schrieb die angese-
hene „Times“ auf der Titelseite. Von „Chil-
ling Effects“ (Angstmache) und Selbstzen-

sur spricht Kaufmann, der mit seinem 
Buch „Whiteshift“ über die Verdrängung 
von Weißen durch nicht-weiße Einwande-
rer den Hass linker Kollegen auf sich ge-
zogen hat. Er fordert die Einrichtung eines 
„Direktoriums für akademische Freiheit“ 
im Wissenschaftsministerium. Diese Stelle 
sollte tätig werden, wenn wieder einmal an 
Unis nach Kampagnen linker oder musli-
mischer Gruppen ein Vortrag abgesagt 
wird oder ein Dozent politischen Druck zu 
spüren bekommt. Es gab einige prominen-
te Fälle: In Cambridge wurde die Gastpro-
fessur des kanadischen Psychologen und 
Bestsellerautors Jordan Peterson gestri-
chen. An anderen Unis wurden Vorlesun-
gen feministischer Professorinnen stor-
niert, die bezweifeln, dass „Trans-Frauen“ 
echte Frauen sind.

Es sind meist kleine, aber sehr lautstar-
ke Minderheiten und Lobbyisten, die so-
lange Lärm machen, bis ein „kontroverser“ 
Dozent gehen muss. Schon vor Aufkom-
men der „Black Lives Matter“-Bewegung 
forderten linke Gruppen, ganze Lehrpläne 
zu „entkolonialisieren“. An der School of 
Oriental and African Studies (SOAS) in 
London wollten Aktivisten erreichen, dass 
die Liste der Philosophen „bereinigt“ wer-

de. Es stünden zu viele prominente Weiße 
– von Platon bis Kant – darauf, man müsse 
dringend mehr schwarze Philosophen le-
sen, forderten die „anti-rassistischen“ Ak-
tivisten.

„Die Toleranz sinkt“
In Großbritannien hat dieses Jahr der 
Journalist Toby Young eine „Free Speech 
Union“ gegründet, die in Bedrängnis ge-
ratenen Unidozenten oder Medienleuten 
bei Prozessen zur Seite springt. Aber be-
vor es soweit kommt, führt schon die blo-
ße Furcht vor möglichen Sanktionen da-
zu, dass viele verstummen. 

DHV-Präsident Dieter Kempen warnt 
schon länger vor der Einengung der Wis-
senschaftsfreiheit: „Die Toleranz gegen-
über anderen Meinungen sinkt“, sagt er, 
nachdem aus den USA die Tendenz nach 
Europa schwappt, dass nun schon politisch 
nicht-korrekte „Mikroaggressionen“ be-
klagt werden. Studenten in den USA fordern 
„sichere Räume“, in denen sie nicht mit 
möglicherweise „verletzenden“ Ansichten 
behelligt werden. Nicht nur ideologisierte 
Studentengruppen machen Krach, oft geht 
der Druck zu einer PC-konformen Rede 
von den Hochschullehrern selbst aus. In 

der Allensbach-Umfrage sagte ein Viertel, 
es solle an Universitäten nicht erlaubt sein, 
die „gendergerechte“ Anrede (also „Stu-
dierende“ statt Studenten) zu verweigern. 
Noch mehr, 53 Prozent der Dozenten, woll-
ten es nicht erlauben, Zweifel am men-
schengemachten Klimawandel zu äußern.

Wenn der universitäre soziale Druck 
nicht reicht, tritt oft die plumpeste aller 
linken Gruppen auf den Plan, die Antifa. 
Besonders befremdlich: An manchen deut-
schen Unis erhalten sogar vom Verfas-
sungsschutz beobachtete Antifa-Gruppen 
Geld aus den Zwangsbeiträgen der Allge-
meinen Studentenausschüsse. Der Asta 
der Uni Köln finanziert den Antifa AK (Ar-
beitskreis) mit mehr als 8000 Euro im 
Jahr. Der RCDS protestierte, doch folgen-
los. Der von den Grünen dominierte Asta 
bleibt bei dem Zuschuss für die Antifa. 
AfD-Politiker Grobe hält das für einen 
Skandal und verweist auf die Tatsache, 
dass mittlerweile über 40 Antifa-Gruppie-
rungen – Tendenz steigend – vom Verfas-
sungsschutz beobachtet werden. „Es wird 
endlich Zeit, den linken Sumpf an den 
Hochschulen trockenzulegen“, fordert er. 
Allerdings deutet alles darauf hin, dass der 
Sumpf sich eher ausbreitet.
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Die Bundesgesellschaft für Endlagerung 
(BGE) hat ihren ersten Zwischenbericht 
zur Suche nach einem Atommüll-Endla-
ger vorgelegt. Demnach sind nach den 
geologischen Kriterien 54 Prozent der Flä-
che der Bundesrepublik für ein solches 
Lager geeignet. Doch erst 2031 soll eine 
Entscheidung über den Standort fallen, 
über den dann der Bundestag abstimmt. 

„Es geht um 1900 Castorbehälter. Ei-
ner davon ist etwa sechs Meter hoch und 
hat einen Durchmesser von ungefähr drei 
Metern“, beschreibt BGE-Geschäftsfüh-
rer Steffen Kanitz den Raumbedarf des 
Projekts. Der Streit um den möglichen 
Standort ist bereits entbrannt. Dabei 
könnte er deutlich entschärft werden, 

denn der Abfall, der ab 2050 tief in der Er-
de gelagert werden soll, besteht aus Mate-
rial, in dem zum Teil noch immer mehr als 
90 Prozent des Energiepotenzials von fri-
schen Brennstäben steckt. Bauartbedingt 
bleibt in den weltweit am weitesten ver-
breiteten Leichtwasserreaktoren ein 
Großteil des Urans, das nicht spaltbare 
Uran-238, ungenutzt.

Bereits seit Jahrzehnten wird an 
Konzepten für sogenannte Schnelle Re-
aktoren gearbeitet, die einen wesentlich 
höheren Wirkungsgrad als Leichtwasser-
reaktoren haben, zugleich sicherer sind 
und obendrein den Atommüll reduzieren. 
Anders als bei den Leichtwasserreaktoren 
arbeiten diese Reaktoren mit schnellen 

energiereichen Neutronen. Dadurch lässt 
sich Uran-238 als Brennstoff nutzen, das 
in der Natur und in der Form „abgebrann-
ter“ Brennelemente herkömmlicher 
Kernkraftwerke reichlich vorhanden ist. 

Strahlung wird massiv verringert
Je nach Auslegung verbrennen diese Re-
aktoren Plutonium aus abgerüsteten 
Atomwaffen, oder sie produzieren als 
„Schnelle Brüter“ aus Uran-238 neuen 
Brennstoff. Insgesamt sind die Schnellen 
Reaktoren in der Lage, Natur-Uran etwa 
60 Mal besser auszunutzen als die her-
kömmlichen Leichtwasserreaktoren. 
Während Deutschland und Frankreich die 
Entwicklung Schneller Reaktoren ge-

stoppt haben, wurde in Russland die 
Technik über Jahrzehnte weiterentwi-
ckelt. 50 Kilometer von Jekaterinburg ent-
fernt, läuft in Bjelojarsk bereits seit 1980 
ein Block mit einer Leistung von 600 Me-
gawatt. Im Jahr 2015 ging ein weiterer 
Block in Betrieb, der mit 800 Megawatt 
der derzeit leistungsstärkste Schnelle Re-
aktor der Welt ist. 

Auch aus Australien wurden 2015 Plä-
ne zum Bau solcher Anlagen bekannt. Die-
se sollen das Land mit Strom versorgen 
und obendrein Milliarden erlösen, indem 
anderen Ländern Atommüll abgenom-
men wird. Beim australischen Projekt 
könnte GE Hitachi Nuclear Energy zum 
Zuge kommen. Das amerikanisch-japani-

sche Unternehmen hat eine Variante ei-
nes Schnellen Reaktors entwickelt, der als 
Prisma-Reaktor bezeichnet wird. 

Trotz Atomausstieg wird auch in 
Deutschland weiterhin an der Weiterent-
wicklung von Reaktoren geforscht. In Ber-
lin etwa hat das private Institut für Fest-
körper-Kernphysik (IFK) ein Konzept für 
einen Dual-Fluid-Reaktor mit extrem ho-
hem Wirkungsgrad entwickelt. Auch dieser 
Reaktor mit flüssigem Brennstoff soll mit 
Atommüll gefüttert werden. Beim Betrieb 
des Dual-Fluid-Reaktors sollen lediglich 
Spaltprodukte übrig bleiben, die innerhalb 
von 300 Jahren auf eine Strahlung (Radio-
toxizität) unterhalb von natürlichem 
Uran abklingen.  Norman Hanert

KERNKRAFT

Energiereicher Müll
Dual-Fluid-Reaktoren nutzen Atom-Abfall: Der neue Streit um ein Atommüll-Endlager erscheint da nahezu überflüssig

Brüllen, Klatschen „Nazis raus!“-Rufe: Am 16. Oktober 2019 hinderten Linksextremisten Wirtschaftsprofessor Bernd Lucke an seiner Vorlesung in der Uni Hamburg Foto: pa

Ein Sumpf an Denk- und Sprechverboten
Die Freiheit an den Universitäten ist massiv bedroht: Nicht-linke Professoren  

geraten unter Druck, Antifa-Gruppen dagegen erhalten Förderung



VON DAWID KAZANSKI

D as herrliche Herbstwetter er-
mutigt viele Aktivitäten im 
Freien, da sie mit einem gerin-
geren Ansteckungsrisiko ver-

bunden sind. Zahlreiche Besucher besichti-
gen derzeit gerne das Freilichtmuseum der 
Volksbauweise in Hohenstein, das für Sep-
tember ein besonderes Programm anbot. 

An den Wochenenden stellten sich 
unter anderem Museumsmitarbeiter für 
Gespräche zur Verfügung. Ein Ethnograf 
beispielsweise erläuterte, wie man früher 
in Ostpreußen reiste. Denkmalpfleger 
stellten die Methoden und Techniken zur 
Restaurierung von ländlichen Gebäuden 
und alten Objekten vor. Es fanden Spa-
ziergänge mit einem Zoomitarbeiter statt, 
der etwas über die auf dem Gelände des 
Freilichtmuseums lebenden Schafe und 
Ziegen erzählte. Die größte Attraktion 
war dabei eine Vorführung, bei der das 
Scheren von Schafen gezeigt wurde. 

Ende September erfolgte die offizielle 
Eröffnung der Ausstellung „Plakate in pol-
nischen Freilichtmuseen“, die im musea-
len Dienstleistungszentrum beherbergt ist 
und historische Plakate von 25 der schöns-
ten völkerkundlichen Parks der Republik 
Polen präsentiert. Das Museum der Volks-
bauweise in Hohenstein ist ein außerge-
wöhnlicher Ort, an dem die Geschichte der 
ländlichen Architektur aus den letzten 
Jahrhunderten greifbar zu erfahren ist. 

Das Freilichtmuseum ist wie ein echtes 
großes Dorf angelegt. Die Pfade führen an 
märchenhaft aussehenden alten Bauern-
häusern und Wirtschaftsgebäuden vorbei. 
Es sei erwähnt, dass die Anfangsgeschichte 
dieses Ortes auf Königsberg zurückgeht, 
wo zu Beginn des 20. Jahrhunderts be-
schlossen wurde, ein Heimatmuseum für 
volkstümliches Bauen einzurichten. Zur 
Gruppe der Ideengeber gehörten Professo-
ren der Königsberger Universität und Mit-
glieder der Altertumsgesellschaft PRUS-
SIA sowie der damalige Provinzialkonser-
vator der Provinz Ostpreußen, Richard 
Dethlefsen. Sie entschieden, das Museum 
innerhalb des Königsberger Tiergartens 

anzusiedeln. In dem 1913 eröffneten Ost-
preußischen Heimatmuseum wurden 24 
Objekte der Volksarchitektur, die für Ost-
preußen charakteristisch waren, gesam-
melt. In den 1930er Jahren traf man  auf-
grund des begrenzten Platzes im Tierpark 
die Entscheidung, das Museum nach Ho-
henstein zu verlegen, wo eine Fläche von 
30 Hektar für diesen Zweck erworben 
wurde. Ein so großes Areal ermöglichte 
den weiteren Ausbau des völkerkundli-
chen Parks. Gleichzeitig garantierte seine 
Lage einen großen Zustrom von Besu-
chern, die gerne dorthin reisten, um das 
nahegelegene Tannenberg-Denkmal zu 
besichtigen. 

Zurzeit befinden sich auf dem Gelände 
des Freilichtmuseums 74 große und kleine 
Gebäude, welche die regionalen Baustile 
Ostpreußens und des Weichsellands re-
präsentieren. Wohn- und Lagerhäuser, 

Wirtschaftsgebäude, eine Werkstätte, 
ein Schulgebäude, Windmühlen und sak-
rale Bauwerke sind in verschiedenen ar-
chitektonischen Stilen erhalten. Von den 
Objekten, die in Königsberg ab- und in 
Hohenstein wiederaufbaut worden wa-
ren, sind zwölf erhalten, unter anderem 
die Replik der evangelischen Kirche aus 
Reichenau, eine Bauernhütte mit Laube 

aus Bordehnen sowie die Schmiede aus 
Behlenhof. 

Im Laufe der Jahrzehnte wurde die 
Sammlung um weitere, hauptsächlich aus 
ostpreußischen Dörfern stammende Ob-
jekte ergänzt. Die Ausstattungsgegen-
stände der Gebäude wurden jedoch aus-
schließlich nach 1945 gesammelt. Sie ver-
mitteln die Atmosphäre der traditionellen 
Arbeits- und Lebensweise des 19. und 20. 
Jahrhunderts auf dem Lande. 

Damit sich die Besucher noch stärker 
in die Vergangenheit hineinversetzen  
können, wird vorgeführt, wie die Men-
schen in heute aussterbenden Berufen ge-
arbeitet haben. Man kann einem Schmied 
oder einer Weberin beim Arbeiten zuse-
hen. Darüber hinaus widmet sich das Mu-
seum der Forschung, Publikationen und 
der museumspädagogischen Arbeit mit 
Kindern und Jugendlichen. 
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Nach einer langen Pause finden im Königs-
berger Gebiet wieder öffentliche Veranstal-
tungen statt. Vor Kurzem wurde der Kneip-
hof nach einer umfassenden Neugestaltung 
wieder für Besucher freigegeben. Dort fand 
als erste Veranstaltung das „Amber Week-
end“ (Bernsteinwochenende) statt. Es ist 
das größte Fest, mit dem für eines der wich-
tigsten Symbole der Region – den Sonnen-
stein – geworben wird.

Drei Tage lang traten bekannte Kö-
nigsberger Künstler auf dem heute Kant-
Insel genannten Kneiphof auf. Theater-
schauspieler und Musikgruppen führten 
dabei ihr neues Programm vor. Die Ver-
anstaltung umfasste auch pädagogische 
Aktivitäten für Kinder, Sportwettbewerbe 
und einen „Street Food“ (Straßenessen)-
Markt.

Die Hauptattraktion des Feiertags war 
die Ausstellung und der Verkauf von Bern-

steinschmuck sowie Mode-
schmuck, wobei die Schmuck-
künstler ihre Kollektionen prä-
sentierten. Die Ausstellung hat 
große Aufmerksamkeit beim 
Publikum erregt, und in diesem 
Jahr waren es mehr Besucher 
denn je. Die Schließung der 
Grenzen führte zu einem star-
ken Anstieg der Zahl russischer 
Touristen in Nordostpreußen. 
Deshalb wird der auf dem Fes-
tival gekaufte Bernstein-
schmuck in weit von Königs-
berg entfernten Regionen seine 
Besitzer lange Zeit an die 
Schönheit des Bernsteingebiets 
erinnern.

Während des Festivals konnte man un-
gewöhnliche Einzelanfertigungen bewun-
dern, die speziell für das Fest hergestellt 

worden waren: Skulpturen von Tieren, die 
mit Bernstein geschmückt waren, ein riesi-
ger Spiegelstein mit Bernsteinbeleuchtung 

und die Silhouette des Doms wurden zu 
einem Ort für eine Lichtinstallation. 

Nach der Kneiphof-Insel öffnete auch 
das regionale Dramentheater nach sechs-
monatiger Pause wieder seine Türen für 
Besucher. Die Theatersaison wurde feier-
lich eröffnet. Nicht nur die Zuschauer, son-
dern auch die Schauspieler hatten sie sehn-
süchtig erwartet. Letztere saßen monate-
lang ohne Beschäftigung zuhause. Die Vor-
führung fand jedoch unter Einschränkun-
gen statt. Um die Abstandsregeln einzuhal-
ten, durfte der Zuschauerraum nur zu  
50 Prozent besetzt werden. Eine Tempera-
turmessung und das Tragen von Schutz-
masken war für die Zuschauer obligato-
risch. Masken konnten an der Theaterkas-
se erworben werden. Die Besucher hoffen, 
dass so die Theater- und Konzertstätten 
auch in Zukunft geöffnet bleiben können.
 Jurij Tschernyschew

KÖNIGSBERG

Öffentliches Leben findet wieder statt
Nach langer Auszeit: Festival „Amber Weekend“ auf dem Kneiphof und Theatereröffnung

HOHENSTEIN

Sonntagsausflug in die Vergangenheit
Freilichtmuseum der Volksbauweise wird zum beliebten Ausflugsort – Zahlreiche Veranstaltungen

b MELDUNGEN

Entlastung für 
Ortelsburg
Ortelsburg – Im Ausschreibungsver-
fahren wurde nur ein Angebot für die 
Planung der Umgehungsstraße von 
Ortelsburg [Szczytno] eingereicht. Es 
war eine Firma, welche die Arbeiten 
für umgerechnet zirka 1,23 Millionen 
Euro ausführen will. Geplant ist eine 
einspurige, 17 Kilometer lange Straße. 
Es soll ein Verkehrsknotenpunkt in 
Korpellen [Korpele] mit Kreuzungen 
und zusätzlichen Straßen zur Anbin-
dung  angrenzender Gebiete an die 
Umgehungsstraße entstehen. Dane-
ben sind  auch Radwege geplant. Die 
Bauarbeiten sollen zwischen 2026 und 
2028 durchgeführt werden. Die Unter-
zeichnung des Vertrags mit dem Auf-
tragnehmer ist für das vierte Quartal 
2020 geplant. Die Umgehungsstraße 
soll Ortelsburg vom Schwerlastver-
kehr entlasten, der zurzeit über das 
Stadtzentrum rollt. Die Umgehungs-
straße von Ortelsburg entsteht im 
Rahmen des Programms für den Bau 
von 100 Umgehungsstraßen in Polen 
für den Zeitraum 2020 bis 2030. Im 
Rahmen dieses Programms werden in 
der Woiwodschaft Ermland-Masuren 
neben der Umgehungsstraße von Or-
telsburg die Umgehungsstraßen von 
Allenstein und Diwitten [Dywity], 
Gonsken [Gąski], Johannisburg 
[Pisz] und Schmolainen [Smolajny] 
gebaut.  E.G.

Arbeitslose in 
Südostpreußen
Allenstein – Die Arbeitslosenquote 
betrug in der Republik Polen im Au-
gust 6,1 Prozent. In den Arbeitsämtern 
waren 1,28 Millionen Personen regist-
riert. Die geringste Arbeitslosigkeit ist 
in der Woiwodschaft Großpolen (Po-
sen) zu verzeichnen und die höchste 
im südlichen Ostpreußen mit 9,9 Pro-
zent, das entspricht 51.000 Arbeitslo-
sen. Im südlichen Ostpreußen hat der 
Kreis Braunsberg die höchste Arbeits-
losenquote mit 18 Prozent, das sind 
2.500 ohne Beschäftigung. Zum Ver-
gleich: In der Stadt Allenstein beträgt 
die Arbeitslosenquote nur 3,5 Prozent, 
registriert sind 200 Personen ohne 
Arbeit. In Elbing liegt die Arbeitslosig-
keitsrate bei acht Prozent. Der Kreis 
Allenstein verzeichnet 4400 Arbeits-
lose, aber laut dem Landrat stabiliert 
sich die Situation auf dem Arbeits-
markt. Im Vergleich zum Juli hat sich 
die Zahl der Arbeitslosen im Kreis 
Allenstein nur um elf Personen er-
höht.  PAZ

Rastenburg 
wieder offen
Rastenburg – Die berühmte mittelal-
terliche Bastion in Rastenburg wurde 
wieder für Besucher geöffnet. Die Re-
novierung des Denkmals hat etliche 
Jahre gedauert. Das einzige erhaltene 
mittelalterliche Objekt der Stadt ge-
hört zur früheren Befestigung Rasten-
burg. Geplant ist noch die Restaurie-
rung des Kreuzgangs. Hier kann man 
Elemente der Geschichte kennenler-
nen und sich unter Anweisung von 
Animateuren spielerisch mit der Ge-
schichte befassen. PAZ

Im Freilichtmuseum von Hohenstein: eine erhaltene Bauernhütte aus Hagenau, Kreis Mohrungen Foto: D.K.

Kneiphof: Illuminierter Dom während des Festivals

74
Gebäude verschiedener Regionen 

und unterschiedlicher Baustile  
sind im Hohensteiner Freilichtmu-

seum  zu besichtigen
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ZUM 104. GEBURTSTAG

Wiskandt, Helene, geb. Rade, aus 
Rauschen, Kreis Fischhausen, am 
15. Oktober

ZUM 101. GEBURTSTAG

Armbruster, Herta, geb. Pie-
chottka, aus Prostken, Kreis Lyck, 
am 12. Oktober

ZUM 100. GEBURTSTAG

Neumann, Horst, aus Gnottau,
Ortsteil Paplaken, Kreis Inster-
burg, am 15. Oktober
Reinhardt, Anni, aus Narwickau, 
Kreis Ebenrode, am 9. Oktober

ZUM 99. GEBURTSTAG

Falk, Ruth, geb. Rietenbach, aus 
Weißensee, Kreis Wehlau, am  
9. Oktober

ZUM 97. GEBURTSTAG

Bargmann, Gertrud, geb. Lund-
schien, aus Dünen, Kreis Elchnie-
derung, am 15. Oktober
Neufeind, Eva, geb. Karwonski, 
aus Lyck, Blücherstraße 18, am  
14. Oktober
Wedler, Betty, geb. Rosenwald, 
aus Perkuhnen, Kreis Elchniede-
rung, am 15. Oktober

ZUM 96. GEBURTSTAG

Grikschat, Paul, aus Gowarten, 
Kreis Elchniederung, am  
10. Oktober
Hindersin, Lieselotte, geb. Bu-
britzki, aus Auglitten, Kreis Lyck, 
am 10. Oktober
Ketterkat, Kurt, aus Jägerhöh, 
Kreis Elchniederung, am  
14. Oktober
Stolzke, Waltraud, geb. Friedel, 
aus Fließdorf, Kreis Lyck, am  
10. Oktober

ZUM 95. GEBURTSTAG

Fritz, Gertrud, geb. Pellenat, aus 
Erlen, Kreis Elchniederung, am  
13. Oktober
Grabosch, Liebgard, aus Ortels-

burg, aus 14. Oktober
Kuster, Paul, aus Tewellen, Kreis 
Elchniederung, am 11. Oktober
Seutter, Gerda, geb. Kahlau, aus 
Taplacken, Kreis Wehlau und aus 
Cranz, Kreis Fischhausen, am  
13. Oktober

ZUM 94. GEBURTSTAG

Böhnke, Dorothea, geb. Reuter, 
aus Neukirch, Kreis Elchniede-
rung, am 9. Oktober
Dzienian, Werner, aus Eibenau, 
Kreis Treuburg, am 12. Oktober
Häring, Wilhelm, aus Roddau Per-
kuiken, Kreis Wehlau, am  
13. Oktober
Kottler, Hedwig, aus Wiesenhöhe, 
Kreis Treuburg, am 10. Oktober
Siersleben, Hannelore, geb. Hop-
pe, aus Neidenburg, am 9. Oktober

ZUM 93. GEBURTSTAG

Broberg, Inge, geb. Augustin, aus 
Canditten, Kreis Preußisch Eylau, 
am 14. Oktober
Hammermeister, Helmut, aus 
Allenburg, Kreis Wehlau, am  
11. Oktober
Koslowski, Horst, aus Rostken, 
Kreis Lyck, am 10. Oktober
Krüger, Artur, aus Lyck, Stradau-
ner Chaussee 13, am 13. Oktober
Kurschinski, Alfred, aus Lübeck-
felde, Kreis Lyck, am 13. Oktober
Mohaupt, Eva, geb. Kurreik, aus 
Elbings Kolonie, Kreis Elchniede-
rung, am 12. Oktober
Müller, Kurt, aus Pobethen, Kreis 
Fischhausen, am 11. Oktober
Rozynski, Käthe, geb. Behrend, 
aus Grünau, Kreis Elchniederung, 
am 12. Oktober 
Wenning, Sigrid, geb. Pelzer, aus 
Prostken, Bahnhofstraße 18, Kreis 
Lyck, am 10. Oktober

ZUM 92. GEBURTSTAG

Böhm, Traute, aus Kreuzfeld, 
Kreis Lyck, am 15. Oktober
Dittmann, Edeltraud, geb. Pelka, 
aus Groß Jerutten, Kreis Ortels-
burg, am 14. Oktober
Mertins, Erich, aus Eydkau, Kreis 
Ebenrode, am 12. Oktober
Milani, Maria-Theresia, geb. 
Schliebenow, aus Lyck, Yorkstra-

ße 34, am 15. Oktober
Schmeer, Ehrentraut, geb, Linka, 
aus Ortelsburg, am 8. Oktober
Sulewski, Auguste, geb. Butkus, 
aus Regeln OT Regelnhof, Kreis 
Lyck, am 11. Oktober

ZUM 91. GEBURTSTAG

Bajorat, Heinz, aus Tannenmühl, 
Kreis Ebenrode, am 10. Oktober
Beier, Liesbeth, geb. Appelbaum, 
aus Powayen, Kreis Fischhausen, 
am 14. Oktober
Bublies, Erich, aus Kischen, Kreis 
Elchniederung, am 14. Oktober
Dietze, Ellinor, geb. Katkus, aus 
Windberge, Kreis Ebenrode, am  
9. Oktober
Enzenbach, Reingard, geb. Wil-
luhn, aus Iwenheide, Kreis Elch-
niederung, am 13. Oktober
Galensa, Irma, aus Gabassen, 
Kreis Treuburg, am 14. Oktober
Gorzolke, Waltraut, geb. Fischer, 
aus Goldbach, Kreis Wehlau, am  
11. Oktober
Hampel, Edith, geb. Buttgereit, 
aus Hochmühlen, Kreis Ebenrode, 
am 15. Oktober
Höpping, Waltraut, geb. Winski, 
aus Eckersdorf, Kreis Mohrungen, 
am 12. Oktober
Krogull, Lothar, aus Wappendorf, 
Kreis Ortelsburg, am 10. Oktober
Neumann, Gerhard, aus Cranz, 
Kreis Fischhausen, am 13. Oktober
Palfner-Radke, Vera, aus Inster-
burg, Kreis Schloßberg, am  
14. Oktober
Stubbe, Gisela, geb. Buttgereit, 
aus Wehlau, am 10. Oktober
Stümpert, Gertraud, geb. Kri-
schik, aus Eckwald, Kreis Ortels-
burg, am 11. Oktober
Sulz, Brigitte, geb. Palluck, aus 
Kölmersdorf, Kreis Lyck, am  
13. Oktober

ZUM 90. GEBURTSTAG

Brock, Gerda, geb. Olomski, aus 
Neidenburg, am 15. Oktober
Donde, Eva, aus Tapiau, Kreis 
Wehlau, am 13. Oktober
Hellwich, Hans, aus Schulzenwie-
se, Kreis Elchniederung, am  
12. Oktober
Hewicker, Lucie, geb. Schläfe-
reit, aus Peterswalde, Kreis Elch-
niederung, am 12. Oktober

Juschka, Hilda, geb. Kurreick, 
aus Brandenburg, Kreis Elchnie-
derung, am 10. Oktober
Kanarski, Christel, geb. Goebel, 
aus Kreuzingen, Kreis Elchniede-
rung, am 9. Oktober
Karweik, Elfriede, geb. Czwali-
na, aus Rogonnen, Kreis Treu-
burg, am 14. Oktober
Klein, Werner, aus Wilkendorf, 
Kreis Wehlau, am 9. Oktober
Knüppel, Christel, geb. Skrodu-
lis, aus Warschfelde, Kreis Elch-
niederung, am 15. Oktober
Lehmann, Elisabeth, geb. Ar-
tischewski, aus Statzen, Kreis 
Lyck, am 13. Oktober
Murach, Gotthold, aus Weißen-
grund, Kreis Ortelsburg, am  
10. Oktober
Pauluhn, Fritz, aus Kleinlau- 
tersee, Kreis Angerapp, am 15. Ok-
tober
Pogodda, Lieselotte, geb. Dierks, 
aus Treuburg, am 14. Oktober
Rehagel, Helga, geb. Pieper, aus 
Frischenau, Kreis Wehlau, am  
11. Oktober
Rydzewski, Gerhard, aus Lyck, 
am 10. Oktober
Stephan, Hildegard, geb. Kru-
pinski, aus Soffen, Kreis Lyck, am 
9. Oktober
Wesser, Gerda, geb. Unruh, aus 
Schölen, Kreis Heiligenbeil, am  
13. Oktober
Wieprecht, Astrid, geb. Jescho-
nowski, aus Treuburg, am  
10. Oktober

ZUM 85. GEBURTSTAG

Berger, Ingrid, geb. Jeromin, aus 
Neumalken, Kreis Lyck, am  
9. Oktober
Böttcher, Agnes, geb. Gugat, aus 
Erlen, Kreis Elchniederung, am  
11. Oktober
Dittmann, Liesbeth, geb. Hoff-
mann, aus Kleinerlenrode, Kreis 
Elchniederung, am 15. Oktober
Dosanjh, Hannelore, geb. Rose, 
aus Allenburg, Kreis Wehlau, am  
11. Oktober
Eggert, Hans-Dietrich, aus  
Aßlacken, Kreis Wehlau, am  
14. Oktober
Henning, Dorothee, geb. Urb-
schat, aus Rossitten, Kreis Fisch-
hausen, am 13. Oktober
Henning, Elisabeth, geb. Soko-
lowski, aus Sarken, Kreis Lyck, 

am 9. Oktober
Heuer, Gisela, geb. Hein, aus 
Palmnicken, Kreis Fischhausen, 
am 15. Oktober
Lange, Christel, geb. Groß, aus 
Pomedien, Kreis Wehlau, am  
9. Oktober
Mahmoud, Ursula, geb. Buxa, aus 
Kölmersdorf, Kreis Lyck, am  
12. Oktober
Maicki, Georg, aus Alt Kriwen, 
Kreis Ortelsburg, am 12. Oktober
Maier-Rohde, Hannelore, geb. 
Rohde, aus Langenhöh, Kreis 
Lyck, am 14. Oktober
Pallas, Vera, geb. Brandt, aus Nei-
denburg, am 9. Oktober
Schliewe, Ursula, geb. Waschke-
witz, aus Lyck, am 10. Oktober
Schmidt, Lieselotte, geb. Büchler, 
aus Wehlau, am 9. Oktober
Schneider, Helga, geb. Böhnke, 
aus Lakendorf, Kreis Elchniede-
rung, am 14. Oktober
Sölter, Gerda, geb. Christocho-
witz, aus Kölmersdorf, Kreis Lyck, 
am 12. Oktober
Stürmer, Horst, aus Pottlitten, 
Kreis Heiligenbeil, am 14. Oktober
Thieme, Christel, geb. Joswig, 
aus Bobern, Kreis Lyck, am  
13. Oktober
Zdrojkowska, Margot, geb.  
Kowalski, aus Mohrungen,  

am 10. Oktober

ZUM 80. GEBURTSTAG

Daumann, Irmgard, geb. Eilers, 
aus Tapiau, Kreis Wehlau, am  
13. Oktober
Gerigk, Gudrun, Landsmannschaft 
S c h w a r z e n b e k ,  a m  
12. Oktober
Glagau, Edith, geb. Becker, aus 
Groß Ponau, Kreis Wehlau, am  
13. Oktober
Hüsch, Christel, geb. Artschwa-
ger, aus Kloken, Kreis Elchniede-
rung, am 10. Oktober
Lukau, Brigitte, geb. Skierle, aus 
Birkenwalde, Kreis Lyck, am  
10. Oktober
Müller, Arved, aus Kleinruten, 
Kreis Ortelsburg, am 13. Oktober
Woitschikowski, Eva, geb. Gus-
zahn, aus Skulbetwarren, Kreis 
Elchniederung, am 12. Oktober

ZUM 75. GEBURTSTAG

Hargens, Walter, aus Grünlinde, 
Kreis Wehlau, am 11. Oktober
Manske, Ursula, geb. Sander, aus 
Weißengrund, Kreis Ortelsburg, 
am 12. Oktober
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Zusendungen für die Ausgabe 43/2020

Bitte senden Sie Ihre Texte und Bilder für die Heimat-Seiten 
der Ausgabe 43/2020 (Erstverkaufstag 23. Oktober) bis spätes-
tens Dienstag, den 13. Oktober 2020, an die Redaktion der PAZ: 
E-Mail: renker@paz.de,  
Fax: (040) 41400850 oder postalisch:  
Preußische Allgemeine Zeitung, Buchtstraße 4,  
22087 Hamburg 

Kontakt

Wegen Elternzeit der zuständigen Mitarbeiterin ist bis Ende 2020 
Frau Ingrun Renker Ansprechpartnerin für die Heimat-Seiten.  
Telefon: (040)41 40 08 - 34 
E-Mail: renker@paz.de  
Telefonische Erreichbarkeit: Dienstag–Donnerstag jeweils von 
13-16 Uhr

Beilagen der PAZ zum Nachbestellen 

In den vergangenen Wochen  
hat die Preußische Allgemeine 
Zeitung einige Sonderbeilagen  
zu wichtigen Themen der preußi-
schen und ostpreußischen  
Geschichte sowie zur Museums-
kultur herausgegeben. 

Diese Beilagen stießen unter 
den Lesern auf großen Zuspruch 
und können nun auch einzeln  
in der Geschäftsstelle der PAZ 
bestellt werden. 

Der Preis per Stück beträgt 
1,- Euro, zzgl. Versandkosten. 

Wir freuen uns über Ihre  
Bestellung unter der E-Mail-
Adresse: selke@paz.de oder 
telefonisch unter der Nummer 
(040)414008-0.

1945: Nullpunkt unserer  
Geschichte 

Am 8. Mai 1945 endete der  
Zweite Weltkrieg. Doch die  
Menschen in Deutschland und 
Europa bewegt er bis heute.  
Betrachtungen und Denkanstöße 
aus verschiedenen Blickwinkeln 
und Ländern.

Erzähltes Preußen.  
Eine Museumsbeilage

Nach Wochen des Lockdowns 
sind seit Mai auch die Museen 
wieder geöffnet. Ein guter An-
lass, einige derjenigen Häuser, 
die auf vielfältige Weise von der  
Geschichte Preußens und den 
Geschichten seiner Menschen 
berichten, (neu) zu entdecken.

100 Jahre Volksabstimmung 
in Ost- und Westpreußen

Zum Gedenken an das Referen-
dum vom 11. Juli 1920, als die 
Bewohner der südlichen Kreise 
Ostpreußens und einiger Kreise 
Westpreußens aufgefordert wa-
ren zu entscheiden, ob ihre Hei-
mat bei Deutschland verbleiben 
oder zu Polen kommen sollte. 

Ostpreußisches Landesmuseum

Märchen-Schreibwerkstatt 
für Erwachsene mit Katja 
Breitling 

Einmal einen Drachen besiegen, 
einen Goldschatz heben und 
auf den Spuren der Gebrüder 
Grimm wandeln: Ab dem 
28.10.2020 an vier Nachmit-
tagen jeweils mittwochs, 
28.10. / 4.11. / 11.11. / 
18.11.2020 von 15.30 bis 
17.30 Uhr, können sich Interes-
sierte unter Anleitung von der 
Märchenerzählerin Katja Breit-
ling im kreativen Schreiben von 
Märchen üben. 

Ziel der Schreibwerkstatt ist es, 
ein eigenes Märchen fertig zu 
stellen. Das Museum bietet ge-
nügend Schätze, die den Teil-

nehmenden als märchenhafte 
Inspiration dienen können. 

Der krönende Abschluss darf 
bei einem Märchenworkshop 
natürlich nicht fehlen: Am 6. 
Dezember 2020, um 15.30 Uhr, 
findet eine Preisverleihung im 
Aktionsraum des Museums 
statt, wo die Gewinner-Mär-
chen den eingeladenen Gästen 
vorgestellt werden.

Die Gebühr für alle vier Ter-
mine beträgt 120 €. Die Teil-
nehmerzahl der Schreib-
werkstatt ist auf max. 8 Per-
sonen begrenzt. Eine An-
meldung ist erforderlich. In-
fo und Anmeldung unter Te-
lefon 04131-759950 oder per 
E-Mail an bildung@ol-lg.de

Sonderzugreisen nach

Masuren - Königsberg - Danzig

Tel.: 07154/131830   www.dnv-tours.de

ANZEIGE



Vorsitzender: Manfred F. Schukat, 
Hirtenstraße 7 a, 17389 Anklam, 
Tel.: (03971) 245688

Mecklenburg-
Vorpommern

Tag der Heimat 
Landesgruppe - Die Heimatar-
beit der Ostpreußen in Mecklen-
burg-Vorpommern trat im gesam-
ten Sommer 2020 in eine Corona-
Zwangspause. Das Frühlingstref-
fen konnte am 7. März gerade 
noch kurz vor dem allgemeinen 
Veranstaltungsverbot stattfinden 
und war mit fast 400 Teilnehmern 
noch gut besucht. Angesteckt hat 
sich übrigens niemand. Die ge-
planten und gut vorbereiteten Be-
suche in der Heimat mussten al-
lerdings alle storniert werden. 

Sehr schade ist vor allem die 
Absage des Ostpreußischen Som-
merfestes am 12. Juli in Wuttrie-
nen / Allenstein, wozu sich über 
50 Mitreisende angemeldet hat-
ten. Bis zuletzt bestand die Hoff-
nung, das 25. Jubiläums-Landes-
treffen der Ostpreußen in MV am 
26. September 2020 in Schwerin 
doch noch durchführen zu kön-
nen. Aber trotz geringer Infekti-
onszahlen in Mecklenburg-Vor-
pommern sind Veranstaltungen 
dieser Größe noch nicht erlaubt. 

Auf das entsprechende Infor-
mationsschreiben der Landes-
gruppe gingen jedoch einige Tau-
send Euro Spenden ein, so dass 
eine Verschiebung für den 25. Sep-
tember 2021 geplant ist. Mit einer 
Sondergenehmigung des Gesund-
heitsamtes Vorpommern-Greifs-
wald und einem machbaren Hygi-
enekonzept konnten die Ostpreu-
ßen mit anderen Landsleuten aus 
Westpreußen, Pommern, Ost-
brandenburg, Schlesien und dem 
Sudetenland wenigstens einen 
kleinen Ersatz anbieten – den 29. 
Tag der Heimat im Volkshaus An-
klam. 

Mit 270 angemeldeten und re-
gistrierten Besuchern kamen zwar 
nur halb so viele wie sonst, weil 
manche noch große Menschenan-
sammlungen scheuen. Umso grö-
ßer war die Wiedersehensfreude 
des „harten Kerns“. Dazu zählten 
auch der Bundestagsabgeordene-
te Philipp Amthor, der Landtags-
abgeordnete Dr. Matthias Mant-
hei, Pfarrer Bernhard Riedel sowie 
10 Landleute von den deutschen 
Vereinen in Hinterpommern. 

Musikalisch umrahmt wurde 
das Treffen vom Posaunenchor 
Bansin und dem Blasorchester 
„Die Tollensetaler“. Das Volks-
haus war mit über 80 Fahnen vie-
ler Heimatkreise und leuchtenden 
Sonnenblumen festlich ge-
schmückt. 25 ehrenamtliche Hel-
fer mühten sich um einen rei-
bungslosen Ablauf beim Einlass, 
an den Essen- und Bücherständen 
sowie beim Schmücken und Be-
räumen der Halle. Der Verkauf 
von 1.750 kleinen und großen Fla-
schen Bärenfang trug ebenfalls 
zur Deckung der Unkosten bei. 

Die Veranstaltung widmete 
sich 30 Jahren Deutsche Einheit, 
dem Tag der Heimat 2020, dem 
Erntedank 2020 und 25 Jahren 
Denkmal für Flüchtlinge und Hei-
matvertriebene am Steintor Ank-
lam. Dieses wurde am 24. Septem-
ber 1995 als erstes seiner Art in 
Mecklenburg-Vorpommern einge-
weiht. 

Im feierlichen Totengedenken 
wurde besonders an Hans-Jürgen 
Skoeries aus Tilsit erinnert, der 
am 15. September 2020 im Alter 

von 81 Jahren verstarb. Er war 
Mitbegründer und jahrzehntelan-
ger Vorsitzender der Ostpreußen-
gruppe Güstrow. Zu seiner Beiset-
zung am 25. September 2020 in 
Dahmen bei Teterow war eine 
große Trauergemeinde von 150 
Gästen versammelt. Die LO-Lan-
desgruppe stiftete einen Kranz, 
denn zur gleichen Zeit musste das 
Volkshaus Anklam eingeräumt 
werden. Das Andenken des lieben 
Verstorbenen als eines ausgespro-
chen heimatverbundenen Ost-
preußen wird unter seinen Lands-
leuten in Ehren bleiben.

Friedhelm Schülke

Vorsitzende: Dr. Barbara Loeffke, 
Alter Hessenweg 13, 21335 Lüne-
burg, Tel.: (04131)42684, Schrift-
führer und Schatzmeister: Hilde 
Pottschien, Volgerstraße 38, 21335 
Lüneburg, Tel.: (04131)7684391. 
Bezirksgruppe Lüneburg: Heinz 
Kutzinski, Im Wiesengrund 15, 
29574 Ebsdorf, Tel.: (05822)5465. 
Bezirksgruppe Braunschweig: 
Fritz Folger, Sommerlust 26, 38118 
Braunschweig, Tel.: (0531) 
2509377. Bezirksgruppe Weser-
Ems: Otto v. Below, Neuen Kamp 
22, 49584 Fürstenau, Tel.: (05901) 
2968

Niedersachsen

Ein verdienstvoller ostpreußi-
scher Landsmann wird 100  
Jahre alt
Braunschweig-Stadt - Horst 
Neumann wurde am 15. Oktober 
1920 in dem kleinen ostpreußi-
schen Bauerndorf Paplaken gebo-
ren. Paplaken gehörte zum Kirch-
spiel Saalau. Im Zuge von Zusam-
menschlüssen von Landgemein-
den wurde das Dorf mit Wirkung 
vom 30. September 1928 ein Orts-
teil von Gnottau im Kreis Inster-
burg. Die Eltern des Jubilars, 
Franz und Emma Neumann, gebo-
rene Perlbach, besaßen in Papla-
ken einen Bauernhof mit 36 Hekt-
ar Land.

Zunächst schien alles seinen 
vorbestimmten Weg zu gehen. 
1927 erfolgte die Einschulung in 
die Volksschule Paplaken bei Leh-
rer Fritz Paulat. Nach acht Jahren 
Volksschule war für 1939 der Be-
such der Landwirtschaftsschule 
vorgesehen, nachdem der ältere 
Bruder Hans auf die Übernahme 
des Hofes verzichtet hatte. Durch 
den Kriegsbeginn am 1. Septem-
ber 1939 kam alles ganz anders. 
Dem Arbeitsdienst im Jahr 1940 
folgten die Einberufung zum Mili-
tär im April 1941 und der Kriegs-
einsatz. Fast wäre es gutgegangen. 
Doch kurz vor Kriegsende, am 20. 
April 1945, ereilten Horst Neu-
mann Verwundung und russische 
Kriegsgefangenschaft. Aufgrund 
der Verwundung war er für die 
Zwangsarbeit nicht tauglich und 
wurde im November 1945 entlas-
sen.

Typisch für alle Kriegsteilneh-
mer, die nicht zurück in ihre Hei-
mat konnten, gab es auch für 
Horst Neumann eine Reihe von 
Zwischenstationen, bis Braun-
schweig zur dauerhaften Bleibe 
wurde. Im Oktober 1947 erste fes-
te Arbeit bei der (noch) Deut-
schen Reichsbahn in Gleidingen 
und ab 1949 in Braunschweig, jetzt 
schon bei der Deutschen Bundes-
bahn. Der Besuch der Eisenbahn-
fachschule war sowohl Vorausset-
zung wie auch die Befähigung für 
den Einstieg in den mittleren 

Dienst einer Beamtenlaufbahn. 
Die durch die Verwundung ver-
bliebenen körperlichen Beein-
trächtigungen machten auf ärztli-
ches Anraten eine vorzeitige Pen-
sionierung 1979 mit erst 59 Jahren 
erforderlich.

Die aktive Zeit in der Lands-
mannschaft Ostpreußen begann 
am 1. Mai 1985 mit dem Eintritt in 
die Ortsgruppe Braunschweig. 
Das war vor exakt 35 Jahren. 
Schon bald wurde er in den Vor-
stand gewählt. Ende 1988 wurde 
er Kassenwart der hiesigen Orts-
gruppe und bekleidete dieses Amt 
bis Ende 2015, also fast 27 Jahre. 
Diese Vorstandsarbeit hat er nicht 
nur – wie es diese Aufgabe ver-
langt – gewissenhaft, sondern 
auch mit Leidenschaft verrichtet.

Seine Verbundenheit zu Ost-
preußen hat er ferner durch zahl-
reiche Teilnahmen an Heimattref-
fen und den Besuch seines Hei-
matdorfes in den Jahren 1992, 
1993, 2001 und 2004 bekundet.

Trotz seiner nun 100 Jahre be-
steht nach wie vor ein enger Kon-
takt zu der Ortsgruppe. Leider 
kann er nicht mehr an den monat-
lichen Zusammenkünften teilneh-
men.

Wir wünschen Horst Neu-
mann noch eine Reihe von Jahren 
bei guter Gesundheit im Kreise 
seiner Familie und die Verbindung 
mit seinen ostpreußischen Lands-
leuten.

Fritz Folger, 
Vorsitzender der Ortsgruppe 

Braunschweig.

Erster Vorsitzender: Jürgen 
Zauner , Stellv. Vorsitzende: 
Klaus-Arno Lemke und Dr. Bärbel 
Beutner, Schriftführerin: Dr. Bär-
bel Beutner Geschäftsstelle: Bu-
chenring 21, 59929 Brilon, Tel.: 
(02964)1037. Fax 
(02964)945459, E-Mail:  
Geschaeft@Ostpreussen-NRW.de, 
Internet: Ostpreussen-NRW.de

Nordrhein-
Westfalen

Landesgruppe - Leider muss die 
Herbsttagung am 24. Oktober 
2020 abgesagt werden, da auf-
grund der Beschränkungen durch 
Corona ein sicherer Ablauf der 
Veranstaltung nicht gewährleistet 
ist.

Wesel - Liebe Landsleute, liebe 
Heimatfreunde! Zunächst grüßt 
Euch alle der Vorstand von unse-
rer Landsmannschaft herzlichst 
zum letzten Vierteljahr 2020. Wir 
sind noch da, und wir müssen uns 
weiter auf Corona einstellen. Ein 
halbes Jahr haben wir uns alle auf 
die so wichtigen Schutzmaßnah-
men und Einschränkungen ein-
stellen müssen. Ein Ende ist noch 
nicht abzusehen. 

Unsere, auf dem Jahrespro-
gramm 2020 ab Oktober vorgese-
henen Veranstaltungen wie Ernte-
dankfest, Tag der Heimat, die 
Preußische Tafelrunde und das 
Weihnachtsfest feiern, so wie es 
aussieht, in den schönen Räum-
lichkeiten der Gnadenkirche, wer-
den nicht durchgeführt werden 
können. 

Der Tag der Heimat im Sep-
tember, steht und stand unter 
dem Leitwort: „70 Jahre Charta 
der Deutschen Heimatvertriebe-
nen“, konnte wegen Corona nicht 
durchgeführt werden. 

Uns bleibt nur das Hoffen, 
dass bald ein Impfstoff gegen Co-

rona gefunden wird. 
Wir, vom Vorstand, wünschen 

Ihnen alles Gute, verbunden mit 
viel Gesundheit. 

Eine kurze Mitteilung: Am 6. 
August 2020 verstarb unsere 
Schatzmeisterin Christa Elias. 
Wir werden ihr ein ehrendes An-
denken bewahren. 

Paul Sobotta

Vorsitzender: Edmund Ferner,  
Julius-Wichmann-Weg 19, 23769 
Burg auf Fehmarn, Tel.: (04371) 
8888939, E-Mail: birgit@kreil.info

Schleswig-Holstein

Flensburg - Vereinigte Landsmann-
schaften Flensburg (VLM Fl) e.V.
Am 25. September 2020 konnte 
der Vorsitzende Hans Legies in 
den frühen Morgenstunden eine 
Reisegruppe begrüßen, um eine 
Tagestour nach Dithmarschen an-
zutreten. Diese Fahrt zu den Dith-
marscher Kohltagen 2020 war von 
langer Hand geplant und konnte 
unter Einhalt der Corona-beding-
ten Einschränkungen bei insge-
samt herrlichem Spätsommer-
wetter durchgeführt werden. Die 
Voraussetzungen für eine ange-
nehme Reise waren durch einen 
bequemen Reisebus gegeben. 
Während der Fahrt wurde die 
Gruppe durch den Vorsitzenden 
anhand einer von ihm gefertigten 
Broschüre über den Kreis Dith-
marschen, die Eider und verschie-
dene Orte entlang der Route in-
formiert.

Der Besuch begann in Wessel-
buren im KOHLosseum. Dieses 
ist eine Station an der „Deutschen 
Kohlstraße“ im Herzen von Euro-
pas größtem zusammenhängen-
den Kohlanbaugebiet und gliedert 
sich in die Bereiche Museum, 
Krautwerkstatt und Bauernmarkt.

Das Museum ist noch mit al-
ten Holzbalken ausgestattet und 
war einst die erste Zuckerfabrik in 
Schleswig-Holstein. Hier wird al-
les gezeigt, was mit Dithmarschen 
zusammenhängt, vornehmlich die 
Landwirtschaft mit dem Kohlan-
bau, die Beschaffenheit der Böden 
mit deren Entwässerung, die Dei-
che und die Umwelt.

Nach den Erläuterungen durch 
den Museumsführer in die Ge-
schichte des Landes wechselte die 
Gruppe in die Krautwerkstatt. Der 
Krautmeister erläuterte anhand 
praktischer Beispiele die Herstel-

lung des Dithmarscher Frische-
krauts und die segensreiche Wir-
kung des „Kohls“ auf die mensch-
liche Gesundheit. Ein kleiner Im-
biss mit Kohlvariationen rundete 
das Erlebnis ab.

Der Bauernmarkt bot der 
Gruppe zahlreiche Möglichkeiten, 
sich mit vielen regionalen Spezia-
litäten zum Genießen, Wohlfüh-
len und Verschenken einzude-
cken. Besonderes Interessen fand 
das wohlriechende und bekömm-
liche Kohlbrot.

Die Weiterfahrt durch das 
Land führte nach Bargenstedt zu 
König´s Gasthof, wo ein umfang-
reiches Kohlbüfett mit verschie-
denen Kohlgerichten für die 
Gruppe bereit stand. Nach dem 
Genuss des Mittagessens führte 
die Fahrt nach Epenwöhrden zur 
„Dusenddüwelswarft“. Dieses 
Denkmal erinnert an den 17. Feb-
ruar 1500, als die Dithmarscher 
unter der Führung des Volkhelden 
Wulf Isebrand das hoch überlege-
ne dänisch-holsteinische Heer in 
der Schlacht bei Hemmingstedt 
besiegten. Nachdem die Straße 
durch eine Schanze für die anrü-
ckenden Feinde gesperrt und der 
Vormarsch behindert war, öffne-
ten die Dithmarscher noch zu-
sätzlich die Siele an den Deichen. 
Die Dithmarscher waren in dem 

durchnäßten, schlammigen Bo-
den den Angreifern im Vorteil, 
was schließlich zum Untergang 
der „Schwarzen Garde“ führte. 

Zum Abschluss der Tagesfahrt 
erlebte die Gruppe in Hemming-
stedt im Café „Fünf Linden“ bei 
Torte und Kaffee und intensiven 
Gesprächen über das bisher Er-
lebte und Gesehene.

Aus einem Buch des Dithmar-
scher Heimatdichters Klaus Groth 
zitierte der Vorsitzende in platt-
deutscher Sprache einen kurzen 
Ausschnitt, um den Dithmarscher 
als Menschen in seiner Zeit in der 
Mitte des 19. Jahrhunderts näher-
zubringen und um sein Wesen, 
seinen Charakter und seine Eigen-
arten zu verstehen.

Die Rückfahrt nach Flensburg 
führte noch einmal durch die be-
sondere Landschaft des Kohlan-
baugebietes. 

Die Schatzmeisterin, Frau Re-
nate Kunde, hatte die Fäden der 
Organisation fest in der Hand und 
trug somit zum Gelingen des Aus-
flugs bei.

Herr Kanstorf als 2. Vorsitzen-
der dankte im Namen der Gruppe 
für den erlebnisreichen und gut 
vorbereiteten Ausflug.

Pünktlich erreiche die Gruppe 
bei untergehender Sonne den 
Ausgangspunkt Flensburg.
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Aus den Landesgruppen der Landsmannschaft Ostpreußen e.V.

Termine der Landsmannschaft  
Ostpreußen e.V. im Jahr 2020 

Trotz der Corona-Krise sind für 
die zweite Jahreshälfte folgen-
de Veranstaltungen geplant:  

5. bis 11. Oktober: Werk-
woche in Helmstedt  
6. November: Arbeitstagung 
der Landesgruppenvorsitzen-
den der LO (geschlossener 
Teil nehmerkreis)  
7./8. November: Ostpreußi-
sche Landesvertretung (ge-
schlossener Teilnehmerkreis) 
8. bis 11. November: Kultur-
historisches Seminar in Helm-
stedt

Wegen der Corona-Pande-
mie kann es zu Absagen ein-
zelner Veranstaltungen kom-
men. Bitte informieren Sie 
sich vorab bei der Bundesge-
schäftsstelle der Landsmann-
schaft Ostpreußen e.V., Bucht-

straße 4, 22087 Hamburg, 
Tel.: (040) 41400826, E-Mail: 
info@ostpreussen.de oder im 
Internet unter www.ostpreus-
sen.de/lo/seminare.html 

Der geplante Festakt  
„100 Jahre Volksabstimmung“ 
in Allenstein musste wegen der 
aktuellen Lage leider abgesagt 
werden. Um dennoch dieses 
historischen Ereignisses ge-
denken zu können, haben die 
Referenten ihre geplanten Vor-
träge per Kamera aufgezeich-
net. Die Videos zu dieser virtu-
ellen Gedenkveranstaltung  
finden Sie unter: www.paz.de/
volksabstimmung

Bitte vormerken für 2021:  
Jahrestreffen der Ost- 
preußen, 5. Juni 2021,  
CongressPark Wolfsburg

Werden Sie persönliches Mitglied der Landsmannschaft Ostpreußen

Ostpreußen benötigt eine 
starke Gemeinschaft,  
jetzt und auch in Zukunft.  
Sie können unsere Arbeit dau-
erhaft unterstützen, indem Sie 
persönliches Mitglied der 
Landsmannschaft Ostpreußen 
e.V. (LO) werden. Dabei ist es 
egal, ob Sie in Ostpreußen ge-
boren sind oder ostpreußische 
Vorfahren haben. Uns ist jeder 
willkommen, der sich für Ost-
preußen interessiert und die 
Arbeit der Landsmannschaft 
Ostpreußen unterstützen 
möchte. 

Die persönlichen Mitglieder 
kommen wenigstens alle drei 
Jahre zur Wahl eines Delegier- 

ten zur Ostpreußischen Lan-
desvertretung (OLV), der Mit-
gliederversammlung der LO, 
zusammen. Jedes Mitglied hat 
das Recht, die Einrichtungen 
der Landsmannschaft und ihre 
Unterstützung in Anspruch zu 
nehmen. 

Sie werden regelmäßig über 
die Aktivitäten der Landsmann-
schaft Ostpreußen e.V. infor-
miert und erhalten Einladungen 
zu Veranstaltungen und Semi-
naren der LO. Ihre Betreuung 
erfolgt direkt durch die Bun-
desgeschäftsstelle in Hamburg.  
Der Jahresbeitrag beträgt zur-
zeit 60,00 Euro. Den Aufnah-
meantrag können Sie bequem 

auf der Webseite der Lands-
mannschaft – www.ostpreus-
sen.de – herunterladen.  
Bitte schicken Sie diesen per 
Post an:  
 
Landsmannschaft Ostpreußen  
Herrn Bundesgeschäftsführer 
Dr. Sebastian Husen  
Buchtstraße 4  
22087 Hamburg.

Weitere Auskünfte zur  
persönlichen Mitgliedschaft  
erhalten Sie bei der Bundes- 
geschäftsstelle der Landsmann-
schaft Ostpreußen: 

Telefon (040) 41400826,  
E-Mail: info@ostpreussen.de



Kreisvertreter: Stephan Grigat, 
Telefon (05231) 37146, Fax: 
(05231) 24820, Heidentalstraße 
83, 32760 Detmold. Geschäfts-
stelle: Annelies Trucewitz, Hohen-
felde 37, 21720 Mittelnkirchen,  
Telefon (04142) 3552, Telefax 
(04142) 812065, E-Mail:  
museum@goldap.de. Internet: 
www.goldap.de

Goldap

Ab sofort lieferbar: 
Goldap – Foto – Kalender 2021
Der Goldap Kalender mit jährlich 
wechselnden historischen, meist 
farbigen Abbildungen aus Stadt 
und Kreis Goldap hat sich zu ei-
nem beliebten Sammelobjekt ent-
wickelt. 

Dieser Foto Kalender im A4 
Format ist für alle Goldap- und 
Ostpreußenfreunde ein bildrei-
cher  Begleiter durch das Jahr und 
für sich und andere ein immer pas-
sendes Geschenk. 

Kosten: 10,95 € + Versand, Be-
stelladresse: verkauf@goldap.de, 
Tel. 04142-3552 oder Patenschafts-
museum Goldap in Ostpr., Harse-
felder Str. 44 a, 21680 Stade

Kreisvertreterin: Bärbel Wiesen-
see, Diesberg 6a, 41372 Nieder-
krüchten, Telefon (02163) 
898313. Stellv. Kreisvertreter: 
Dieter Czudnochowski, Lärchen-
weg 23, 37079 Göttingen, Telefon 
(0551) 61665

Lyck

Die Kreisgemeinschaft Lyck hat 
seit dem 1. Oktober einen neuen 
Karteiwart:

Andreas Schenkewitz, Am Wall 
65, 15366 Dahlwitz-Hoppegarten/
OT Hönow, Tel.: 03342 364113, E-
Mail : ritterrauslitz@kabelmail.de

Kreisvertreter: Ingrid Tkacz, 
Knicktwiete 2, 25436 Tornesch, Te-
lefon/Fax (04122) 55079.  
Stellv. Kreisvertreterin: Luise-
Marlene Wölk, Schwalbenweg 12, 
38820 Halberstadt, Telefon 
(03941) 623305. Schatzmeister: 
Frank Panke, Eschenweg 2, 92334 
Berching, Telefon (08462) 2452. 
Geschäftsstelle: Horst Sommer-
feld, Lübecker Straße 4, 50858 
Köln, Telefon (02234) 498365

Mohrungen

Kreistagssitzung und  
Mohrunger Kreistreffen  
in Bad Nenndorf
Im Rahmen der derzeitigen Situa-
tion und unter Berücksichtigung 
der vorgegebenen Auflagen war es 
in diesem Jahr ein „Treffen der be-
sonderen Art“. Auf die Corona-
Schutz-Maßnahmen wurde hinge-
wiesen.

Die diesjährige Kreistagssit-
zung fand am 19. September im 
Sitzungsraum „Luzern“ in der 
L´Orangerie statt.

Schriftliche Einladungen zur 
Kreistagssitzung erfolgten termin-
gemäß. Die Tagesordnungspunkte 
wurden ordnungsgemäß und ein-
vernehmlich behandelt. Der 
Schatzmeister Frank Panke und 

der Vorstand wurden für das Ge-
schäftsjahr 2019 entlastet. Vor-
standsmitglieder und die Kultur-
referentin berichteten über die 
Vereinsarbeit. Über die Druckauf-
lage- und Kosten der Dokumenta-
tion erfolgte eine Beschlussfas-
sung  anhand der vorliegenden 
Kostenvoranschläge. 

Marlene Wölk, stv. Vorsitzende 
berichtete über den Rückgang der 
Bezieher der „Mohrunger Heimat-
kreis-Nachrichten“. Ebenfalls be-
richtete sie  über die Bruderhilfe-
Auszahlung für 2020, die sie mit 
Unterstützung der Betreuerin der 
Mohrunger Stuben an hilfsbedürf-
tige Deutschstämmige im Kreis 
Mohrungen ausgezahlt haben.

Im Anschluss an die öffentliche 
Kreistagssitzung fand das verkürz-
te Mohrunger Kreistreffen eben-
falls in der L´Orangerie statt.

Um 13.00 Uhr war Einlass in 
die Veranstaltungsräume. Die 
Kreisvertreterin begrüßte herzlich 
über 40 Teilnehmer mit dem Hin-
weis, die Corona-Schutz-Maßnah-
men unbedingt zu beachten. Die 
Teilnehmer bekamen eine Elch-
schaufel-Gesichtsmaske ge-
schenkt. An Desinfektionsmittel 
und weitere Vorsichtsmaßnahmen 
wurde vom Hotel und von der 
Kreisgemeinschaft gedacht. Das 
geistliche Wort sprach Pfarrer i.R. 
G. E. Friede Kolakowski. 

Kulturreferentin Gisela Harder 
eröffnete die sehr interessante und 
schöne Ausstellung: „Erinnerun-
gen an unvergessene Orte im Kreis 
Mohrungen“. 

Ganz hervorragend und sehr 
bewegend war der Vortrag von Dr. 
Christopher Spatz über die ost-
preußischen Wolfskinder. Es gibt 
Ereignisse, die uns die Last der Ge-
schichte auf besonders schmerzli-
che Weise vor Augen führen. Hier-
zu gehört das Schicksal der ost-
preußischen Wolfskinder. 

Christopher Spatz (Bild unten)
hatte sich intensiv mit dem Schick-
sal der Wolfskinder auseinander-
gesetzt. Er hat in zahlreichen In-
terviews viele der letzten Überle-
benden zu Wort kommen lassen 
und dann seine Doktorarbeit zu 
dem Thema verfasst. Er wurde 
1982 in Bremen geboren, promo-
vierte 2015 an der Berliner Hum-
boldt-Universität zur Identität der 
ostpreußischen Wolfskinder. 

In seinem Vortrag erzählte Dr. 
Spatz von seinen Interviews, wie 
es den letzten Wolfskindern heute 
geht und von der öffentlichen Re-
sonanz auf dieses Thema. Ihm ist 
es zu verdanken, dass eines der 
traurigsten Kapitel deutscher 
Nachkriegsgeschichte und eine 
der größten humanitären Kata-
strophen nach dem Ende des 
Zweiten Weltkrieges eine ver-
mehrte Aufmerksamkeit in der 
deutschen Öffentlichkeit erfahren 
hat. Für sein Wirken wurde ihm 
2019 der Ostpreußische Kultur-
preis verliehen. Sein Großvater 
stammt aus Gubitten, Kreis Moh-
rungen.

Nach dem Vortrag fand die 
Mitgliederversammlung statt.

Danach berichtete Studentin 
Josephina Strößner über ihre Ab-
schlussarbeit „Das Konstrukt ,Hei-
mat' im Nachkriegsdeutschland – 
Musik und Brauchtum ostpreußi-
scher Vertriebener“ und bedankte 
sich für die Zusendung diverser 
Unterlagen für ihre Abschlussar-
beit. Sie spielte auf ihrer Querflöte 
ostpreußische Lieder, damit er-
freute sie die Teilnehmer des Tref-
fens sehr.

Aber auch Elisabeth Krahn 
spielte auf ihrer Mundharmonika 
einige Volkslieder und erfreute da-
mit die Anwesenden.

Vielen Dank für die positive 
Mitteilung, dass das Treffen ein be-
sonders schönes, gelungenes und 
interessantes war!

Bitte vormerken: Unser nächs-
tes Heimatkreistreffen findet am 
18. und 19. September 2021 wieder 
in Bad Nenndorf, Grandhotel Esp-
lanade L´Orangerie, statt. 

Bleiben oder werden Sie ge-
sund! Es grüßt Sie in heimatlicher 
Verbundenheit

Ingrid Tkacz, Kreisvertreterin

Kreisvertreterin: Evelyn v. Bor-
ries, Tucherweg 80, 40724 Hilden, 
Telefon (02103) 64759, Fax: 
(02103) 23068, E-Mail: evbor-
ries@gmx.net. Kartei, Buchver-
sand und Preußisch Eylauer-
Heimatmuseum im Kreishaus 
Verden/Aller Lindhooper Straße 67, 
27283 Verden/Aller,  E-Mail: preus-
sisch-eylau@landkreis-verden.de, 
Internet: www.preussisch-eylau.de.  
Unser Büro in Verden ist nur noch 
unregelmäßig besetzt. Bitte wen-
den Sie sich direkt an die Kreisver-
treterin Evelyn v. Borries

Preußisch Eylau

Vorstandssitzung in  
Corona-Zeiten
Turnusmäßig findet vor jedem 
Kreistreffen eine Vorstandssitzung 
statt, um die letzten Vorbereitun-
gen zu treffen, aber auch, damit die 
hier gefassten Empfehlungen und 
Vorschläge an die darauffolgende 
Mitgliederversammlung während 
des Kreistreffens in Beschlüsse 
umgesetzt werden können.

Doch dieses Mal war alles an-
ders. Das Kreistreffen vom 19. bis 
20. September 2020 musste wegen 
Corona abgesagt werden. So fand 
die diesjährige Vorstandssitzung 
bereits am 17. September 2020 
statt, aber ohne das sonst folgende 
Kreistreffen und die Mitglieder-
versammlung. Der Vorstand tagte 
dieses Mal im Heimatmuseum im 
Gebäude des Landkreises Verden, 
also in vertrauter Umgebung (vgl. 
das Foto oben). 

Anwesend waren (auf dem Fo-
to von links): Evelyn v. Borries, 
Erika Zschiesche, Christine Bilke-
Krause, Gerd Birth (als Gast), 
Hannelore Schlächter, Gerdi 
Westerkowsky und Martin Leh-
mann (als Gast). Die Sitzung ver-
lief in angenehmer und vertrau-
ensvoller Atmosphäre. Einige der 
Tagesordnungspunkte waren: die 
Zukunft der Kreisgemeinschaft, 
das Archiv, der Schatzmeisterbe-
richt, ferner die rückläufigen 
Spenden und der geplante Umzug 
des Heimatmuseums in den Syn-
dikatshof in Verden.

Gerd Birth

Stadtvertreter: Erwin Feige,  
Am Karbel 52, 09116 Chemnitz,  
Telefon (0371) 3363748.  
Geschäftsführer: Manfred Urb-
schat, E-Mail: info@tilsit-stadt.de

Tilsit-Stadt

Glückwunsch für das langjährige 
Mitglied der Stadtgemeinschaft 
Tilsit und Schulsprecher Heinz 
Schmickt zum 90. Geburtstag
Wer 90 Jahre alt wird, hat viel er-
lebt, in der Generation der Jahr-
gänge Ende 1920/Anfang 1930 viel 
durchleben müssen und – meist 
unverzagt - viel erreicht.

Dies gilt ganz besonders für 
Heinz Schmickt. Geboren am 09. 
Oktober 1930 in Bendiglauken, di-
rekt an der südlichen Stadtgrenze 
zu Tilsit, ist Heinz Schmickt im 
Herzen immer ein Ostpreuße ge-
blieben. Mit seinem fundierten 
Wissen über die Heimat am Me-
melstrom und mit seiner nimmer-
müden Einsatzbereitschaft als 
Stadtvertreter der Stadtgemein-
schaft Tilsit e.V. zählt er zu den 
wenigen noch verbliebenen Tilsi-
ter Urgesteinen. Jetzt dürfen wir 
Heinz Schmickt zum 90. Geburts-
tag am 09. Oktober ehren! Welch‘ 
ein Lebensalter, welche Lebenser-
fahrung!

Heinz Schmickt war es noch 
vergönnt, eine vollkommen unbe-
schwerte, glückliche Kindheit in 
und um Tilsit zu erleben. Nach 
dem Besuch der Grundschule in 
Tilsit-Senteinen war er Schüler der 
Tilsiter Herzog-Albrecht-Schule 
bis zu deren kriegsbedingten 
Schließung im September 1944. 
Heinz Schmickt war zu diesem 
Zeitpunkt in einem Alter, in dem 
ihm die Schrecken des Krieges, 
Flucht und Vertreibung aus seiner 
geliebten Heimat nicht erspart, 
sondern einprägend blieben. 

Fünf Tage nach seinem 14. Ge-
burtstag musste Heinz Schmickt 
mit seinen Eltern und Geschwis-
tern den kleinen, geliebten Hei-
matort und Bauernhof (in) Ben-
digsfelde (bis 1938 Bendiglauken) 
verlassen. Die Familie flüchtete 
zunächst vor der Front bis Hohen-
bruch (bis 1938 Lauknen) am Gro-
ßen Moosbruch zwischen Timber 
und Laukne und verblieb auf dem 
Hof des Onkels bis 5. Januar 1945. 

Die Hoffnung auf Rückkehr 
trog, die Familie musste erneut 
flüchten – man stelle sich die Situ-
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Buchvorstellung Dr. Christopher Spatz und Kreisvertreterin Ingrid 
Tkacz nach dem Vortrag über die Wolfskinder und der Buchvorstellung 
beim Hauptkreistreffen in Bad Nenndorf Foto: Privat

Ostpreußisches Landesmuseum

Herbstferienprogramm „Rei-
se um die Welt“ Für Kinder 
von 8 bis 12 Jahren 13. bis  
16. Oktober 2020, täglich von 
14 bis 16 Uhr, Anmeldungen 
nur für alle vier Tage möglich, 
Kosten: 20,00 € (inklusive 
Material)

Auf einem Schiff die Welt entde-
cken: Bei dem Herbstferienpro-
gramm des Ostpreußischen Lan-
desmuseums mit Deutschbalti-
scher Abteilung können die teil-
nehmenden Kinder einmal um 
den Globus segeln. 

Die (Phantasie-)Reise führt 
die Kinder jeden Tag in ein 
anderes Land mit seinen 
Menschen und Landschaften. 
Heute werden Weltreisende häu-
fig als Globetrotter oder Welten-
bummler bezeichnet, deren Inte-
resse mehr dem Besuch mög-
lichst vieler Länder und Sehens-

würdigkeiten gilt. 

Früher war das anders. Man ging 
auf Entdeckungsreise nach neu-
en, weit entfernten Ländern, die 
man erobern, mit denen man 
Handel treiben oder deren Wun-
der man erforschen wollte. Das 
waren damals oft jahrelange 
abenteuerliche, aber auch ge-
fährliche Seereisen. 

Beim Ferienprogramm „Reise um 
die Welt“ lernen die Kinder den 
deutschbaltischen Seefahrer Ad-
miral Adam Johann von Krusens-
tern (1770-1846) kennen. Er 
wurde berühmt, weil ihm die ers-
te russische Weltumsegelung ge-
lang. Ihm wird daher im Ostpreu-
ßischen Landesmuseum mit 
Deutschbaltischer Abteilung eine 
kleine Ausstellung gewidmet. In-
teressante und gleichsam exoti-
sche Zeichnungen von dieser 
Reise und ein alter Globus führen 

die Kinder in ferne Länder, deren 
Menschen, Landschaften und 
Tiere genauer unter die Lupe ge-
nommen werden. Es entstehen 
eigene Reisetagebücher, Zeich-
nungen, Collagen, aber auch klei-
ne Überraschungen warten auf 
die Ferienkinder. 

Aufgrund der Corona-Pande-
mie ist die Teilnehmerzahl auf 
8 Kinder beschränkt. Anmel-
dungen sind nur für alle vier 
Tage möglich und erforderlich. 
Sie können unter bildung@ol-
lg.de oder telefonisch 04131 
759950 vorgenommen werden. 
Die Gebühr für alle vier Termi-
ne beträgt 20 €, Kinder mit der 
Lüneburger HanseCard erhal-
ten 50 Prozent Ermäßigung.

Das Herbstferienprogramm 
findet unter strenger Einhal-
tung der Hygiene- und 
Schutzmaßnahmen statt.

Tagung in Zeiten der Pandemie Vorstandsmitglieder der Kreisgemeinschaft Pr.Eylau während der Sitzung 
mit Corona Auflagen – alle mit Elchschaufel-Maske  Foto: Kreisgemeinschaft Pr. Eylau

PAZ 
wirkt!
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Rätsel

                      
                      
                      
                      
                      
                      
                      
                      
                      
                      
                      
                      
                      
                      
                      
                      
                      
                      
                      
                      
                      

Frau des
letzten
Schahs
(... Diba)

Familien-
name
Napo-
leons

Sitz der
Gemein-
dever-
waltung

von
liebens-
würdigem
Wesen

eine
Blume;
ein 
Gewürz

Bundes-
staat
der USA

in die
Jahre
kommen

landwirt-
schaft-
liches
Gerät

schwe-
dische
Insel

König v.
Mykene
(griech.
Sage)

Ringel-,
Saug-
wurm

Gebets-
schluss-
wort

ital.
Barock-
maler
(Guido)

Fecht-
waffe

nach-
zeichnen,
kopieren

Musik-
stück
von
Händel

nach,
entspre-
chend

deutsch-
amerik.
Kompo-
nist (Kurt)

ausge-
dehntes
Gast-
mahl

Metall-
bolzen Bratrost

franz.
Renn-
fahrer
(Alain)

Medika-
ment

Rost-
schutz-
mittel

Brauch,
Zere-
moniell
(lat.)

ein
Stern-
bild

Vorder-
asiat,
Perser

Aristo-
kratie

Richter
Israels
im A. T.

Getreide-
art

Haupt-
stadt
von
Tibet

Staat in
Südost-
asien

Stimm-
zettel-
behälter

hastig;
dringend

Kletter-
pfl anze

Reihe,
Folge

berühm-
ter
Film-
hund

weis-
machen,
sugge-
rieren

ring-
förmige
Korallen-
insel

Abk. für
pädagog.
Hoch-
schule

in der
gleichen
Weise

Kanton
der
Schweiz

ein
Europäer

Äußeres,
Gestalt

Blüten-
stand

Denk-
anstoß

zum
Nenn-
wert
(Bankw.)

Rasse-
hund

Hühner-
produkt Edelgas

Regie-
rungs-
form

eine
Zahl

Insekt
mit
Stachel

Weg in
einem
Laby-
rinth

Platz-
mangel,
Raumnot

ugs.:
wackelnd
gehen

Greif-
vogel,
Aas-
fresser

dt. Schau-
spielerin
(Hanne-
lore)

von gro-
ßem Ver-
langen
erfüllt

briti-
scher
Thron-
folger

Tischler-
werkzeug

hoch-
streben,
sich
türmen

trainie-
ren

gewebt,
gewirkt

Lärm-
gerät

freund-
lich,
nach-
sichtig

Pökel-
fl üssig-
keit

poetisch:
Löwe

Einfall,
Gedanke

austra-
lischer
Lauf-
vogel

Stadtteil
von
London

morali-
sche
Rein-
heit

vor dem
Erkannt-
werden
schützen

Fluss
durch
München

Faust-
kampf

mit den
Füßen
stoßen

Hunnen-
könig
Attila (dt.
Name)

griechi-
scher
Buch-
stabe

Region
der Rep.
Süd-
afrika

Schienen-
strang

wolken-
los,
heiter

anfäng-
lich

Schiffs-
fenster

spanisch:
Hurra!,
Los!, Auf!

Vorfahr
Straßen-
bahn
(süddt.)

jeder
ohne
Aus-
nahme

nord-
deutsch
für Ried,
Schilf

persön-
liches
Fürwort

Wider-
hall;
Anklang

unter-
richten

kosten-
los,
umsonst

hager,
mager

höcker-
loses
Kamel

geschick-
te Täu-
schung

Schüttelrätsel
In diesem ungewöhnli chen Kreuzworträtsel stehen anstelle der Fragen die 
Buchstaben der gesuchten Wörter alphabetisch geordnet in den Fragefeldern. 
Zur Lösung beginnen Sie am besten mit den kurzen Wörtern (Achtung: ORT 
kann  z. B. ORT, TOR oder auch ROT heißen).

Mittelworträtsel

Magisch

Mittelworträtsel: 1. Reserve,  
2. Regatta, 3. Schnabel, 4. Goetter,  
5. Flugzeug, 6. Besucher, 7. Deutsch – 
Saatgut 

Magisch: 1. nervoes, 2. Avignon,  
3. Revolte

  F   R  G   I   E   A  A  R  
  A B M A L E N  L A R G O  G E M A E S S
 P R O S T  W E I L L  G E L A G E  N  A
  A N  H E I L M I T T E L  M E N N I G E
 L H A S A  N K  N E   A D E L  I  R B
   P  U R N E  O R I O N  M  S E R I E
  L A S S I E  E I N R E D E N  A T O L L
 P A R I  T N  I S  A   F O R M  G L 
  O T  P U D E L   N E U E N B U R G  A
  S E C H S  B I E N E  N U   E I E R N
       B E G I E R I G   E L S N E R
        N   O  R A G E N  P  G E
        S C H N A R R E  G U E T I G
       S O H O   G  I D E E  E M U
         A B  L A K E   B O X E N
        T R E T E N  R I  E  T  G
       B U L L A U G E  S O N N I G 
        G E  R   T R A M  A L L E
       R E S O N A N Z  R E E T  E R
        N  L E H R E N  G R A T I S
        D U E N N  L A M A  L I S T

So ist’s  
richtig:

          
          
          
          
          

CCGHH
INSTU CRUX AHORT ACEP AEHNN AHTU ANNU GOTT

AMNOR AOT

AEEM
NX

ADEN
PT

HTU

Schüttelrätsel:

   T   A    
 S C H I C H T U N G
  R O M A N  T A O
  U R  P E D A N T
 E X A M E N  H U T

PAZ20_41

1 GOLD RAD

2 RUDER BAHN

3 VOGEL TIER

4 HALB BOTE

5 SPORT MODELL

6 KINO RITZE

7 ALT LAND

Erweitern Sie die linken und rechten Wörter je weils durch ein gemeinsames 
Wort im Mittel block. Auf der Mittelach se ergibt sich als Lösung ein anderes 
Wort für Pflanzensamen.

Schreiben Sie waagerecht und senk-
recht dieselben Wörter in das Dia-
gramm.

1 aufgeregt, reizbar

2 südfranzösische Stadt an der 
 Rhone

3 Aufruhr

ation im tiefsten Winter, bei Eis 
und Schnee vor. Der Treck wurde 
von der Front überrollt, die Fami-
lie durch die einrückenden Sol-
daten der Roten Armee getrennt. 
Onkel und Schwester blieben für 
immer verschollen, Heinz 
Schmickt wurde als 15-jähriger 
deportiert. 

Der Schrecken nahm mit der 
Kapitulation der Wehrmacht kein 
rasches Ende. Weitere sechs 
schwere Jahre zu überstehen, 
scheint einem Wunder gleichzu-
kommen: In diversen Lagern in 
Ostpreußen, Litauen und Weiß-
russland waren oft gefährlichste 
Arbeiten auszuführen – so wurde 
Heinz Schmickt unter anderem in 
einer Taucherglocke zum Brü-
ckenbau verpflichtet. Endlich, 

1951 erfolgte die Entlassung aus 
sowjetischer Zwangsarbeiter-
schaft nach Fürstenwalde/Spree. 
In Burg (bei Magdeburg) absol-
vierte er anschließend eine Kfz-
Lehre und folgte 1954 seiner Fa-
milie in den Westen. 

Hier konnte Heinz Schmickt 
endlich aufleben: Sein weiterer 
Lebensweg war nun geprägt 
durch familiäres Glück, berufli-
chen Aufstieg und Erfolg sowie 
aktive Gestaltung des Freizeitbe-
reichs. Kontinuierliche Weiterbil-
dung und permanentes Lernen 
waren das Credo für seine inter-
nationale Karriere in der Auto-
mobilbranche. 

Ausgehend von seiner Arbeit 
als KFZ-Mechaniker mit anschlie-
ßender Meisterprüfung, Studium 

der Betriebswirtschaftslehre, Ma-
nagement-Ausbildung an der Eu-
ropean Business School INSEAD 
Fontainebleau/Frankreich, Uni-
versitätsseminaren der Deut-
schen Wirtschaft in Schloss 
Gracht, Sprachkursen in England 
und Frankreich übernahm Heinz 
Schmickt ab 1966 leitende Tätig-
keiten in der Automobilwirt-
schaft. Zuerst bei den Deutsch-
land-Niederlassungen französi-
scher und amerikanischer Auto-
mobil-Marken, dann ab 1972 bei 
bekannten japanischen Automo-
bil-Herstellern. 

Seine beruflichen Stationen 
waren verbunden mit zahlreichen 
Auslandsreisen. Während seiner 
Zeit bei Nissan, Mitsubishi und 
Mazda erlernte Heinz Schmickt 

auch etwas Japanisch. So konnte 
er unter anderem entscheidende 
Importverhandlungen in Japan 
führen und wurde Leiter für den 
gesamten Aftersales-Bereich in 
Deutschland mit Vertriebsnetz-
Aufbau und Distribution. 

Danach wechselte Heinz 
Schmickt zu VW, Audi und Por-
sche als Prokurist eines der größ-
ten Vertriebszentren. Aufgrund 
seiner Asien-Erfahrung wurde 
Heinz Schmickt gegen Ende sei-
ner beruflichen Laufbahn vom 
Volkswagen-Konzern nach China 
entsandt - zuständig für den ge-
samten Aftersales-Bereich des 
zweiten Volkswagenwerks in 
Changchun. Mittels der hier er-
worbenen Grundkenntnisse der 
chinesischen Sprache lernte Heinz 
Schmickt auf seinen Geschäfts- 
und Privatreisen fast sämtliche 
Provinzen Chinas kennen. 

Nach Vertragsende war er 
noch zwei Jahre im Mercedes 
Joint Venture in Beijing als Deputy 
General Manager für den Import 
von Mercedes-Fahrzeugen und 
-Teilen nach China und das dorti-
ge Händlernetz zuständig. Hier 
wäre es fast zu einer Begegnung 
mit dem unterzeichnenden Autor 
gekommen, allerdings konnten 
wir die Synchronität unserer bei-
der Mercedes-Benz Verantwor-
tungen erst jetzt feststellen.

Neben seinen beruflichen Ak-
tivitäten war Heinz Schmickt 
sportlich sehr aktiv. Er absolvier-
te erfolgreich viele Prüfungen im 
Judo, Amateurfunk (amtliche Li-
zenz mit international gültigem 
Rufzeichen), Seeschifffahrt 
(sämtliche Segelscheine des 
Deutschen Seglerverbandes ein-
schließlich Hochseenavigation), 
Atlantiküberquerung mit Segel-
schiff von Spanien in die Karibik, 

Motorbootführerschein und See-
sprechfunkzeugnis. Ostpreußisch 
war dabei eines von vielen ge-
nutzten Verständigungsmitteln.

Seine ehemalige Heimat hat 
Heinz Schmickt bei alledem nie 
vergessen. Während seiner Zeit in 
Beijing gelang es ihm, kleine Ost-
preußentreffen mit Landsleuten 
zu arrangieren. Schon vor dem 
Erreichen des beruflichen Zenits, 
ab etwa 1973, begann Heinz 
Schmickt eine intensive Beschäf-
tigung mit seiner Heimat. Die Ge-
schichte und Gegenwart Ostpreu-
ßens, die Herkunft seiner Familie 
aus dem Kreis Labiau und dem 
Memelland zu studieren, wurde 
sein Anliegen. Er nahm an fast al-
len bundesweiten Ostpreußen- 
und Tilsit-Treffen seit dieser Zeit 
teil. Sehr früh, bereits seit 1990 
hat er das frühere Ostpreußen, 
insbesondere Tilsit/Sovetsk, viele 
Male besucht – und dies fast im-
mer als Individualreisender mit 
eigener Planung, ohne auf einen 
Veranstalter angewiesen zu sein.

Heinz Schmickt organisierte 
19 Schultreffen seiner Ortsschule 
Tilsit-Senteinen, insbesondere 
gemeinsam mit dem unvergesse-
nen Dr. Eitel Hölzler. Eines der 
nachhaltigen materiellen Ergeb-

nisse dieser Schulgemeinschaft 
ist ein exakter historischer Lage-
plan mit Anwohnerliste von Til-
sit-Senteinen und Bendigsfelde.

Sein Vater sei eher ein Macher 
und weniger Vereinsmensch, wie 
Sohn Uwe dem Unterzeichner 
mitteilt, und so verwundert es 
auch nicht, dass sich Vater 
Schmickt viel Gedanken macht 
über die Zukunft der Stadtge-
meinschaft Tilsit, der er eng ver-
bunden ist. Im Jahre 2019 wurde 
er durch Erwin Feige, den 1. Vor-
sitzenden der Stadtgemeinschaft 
Tilsit e.V. mit der Tilsiter Ehren-
medaille und Urkunde ausge-
zeichnet.

Anlässlich seines 90. Geburts-
tags würdigen wir Heinz Schmickt 
und sein jahrzehntelanges Enga-
gement für Ostpreußen und seine 
Heimatstadt Tilsit. Die Stadtver-
treter und der Vorstand der Stadt-
gemeinschaft Tilsit e.V. gratulie-
ren ihm herzlichst und wünschen 
viel Glück, Gesundheit und Freu-
de. Seine zukünftigen Pläne und 
Projekte umzusetzen, möge 
Heinz Schmickt mit der ihm eige-
nen Vitalität vergönnt sein.

Prof. Günter H. Hertel,  
Sprecher der Stadtvertretung der 

Stadtgemeinschaft Tilsit e.V. 

Glückwünsche zum 90. Geburtstag Jubilar Heinz Schmickt im Mai 2020 vor dem Bild der Königin-Luise-
Brücke in Tilsit/Sowjetsk  Foto: Privat

Vermisst
Ich bin auf der Suche nach meinem Großvater Ernst Rimkus.
Mein Vater versucht seit vielen Jahren, Informationen über sein Schicksal in
Erfahrung zu bringen. Leider bis jetzt ohne Ergebnis. Ernst Rimkus war 1945
ca. 40 Jahre alt. Geburtsort ist nicht bekannt (mit hoher Wahrscheinlichkeit
stammte er aus Ostpreußen).

Er arbeitete in Piotrkòw Trybumalski (bis 1945 Petersrode), Distrikt Lodz
(Polen) im Werkschutz einer Produktionsfirma. 1945 wurde er von den Sowjets
verhaftet. Er kam ins Lager Tuszyn bei Lodz. Seitdem gibt es keine Spur von ihm.

Gibt es irgendjemanden, der Informationen über die Familie Rimkus hat?
Chiffre 208209

ANZEIGE
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VON EDMUND FERNER

F ünf Ostpreußen begaben sich auf 
die Spuren des Schriftstellers 
Thomas Mann und besuchten 
sein Sommerhaus auf der Kuri-

schen Nehrung in Nidden. Das gab ihnen 
Anlass, sich näher mit der Familie Mann 
und ihren Aufenthalten zu beschäftigen.

Ähnlich wie Goethe von Schlesien be-
geistert war, so war auch Thomas Mann 
von einer Landschaft angetan, die zu den 
schönsten in Ostpreußen zählt. Der Autor 
der „Buddenbrooks“ hat bereits 1903 in 
Königsberg Lesungen in der „Literari-
schen Gesellschaft“ gehalten. 26 Jahre 
später – im August 1929 – pachtete er ein 
Dünengrundstück in Nidden. Begeistert 
schreibt er darüber: „Wir besuchten ... die 
Kurische Nehrung, deren Landschaft uns 
vielfach anempfohlen worden war, ... ver-
brachten einige Tage in dem zum litau-
isch verwalteten Memelgebiet gehören-
den Fischerdorfe Nidden und waren von 
der unbeschreiblichen Eigenart und 
Schönheit dieser Natur, der phantasti-
schen Welt der Wanderdünen, den von 
Elchen bewohnten Kiefern- und Birken-
wäldern zwischen Haff und Ostsee, der 
wilden Großartigkeit des Strandes so er-
griffen, dass wir beschlossen, uns an so 
entlegener Stelle einen festen Wohnsitz 
zu schaffen.“ 

Durch Vermittlung des Tapiauer Ma-
lers Ernst Mollenhauer (1892–1963) wur-
den die Memeler Architekten Nixdorf und 
Reißmann beauftragt, ein Sommerhaus zu 
bauen. Das Haus, mit dem besonders Ka-
tia Mann sehr zufrieden war, wurde bald 
fertig, und 1930 bis1932 verbrachte die Fa-
milie Mann ihre Sommerferien im eige-
nen Domizil in Nidden. 

Über den Aufenthalt im neuen Dünen-
haus (16. Juli – Anfang September 1930) 
berichtet die Tochter Monika Mann in 
„Vergangenes und Gegenwärtiges“: „Wir 
hatten damals an der Ostsee – hoch oben 
im kurischen Gebiet, ein Haus. Mein Vater 

ist an der Ostsee geboren, und es hat ihn 
immer wieder dorthin oder auch an ein an-
deres Meer gezogen ... Das Haus lag mitten 
im Kiefernwald, eine Viertelstunde Weges 
vom Strand. Es hatte braune Holzwände, 
blaue Fensterläden und ein Dach aus Stroh 
und blickte auf das Binnenmeer, das soge-
nannte Haff.“ 

Ihr letzter Aufenthalt fand in dem un-
ruhigen Jahr 1932 statt, als Mann an seiner 
„Joseph“-Tetralogie arbeitete und auch 
politische Artikel verfasste. Am 25. Juli 
schrieb er an Bertram eine Postkarte, auf 
der es unter anderem heißt: „Ich bin schon 
seit drei Wochen hier, von denen ich die 
ersten beiden allein mit Reisiger, einem an-
genehmen Hausgenossen, verbrachte. Seit 
acht Tagen sind nun auch die Meinen da.“ 

Litauischer Journalist begeistert
Diese Episode deutscher Literaturge-
schichte hat der litauische Journalist Leo-
nas Stepanauskas in einem ausführlichen 

Aufsatz behandelt. Voller Begeisterung 
berichtete er, wie er schon in der Schule 
auf Thomas Mann aufmerksam wurde 
und die „Buddenbrooks“ in seiner Mut-
tersprache „verschlungen habe“. Er be-
trieb 1962 Studien im damaligen Thomas-
Mann-Archiv der Akademie der Wissen-
schaften der DDR und bemühte sich, mit 
freundlicher Zustimmung von Katia 
Mann, eine Gedächtnisstätte zu errich-
ten. Zwischen beiden entwickelte sich 
damals eine rege Korrespondenz, und 
Stepanauskas erfuhr viele Einzelheiten 
von ihr. 

So schrieb sie ihm, dass der Einzug in 
das neue Haus in Nidden zu ihren „hüb-
schesten Erinnerungen“ zählt. Weiter 
hieß es: „Unser Haus war wohl die erste in 
Nidden erbaute Privatvilla … Über die 
Schönheit der Wanderdüne, die meines 
Wissens in Europa ihresgleichen nicht 
hat, brauche ich Ihnen nicht zu schrei-
ben.“ Bereitwillig überprüfte sie die von 

ihm eingesandten Thomas-Mann-Mate-
rialien und sorgte so dafür, dass keine 
Spuren verwischt wurden. Stepanauskas 
zitierte litauische Zeitungen, die davon 
berichteten, wie sehr Nidden an Anzie-
hungskraft gewann, nachdem die Manns 
in ihr „Sommerhäuschen“ eingezogen wa-
ren. Obwohl der Dichter meistens be-
schäftigt war, fand er doch Zeit, mit den 
Fischern zu sprechen, und suchte „einen 
Einblick in ihr raues Leben zu gewinnen“. 

Thomas-Mann-Gedenkstätte
Bereits bevor die Familie Mann in Nidden 
ihre Ferien verbrachte, hatten Künstler 
und Schriftsteller wie Max Pechstein, Karl 
Schmidt-Rottluff und Ernst Wiechert die-
sen schon von Wilhelm von Humboldt 
gepriesenen Ort zu ihrem Lieblingsauf-
enthalt gewählt. Kein Wunder, dass Katia 
Mann sich sehr gern an die Aufenthalte 
erinnerte. Als 1967 die Thomas-Mann-Ge-
denkstätte in Nidden eröffnet wurde, 

schrieb sie an Stepanauskas: „Das sind ja 
hocherfreuliche Nachrichten, die ich 
kürzlich von Ihnen bekam, und ich be-
glückwünsche Sie und uns zu diesem Er-
folg!“ Sie berichtet weiter, dass ihr Mann 
sich sehr wohl in Nidden gefühlt habe und 
gut seiner schriftstellerischen Tätigkeit 
habe nachgehen können, da er seine Ar-
beit über alles stellte. Beim letzten Auf-
enthalt 1932 war es aber mit der „Ruhe“ 
vorbei. Hans Reisiger berichtet von „Stö-
rungen“ durch die Nationalsozialisten. 

Viele Künstler liebten Nidden
Der Geograf Passarge war einer der ers-
ten, die in großartigen, stilistisch hervor-
ragenden Aufsätzen von der überwälti-
genden Schönheit der Nehrung schwärm-
ten. Der westpreußische Maler Ernst-Bi-
schoff-Culm, der junge Max Pechstein, 
Elfriede Lauckner, Fritz Burmann, Karl 
Eulenstein, Lovis Corinth, Karl Schmidt-
Rottluff, Ernst Mollenhauer und viele an-
dere namhafte Künstler hatten ihre Staf-
felei auf der Niddener Dorfstraße aufge-
stellt. 

Walter Hagmann reifte in den Jahren 
vor dem Ersten Weltkrieg auf der Nehrung 
zum Dichter heran. Und Agnes Miegel fand 
mit ihrer Ballade von den Niddener Frauen 
Eingang in deutsche Lesebücher. Sie hat 
Nidden erst richtig bekannt gemacht. 

Eines Tages brachte der Postbote Tho-
mas Mann ein Päckchen, und als er es öff-
nete, lag ein halbverkohltes Exemplar der 
„Buddenbrooks“ darin. Doch dieses Ereig-
nis konnte die Freude der Familie Mann an 
Nidden nicht trüben. 

Diese wunderbare Landzunge zwi-
schen der Ostsee und dem Kurischen Haff 
ist die Heimat der Elche und das Reich der 
Wanderdünen und Wälder. In einer Länge 
von 98 Kilometern gehört sie zu den eigen-
artigsten Küstenformationen der Erde. 
Wie ein Märchenbild erhebt sie sich aus 
dem Wasser – ein Märchenbild aus weißem 
Sand, aus grünen Schilfbuchten und 
schwarzem Wald. 

Rast vor dem Thomas-Mann-Haus in Nidden: Herbert Schmidt, Wolfgang Burow, Edmund Ferner, Nick Pfeiffer sowie Traute und 
Willi Franck Foto: privat

Am 24. September beschloss das Parla-
ment der Woiwodschaft Niederschlesien, 
der Literatur-Nobelpreisträgerin Olga To-
karczuk sowie dem Schweidnitzer Bischof 
Ignacy Dec die höchste Auszeichnung der 
Region, die Ehrenbürgerschaft, zu ertei-
len. Nur einen Tag darauf erklärte Tokarc-
zuk, sie werde den Titel nicht annehmen. 
„Diese Auszeichnung sollte ein fröhliches 
Fest des Zusammengehörigkeitsgefühls 
sein, doch es wurde zum Abbild unserer 
Gesellschaft. Das Schüren von Emotio-
nen, das diese Ehrung begleitet, entzweit 
die Niederschlesier nur noch mehr. Es tut 
mir leid, dass ich diese Ehre abschlagen 
muss, denn ich möchte hierbei kein Spiel-
ball sein“, postete sie. Gestritten wurde 
im Sejmik (Regionalparlament), weil die 
polnische Regierungspartei Recht und 
Gerechtigkeit (PiS) Bischof Dec erst kurz 
vor Toresschluss als Ehrenbürgerkandi-
daten in den Ring warf. 

Tokarczuk sieht Spaltung statt Freude
Dec ist vielen deutschen Schlesiern kein 
Unbekannter. Er trug maßgeblich dazu 
bei, dass am 19. September 2010 der deut-
sche Geistliche Gerhart Hirschfelder se-
liggesprochen wurde. Der katholische Ka-
plan Hirschfelder war überzeugter Wider-

standskämpfer gegen das Regime der 
Nationalsozialisten. In den Jahren 1932 
bis 1939 war er Kaplan in Tscherbeney 
[Czermna] im Glatzer Bergland, danach 
bis 1941 Kaplan im nahen Habelschwerdt 
[Bystrzyca Kłodzka] und Diözesanju-
gendseelsorger für die Grafschaft Glatz 
[Klodzko]. 1941 wurde er ins KZ Dachau 
deportiert, in dem er am 1. August 1942 
an den Folgen von Hunger und Qualen 
verstarb. 

Der 1907 in Glatz geborene Hirsch-
felder sei, so Dec, für die polnischen Nie-
derschlesier ein Geschenk und eine Auf-
gabe zugleich. „Er ist ein Geschenk, weil 
er der erste Selige der Diözese Schweid-
nitz ist. Der mutige Einsatz Hirschfelders 
für den Glauben und seine tiefe Verbun-
denheit mit dem Glatzer Land sind nach-
ahmungswerte Eigenschaften“, so Dec. 
Der Selige habe selbst im Konzentrati-
onslager in Briefen berichtet, dass die 
Verbundenheit zur Heimat und die Ver-
bundenheit der Christen untereinander 
wichtiger sei als die Nationalität. Diese 
Botschaft Hirschfelders zu verbreiten lag 
Dec stets am Herzen. 

Deshalb hat er den Religionslehrern 
und Katecheten in seiner Diözese aufge-
tragen, einmal im Jahr zu den wichtigsten 

Wirkungsorten Hirschfelders zu pilgern. 
„Heute leben hier zwar andere Men-
schen, aber es ist dasselbe Glatzer Land, 
derselbe Fluss – die Glatzer Neiße, die-
selbe Stadt. Wir fühlen uns mit dem hin-
terlassenen Erbe verbunden“, begründe-
te Dec seinen Auftrag an die Religions-
lehrer. 

Diese Offenheit schätzen viele deut-
sche Schlesier, im polnischen Bewusst-
sein hingegen spielen anderen Debatten 
eine Rolle. Breslau gilt in Polen als Hoch-

burg linker Intellektueller, und so ist es 
nicht verwunderlich, dass die Breslauer 
Presse Dec wegen seiner Haltung zu Fa-
milie und den „ungeborenen“ Leben ins 
Kreuzfeuer nahm.

Kritik an linker Gender-Ideologie
Dec sorgte vergangenes Jahr polenweit 
mit einer Predigt in Tschenstochau, Po-
lens Zentralstelle der Marienverehrung, 
für Kritik. Er sagte damals, man würde 
heute nur dann beachtet und bekäme 

einen Nobelpreis oder Oscar verliehen, 
wenn man pro „Gender und LGBT“ (Les-
bian, Gay, Bisexual, Transgender) sei. 
Für Dec sind Menschen, die sich als 
christlich bezeichnen und nicht gegen 
Abtreibungen sind, schlichtweg keine 
Christen. Für ihn sei die Gender-Ideolo-
gie eine neue Art des Marxismus und Re-
sultat der Philosophie von Friedrich En-
gels. Sie sei ein Hieb gegen die Ehe und 
Familie und pervertiere den Menschen 
zum Wesen, das nicht imstande sei, Le-
ben weiterzugeben.

Am 2. November kommt das neue 
Buch von Olga Tokarczuk – übrigens wie 
Hirschfelder ein Kind des Glatzer Lan-
des – mit Essays und Vorträgen als No-
belpreisträgerin auf den Markt, und man 
darf gespannt sein, ob auch diese Debat-
te darin Widerhall findet. 

Die Olga-Tokarczuk-Stiftung hat in 
Breslau übrigens gerade am 3. Oktober 
ihre Tätigkeit aufgenommen. Und deren 
Motto lautet nach ihrer Namenspatro-
nin: „Denn wenn man die Erzählung än-
dert, ändert sich die Welt.“ Tokarczuks 
Haltung, nicht Spielball werden zu wol-
len, ist vielleicht nachvollziehbar, aber 
wieder einmal darf nur eine Erzählung 
die Geachtete sein. Chris W. Wagner

ÖSTLICH VON ODER UND NEISSE

Welche Erzählung darf die richtige sein?
Ehrenbürgerwürde für Literatur-Nobelpreisträgerin Olga Tokarczuk und Bischof Ignay Dec – Tokarczuk wies die Auszeichnung zurück

Beide sind Kinder des Glat-
zer Landes:
Der neuerkorene Ehrenbür-
ger Bischof Dec (l.) und die 
Literaturnobelpreisträgerin 
Olga Tokarczuk (r.)  
 
Foto: Wagner

KURISCHE NEHRUNG

Auf den Spuren Thomas Manns
Fünf Ostpreußen besuchten das Haus des Schriftstellers in Nidden, in dem einige seiner bedeutenden Werke entstanden
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Nach spätsommerlich heißen Tagen weht 
an diesem Morgen des 17. September ein 
frischer Wind über den Fährhafen Mu-
kran. Neben einem corona-bedingt aufge-
legten Kreuzfahrer duckt sich gegenüber 
ein futuristischer Zwerg: SKANE JET 
prangt an seinem roten Katamaran-
Rumpf. An diesem denkwürdigen Tag 
steht die Jungfernfahrt an für die wieder-
belebte Route zwischen dem vorpommer-
schen Sassnitz-Mukran und dem süd-
schwedischen Ystad, die mit der Fähre 
SASSNITZ nach 111 Jahren im Frühjahr 
2020 ihren Betrieb einstellte.  Schon im 
17. Jahrhundert verkehrten hier Postseg-
ler. Mit der SKANE JET ist jetzt ein neues 
Kapitel zwischen den beiden Ländern auf-
geschlagen worden.

Durchstarten im Frühjahr 2021
Die Reden der Honoratioren vom Landes-
verkehrsminister über den Landrat, den 
Bürgermeister und die Geschäftsleitung 
sind kurz, aber voller Optimismus. Ihr Te-
nor: ein Wagnis in diesen bewegten Zei-
ten. Die beiden stillliegenden Kreuzfahrer 
in den ansonsten ungenutzten Fährbe-
cken sind ein beredtes Zeugnis dafür. 
Nicht zuletzt wegen der Corona-Krise hat 
sich Stena-Line, der letzte Betreiber der 
traditionellen Linie, aus dem Geschäft zu-
rückgezogen.

Nachdem das rote Band zerschnitten 
und die Konfettis verweht sind, gibt es 
Beifall von Journalisten und Touristikern, 
die sich eine weitere Belebung für „ihre“ 
Insel Rügen wünschen, natürlich auch in 
Gegenrichtung: Tagestourismus zwischen 
den beiden Häfen ist damit wieder eine 
Option, was mit den langsameren kon-
ventionellen Fährschiffen nicht möglich 
war. Moritz Bruns, Geschäftsführer der 

neuen Linie, sieht daher auch schwarze 
Zahlen am Horizont, „wenn wir im Früh-
jahr 2021 durchstarten“. Die Konzepte 
sollen weiter detailliert und Kundenbe-
dürfnissen angepasst werden.

Schiff Teil des Reiseerlebnisses
Nach nur zwei täglichen Abfahrten von 
Donnerstag bis Sonntag in diesem Jahr 
bis Ende Oktober und der Winterpause 
sind drei ab Frühjahr 2021 geplant; mög-
licherweise auch ein zweiter Katamaran, 
wenn alles so läuft, wie es sich die Flens-
burger Reederei FRS vorstellt. Dies na-
türlich in enger Kooperation mit Hafen, 
Stadt und Reiseveranstaltern. Immerhin 
können pro Fahrt rund 670 Passagiere 
und 210 Autos, aber auch Busse, trans-
portiert werden. Für Fracht lohne sich 
das nicht, so Bruns. Bis 2020 wurden 
noch Eisenbahnwaggons und LKW be-
fördert, „aber da war die Kapazität der 
Schiffe viel größer. Wir setzen auf Ge-
schwindigkeit und damit kurze Fahrtzei-
ten“. Das ist auch Teil des Reiseerlebnis-
ses, mit einem Katamaran über die Ost-
see zu fliegen und den hohen Wellen der 
Hecksee zuzuschauen. Dazu gibt es ein 
reichhaltiges Gastronomie- und Shop-
pingangebot. „Wir verstehen uns nicht 
nur als Transportdienstleister“, so Bruns, 
„sondern auch als Anbieter von touristi-
schen Dienstleistungen“. Das Spektrum 
der Reederei FRS ist breit gefächert mit 
einer weltweit eingesetzten Flotte von 59 
Schiffen – vom solarbetriebenen Aus-
flugsschiff bis zur Frachtfähre – jährlich 
7,9 Millionen beförderten Passagieren 
und 2,1 Millionen Autos.

Die Fahrtzeit von nur zweieinhalb 
Stunden vergeht dabei wie im Fluge. „Als 
wennste schwebst“, meinte ein Berliner 

Gast. Mit rund 35 Knoten wird die Stre-
cke „überflogen“, „aber wir können noch 
schneller“, meinte der Kapitän, „wenn 
wir´s ganz eilig haben, sogar 48 Knoten, 
also fast 90 Kilometer pro Stunde. Dann, 

lächelt er, „fürchten sich andere Schiffe 
vor uns“. Bis zu dreieinhalb Meter hohe 
Wellen wären kein Grund, langsamer zu 
fahren. „Bei ökonomischer, also Normal-
fahrt, verbrauchen die Maschinen rund 
3800 Liter Marinediesel pro Stunde“, er-
klärt der estnische Chief, der neben dem 
bulgarischen Kapitän auf der Brücke 
sitzt und seine Monitore überwacht. 
Trotz einer halben Stunde Verspätung – 
bedingt durch die besonderen Umstände 
der Jungfernfahrt – legt die SKANE JET 

nach der Lotsenübernahme pünktlich im 
Hafen von Ystad an. Dort warten bereits 
Busse für die Stadtbummler, die auf den 
Pfaden von Henning Mankell und seiner 
Krimifigur Kommissar Kurt Wallander 

durch die idyllischen Gassen wandeln 
wollen. Dafür haben sie bis zum frühen 
Abend Zeit. 

Tagesausflug nach Schweden –
Wallander lässt grüßen
Aber auch Züge stehen am gegenüberlie-
genden Bahnhof bereit für Fahrten nach 
Trelleborg, Malmö und weiter.

Vor der Rampe wartet bereits eine 
lange Kolonne von PKW und Wohnmobi-
len, meistens mit schwedischen Kenn-

zeichen, die nach Rügen oder weiter wol-
len. Ein positiver Start gleich zur Eröff-
nung. Man kann dem Projekt nur „Mast- 
und Schotbruch sowie immer eine Hand-
breit Wasser unterm Kiel!“ wünschen. 

Peer Schmidt-Walther

b Info
HSC SKANE JET; Typ: Katamaran (HSC = 
High Speed Catamaran); Baujahr: 1998; 
Bauwerft: Austal, Henderson, Western 
Australia (spezialisiert auf Aluminium-
Katamarane); Länge: 91,3 m; Breite: 26 m; 
Tiefgang: 3 m; BRZ: 5619; Passagiere: 676; 
Crew: 22 (international); Maschinenleis-
tung (4 x Ruston/MAN Diesel): 40.000 PS; 
Geschwindigkeit (max.): 48 kn (89 km/h); 
Fahrtzeit: 2,5 Std.; Reederei: FRS (Fast Re-
lieable Seaway) Baltic GmbH, Flensburg; 
Flagge: Zypern; Heimathafen: Limassol.
1998 stellte das Schiff einen Geschwindig-
keits-Weltrekord auf: in 2 Tg., 17 Std. und 
59 Min. zwischen USA und Großbritanni-
en über den Atlantik bei einer Durch-
schnittsgeschwindigkeit von 41 Knoten; 
dafür wurde das Schiff mit dem prestige-
trächtigen „Blauen Band“ für die schnells-
te Transatlantik-Überquerung ausge-
zeichnet; dieser Rekord wurde bisher 
nicht unterboten, während SKANE JET 
den vorangegangenen Rekord um 34 Std. 
unterbot.

Preise, Zeiten, Buchungen (auch am 
Schalter vor Ort möglich): 
www.frs-baltic.com
www.schweden-urlauber.info/ystad/

SASSNITZ-MUKRAN UND YSTAD WIEDER NÄHER

Auf der alten Königslinie mit neuem Jet-Schwung nach Schweden

b BAUERNREGELN

VON MANFRED SCHUKAT 

D er 30. Jahrestag der Deut-
schen Einheit wurde in Ank-
lam bereits vor einer Woche 
festlich und feierlich began-

gen. Noch drei weitere Anlässe standen 
auf dem Programm des Bundes der Ver-
triebenen für den letzten Sonnabend: 
Der jährliche Tag der Heimat, Erntedank 
2020 und das Denkmal für Flüchtlinge 
und Heimatvertriebene in Anklam. Letz-
teres wurde fast auf den Tag genau vor 25 
Jahren in der Wallanlage am Steintor er-
richtet. 

Das Gesundheitsamt des Landkreises 
Vorpommern-Greifswald hatte grünes 
Licht für den 29. Tag der Heimat am 26. 
September 2020 im Volkshaus Anklam 
gegeben. Denn Mecklenburg-Vorpom-
mern ist eines der Länder mit den ge-

ringsten Corona-Infektionszahlen. Das 
vereinbarte Hygiene-Konzept schrieb 
unter anderem Mundschutz und Desin-
fektion im Eingangsbereich, Plexiglas-
scheiben an den Ständen und eine vor-
herige namentliche Anmeldung und Er-
fassung der Teilnehmer vor. Dadurch 
waren nur halb so viele wie sonst gekom-
men. Besonders der Verzicht auf Hände-
schütteln und Umarmung fiel vielen Be-
suchern nach so langer Zeit der Tren-
nung sichtlich schwer. 

Originalton Professor Dr. Klaus Ko-
walewski aus Bad Doberan (früher Lyck/
Masuren): „Es wurde aber auch höchste 
Zeit, dass wir uns wiedersehen!“ Diesem 
Tenor der Veranstaltung gab auch Man-
fred Schukat, Vorsitzender der Ostpreu-
ßen-Landesgruppe MV und des BdV Vor-
pommern e.V., in seiner Begrüßung Aus-
druck. Es gelte aber auch, vernünftig zu 
sein. Die heutige Situation lasse sich 
überhaupt nicht mit 1945 vergleichen. 
Dazu passend hielt Pfarrer Bernhard Rie-
del aus Penkun vom Konvent Evangeli-
scher Gemeinden aus Pommern eine An-
dacht über das Bibelwort: „Alle eure Sor-
ge werft auf ihn, denn er sorgt für euch.“ 
(1. Petrus 5, 7). 

Anerkennende Grußworte entboten 
der Bundestagsabgeordnete Philipp Am-
thor und der Landtagsabgeordnete Dr. 
Matthias Manthei. Die Grüße aus der 
Heimat überbrachten Detlef Rach aus 
Stolp, Peter Jeske aus Köslin und Alfons 
Rekowski aus Rummelsburg von den 
dortigen Deutschen Vereinen. Sie hatten 

die weite Anreise mit 10 Personen nicht 
gescheut, nur um wieder in Anklam da-
bei sein zu können. Die Festansprache zu 
30 Jahren Deutsche Einheit hielt Fried-
helm Schülke vom BdV-Vorstand. Er 
fragte: Warum bedarf es besonderer Ge-
denktage? Was ist deutsch? Wie steht es 
um die Einheit? Als Hobby-Etymologe 
kam er besonders auf das Wort „deutsch“ 
zu sprechen, das nichts anderes als „des 
Volkes Sprache sprechen“, „verständlich 
reden“ bedeutet 

Wie üblich war auch eine Saalrunde 
ostpreußischer Bärenfang gleich zu den 
genannten vier Anlässen fällig, die darü-
ber hinaus noch desinfizierend wirkte. 
Den Vormittag umrahmte musikalisch 
der Posaunenchor Bansin unter der be-

währten Leitung von Helmut Friedrich, 
während am Nachmittag erstmals das 
Blasorchester „Die Tollensetaler“ mit 
seinem  Leiter Frank Barke auftrat und 
viel Applaus erntete. Wegen der beson-
deren Corona-Situation und Starkregen 
konnte der vorbereitete Kranz zum 
25-jährigen leider nicht am Denkmal nie-
dergelegt werden. Auch der vorbereitete 
Auflass vieler Friedenstauben musste 
ausfallen. So blieben die meisten der 270 
Besucher bis zum Schluss, darunter auch 
einige Gäste aus Berlin, Hamburg und 
Leipzig. Man ging in der Hoffnung aus-
einander, sich bald ohne Einschränkun-
gen in Anklam wiederzusehen.

Fotos: Privat

Tag der Heimat 2020 in Anklam 
270 Besucher – „Es wurde aber auch höchste Zeit, dass wir uns wiedersehen“ 

30. JAHRESTAG EINHEIT

Oktober
Regen im Oktober – Sturm im Dezem-
ber – Warmer Oktober – kalter Febru-
ar. Sitzt das Laub fest an Zweig und 
Ästen, kommt der Winter mit starken 
Frösten. Bringt Oktober Frost und 
Wind, sind Januar und Februar gelind. 
Große Ameisenhaufen – viel Kälte. 
Auf Sankt Gall' (16.10.) bleibt die Kuh 
im Stall. Sankt Simon Jüd (Judas) 
(28.10.) bringt den Winter unner de 
Lüd. Oktobergewitter sagen bestän-
dig, der künftige Winter sei wetter-
wendisch. 

September 
Ist der 1. September, St. Aegidi, schön 
und rein, so wird's der ganze Winter 
sein. An Septemberregen ist dem Bau-
ern sehr gelegen. Wie im September 
– so der März. Wenn de wilden Gäus 
to trecken anfäng, is de Winter in An-
tog. Gibt's viele Eicheln, gibt's Weih-
nachten viel Schnee. Geht der Hirsch 
nass in Brunft, kommt er trocken her-
aus. Mariä Geburt (8.9.) ziehn die 
Schwalben fort, bleiben sie aber da, so 
ist der Winter nicht nah. Nebelts an 
St. Kleophas (25.9.) wird der ganze 
Winter naß – Fallen die Eicheln vor 
Michaelis, kommt der Winter früh. 
Wenn die Zugvögel nicht ziehen vor 
Michaeli (29.9.), wirds nicht Winter 
vor Weihnachten. Der September ist 
der Mai des Herbstes. Wenn die Grille 
im September singt, so wird das Korn 
billig. Späte Rosen im Garten, schöner 
Herbst, und der Winter läßt warten. 
Jakobus in sonnenheller Gestalt, 
macht uns den Winter kalt. 

Aus Pommersches Heimatbuch

Alle Besucher waren hocherfreut, sich wiederzusehen..

v.l.: MdB Philipp Amthor; MdL Dr. Matthi-
as Manthei; Pfarrer Bernhard Riedel, 
Pommernkonvent; Manfred Schukat; 
Friedhelm Schülke.

Katamaran SKANE JET am Fähranleger in Sassnitz-Mukran vor der Zeremonie
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„Diskussionen finden nicht statt“ 

„Weil unerwünschte 
Fragen jetzt lauter 

gestellt werden und 
der Wind den 

etablierten Parteien 
stärker ins Gesicht 

bläst, werden Kritiker 
umso wütender 

ausgegrenzt“
Jürgen Frick, Dessau-Roßlau  

zum Titel: Der Unmut wächst (Nr. 36)

Leserbriefe an: PAZ-Leserforum, 
Buchtstraße 4, 22087 Hamburg,  
Fax (040) 41400850 
oder per E-Mail an redaktion@ 
preussische-allgemeine.de

Leserbriefe geben die Meinung der 
Verfasser wieder, die sich nicht mit der 
der Redaktion decken muss. Von den 
an uns gerichteten Briefen können wir 
nicht alle, und viele nur in Auszügen, 
veröffentlichen. Alle abgedruckten  
Leserbriefe werden auch ins Internet 
gestellt.

ANZEIGE

LEHRREICHER 9. NOVEMBER 
ZU: 30 DEUTSCHE GESCHICHTEN 
(NR. 40)

Leider hat der 3. Oktober als Nationalfei-
ertag überhaupt keine Beziehung zur jün-
geren deutschen Geschichte. Warum hat 
unser damalige Kanzler Helmut Kohl 
nicht den 9. November genommen?

Am 9. November protestierten Matro-
sen gegen die Verlängerung des Ersten 
Weltkriegs. Am 9. November unternahm 
Adolf Hitler einen Putschversuch in Bay-
ern, fünf Jahre nach dem Ende des Ersten 
Weltkrieges. Dann folgte 15 Jahre später 
die Reichskristallnacht. Jüdische Ge-
schäfte wurden zerstört und Synagogen 
wurden abgebrannt. Heute sagt man nur 
noch Pogromnacht. 

Dann folgt der 9. November 1989 mit 
dem Mauerfall in Berlin. Vier wichtige Er-
eignisse am 9. November, die alle in Be-
ziehung zueinander stehen. So könnten 
Lehrer Geschichte für Schüler noch inte-
ressanter machen. 

 Edmund Ferner, Fehmarn
 Landesvorsitzender der Ostpreußen
  in Schleswig-Holstein

SYMBOL DES GEHORSAMS 
ZU: MASKIERTE WAHRHEIT  
(NR. 38)

Der Kommentar (über die Maskenpflicht, 
d. Red.) war wieder hervorragend. Der Au-
tor zeigt darin so viele Dinge auf, die zu-
treffender nicht sein können. Warum wer-
den zum Beispiel andere Experten nicht 
gehört? Die Maskenpflicht wird uns wirk-
lich krank machen. Aber sie dient ja als 
Symbol des Gehorsams gegenüber den 
Maßnahmen der Regierenden. Und tag-
täglich werden wir zugeschüttet mit den 
angstmachenden und ständig steigenden 
Infektionszahlen. Die zweite Welle war 
wohl schon lange in der Schublade.

Danke nochmal für Ihre mutige Ver-
öffentlichung, aber in einer Demokratie 
hat man ja Meinungsfreiheit, oder?
  Manfred und Gisela Löffelmacher, 
 Flensburg

AUF DIE TRADITION GEPFIFFEN 
ZU: ES STINKT GEWALTIG (NR. 39)

Das Jahr 2020 steht ganz im Zeichen von 
Corona, von der Corona-Politik und von 
den Corona-Politikern. Hygienekonzepte 
und Abstandsregelungen sind in Mode, 
ebenso wie die allerorts so sehr beliebte 
Maskenpflicht.

Städte und Gemeinden sagen darauf-
hin alles ab, was es da noch so abzusagen 
gibt, betroffen davon sind auch viele 
Weihnachts- und Christkindlesmärkte, 
und was nicht so richtig abgesagt wird, 
das wird dann halbherzig durchgezogen.

Eigentlich alles sehr schade, aber ir-
gendwie habe ich schon lange keine rich-
tige Lust mehr auf irgendeine Feier mit 
mehr als zwei Personen. Pfeif auf alle Tra-
dition, im Pandemie-Jahr 2020 spielt die 
Tradition überhaupt keine Rolle!

Lasset uns die Viren einfach durch die 
Gegend schleudern; Masken runterzie-
hen, richtig fest ausbeuteln, und wieder 
aufsetzten, fertig ist die Chose, pardon 
die Soße. Riggi Schwarz, Büchenbach

SCHLEICHENDE DEFORMATION 
ZU: DAS PROBLEM SIND NICHT  
ALLEIN DIE POLIZISTEN (NR. 39)

In gleichem Maße, wie der Zustrom nach 
Deutschland als El Dorado für jedermann 
anstieg, wurde der Handlungsspielraum 
für Ordnungshüter immer mehr einge-
schränkt. 

Die angeordnete Deeskalation, insbe-
sondere gegenüber aggressiven, multikul-
turellen „Bereicherern“, mit Steuergel-
dern gemästeten Antifa-Schlägern und 
anderen staatszersetzenden Gruppierun-
gen wird als Schwäche ausgelegt, und ent-
sprechend werden die Polizisten behan-
delt. Man kann die Ordnungshüter unge-
straft bespucken, beschimpfen und an-
greifen. Das bewirkt ihre Diskreditierung 
in der Öffentlichkeit und eine Spaltung 
zwischen der Polizei als staatliche Institu-
tion und der Bevölkerung. 

Die innere Sicherheit kann vom ge-
schwächten Rechtsstaat schon lange nicht 

mehr gewährleistet werden. Da der Poli-
zei der vom Dienstherrn geschuldete 
Rückhalt verweigert wird, nehme ich an, 
dass sich frustrierte Polizisten und Poli-
zistinnen bereits innerlich von ihrem ent-
werteten Beruf verabschiedet haben. 

Wie lange wird man die schleichende 
Deformation der Polizei als Vertreter des 
Gewaltmonopols noch hinnehmen und 
sich von linksgrünen Entscheidungsträ-
gern dafür manipulieren lassen? Die ver-
bleibenden Opportunisten unter den 
Ordnungshütern tragen selbst zum Ver-
lust ihres Ansehens in der Bevölkerung 
bei. Gisela Recki, Eitorf

LAHME TÄNZER 
ZU: DIE GRÄBEN ZWISCHEN ELITEN 
UND BÜRGERN WERDEN GRÖSSER 
(NR. 36)

Mir ist in der letzten Zeit ein Debakel auf-
gefallen, das unsere Gesellschaft wie ein 
geistiges Pestvirus befallen hat und das 
unser Land eher noch zugrunde richten 
kann als das andere Virus: das Fundamen-
talismus-Virus. Es gilt der Mythos, dass 
sich eine bestimmte Politikerkaste und 
die ihnen wohlgesinnten Medien im Stand 
der Erleuchtung befinden. Infantile Nar-
rative werden vorgegeben, Diskussionen 
finden nicht statt, es gilt eine schwarz-
weiße Welt, in der selbstredend auch die 
Meinungsfreiheit nicht stattfindet. 

Was darf man noch laut und öffentlich 
sagen und was nicht? Als jemand, der auch 
rational argumentieren kann, befremdet 
mich der seit Jahren erkennbare Trend, 
nur noch dem eigenen Lager zuzuhören, 
von zuzustimmen ganz zu schweigen. Ge-
rade in der Zeit ab März, in der man auch 
anderer Ansicht sein könnte, wie die Co-
rona-Problematik und die (rechts-)politi-
sche Umsetzung der Krisenbewältigung 
zu bewerten sein könnten, ist es eine Art 
Damoklesschwert, das über einem „Sys-
temkritiker“ hängt.

Beruf, Umfeld, Familie, Freundes- und 
Bekanntenkreis – hier wird ein Abweichen 
der Meinungen gleich mit Sanktionen be-
legt. Ausgrenzung, Anschweigen, Ausla-

den. Nicht mehr reden. Wie ein unsicht-
bares Manko wird dem kritischen Geist 
regelrecht die Pestbeule an die Stirn ge-
klebt. Im Rahmen der Meinungsfreiheit 
bewegen sich derzeit vor allem die Perso-
nen, die sich in den links-alternativen 
Kreisen bewegen. Hier wird Meinung ge-
macht. Antifa ist cool, alles andere wird 
den „neuen Rechten“ zugeordnet, sobald 
man daran erinnert, dass hierzulande 
(noch) die Justiz bestimmt, wer wann wo 
wie demonstrieren darf und wer nicht.

Es hat leider keinen Sinn mehr, den 
Diskurs und Meinungsaustausch zu su-
chen. Der politische Gegner ist dem je-
weils anderen Lager fast schon verhasst, 
das gilt vor allem für die linke Seite, die 
sich hysterisch auf das bürgerliche Lager 
stürzt. Rechtskonservative Positionen 
werden pauschal als „voll Nazi“ verun-
glimpft. Wie in der DDR werden vor allem 
totalitäre Ansichten toleriert. Wer in der 
Corona-Debatte nicht opportune wissen-
schaftliche Hypothesen und Fakten ge-
nauer untersucht sehen möchte, gilt als 
„Alu-Hut“ (als Verschwörungstheoreti-
ker, d. Red.). Dinge werden hineininter-
pretiert, die man weder sagt noch meint.

Mir ist aufgefallen, dass man dann ge-
rade von den Gutbessermenschen und 
politisch eher links der Mitte angesiedel-
ten Personen zuerst noch demonstrativ 
geradezu verächtlich und herablassend 
behandelt wird, bevor der Kontakt als ab-
gebrochen gilt. Die rote Linie ist über-
schritten. Kritische Stimmen sollen nicht 
gehört werden, es ist vonseiten der Regie-
renden und ihrer Anhänger nicht von In-
teresse, in einen Dialog zu kommen. 

Ist das schade oder nicht, darüber lie-
ße sich trefflich streiten, doch wird diese 
Haltung der „moralisch Überlegenen“ die 
Gesellschaft immer mehr spalten. Soll 
man deshalb schweigen, nur noch im eige-
nen Saft schmoren? 

Arthur Schopenhauer kannte dieses 
Dilemma: „Aber freilich wird alsdann in 
der Gesellschaft manchem bisweilen zu-
mute sein, wie einem Tänzer, der auf ei-
nen Ball gekommen wäre, wo er lauter 
Lahme anträfe: mit wem soll er tanzen?“ 

 Peter Mensing, Langenhagen
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VON RENÉ NEHRING

Ü berraschend kommt die Ent-wicklung nicht. Seit Monaten schon protestieren Bürger verschiedenster Couleur ge-gen die Maßnahmen zur Eindämmung der Corona-Pandemie und die damit verbun-dene weitgehende Stilllegung des öffent-lichen Lebens. Bereits Anfang August ka-men auf Einladung der Initiative „Quer-denken 711“ in Berlin Zehntausende zu-sammen, um die Aufhebung der Corona-Restriktionen zu fordern. 
Ignoranz in Politik und MedienAm vergangenen Wochenende nun ka-men laut Polizei-Angaben knapp 40.000 Teilnehmer nach Berlin – und damit dop-pelt so viele wie vier Wochen zuvor. Auf-geladen wurde die Stimmung bereits vor-ab durch den Versuch des Innensenators Geisel, die Demonstrationen mit dem Verweis auf die geltenden Corona-Verord-nungen zu unterbinden. Auch wenn die-ses Vorhaben in zwei Verwaltungsge-richtsinstanzen gestoppt wurde, so war dadurch ein Klima des gegenseitigen Misstrauens geschaffen. Die Hauptveranstaltung von „Quer-denken“ (siehe Seite 3) fand weitgehend geordnet statt. Allerdings berichteten die Medien kaum darüber, sondern vielmehr über das Verbot einer Nebendemonstra-

tion – und ab dem Abend dann über einen „Sturm“ auf den Reichstag. Obwohl an diesem „Sturm“ nur ein paar hundert Menschen beteiligt waren, und obwohl die ganze Aktion nur wenige Minuten ge-dauert hat, wurde in den folgenden Tagen fast ausschließlich darüber berichtet. Zu Beginn der Corona-Pandemie wur-den die Entscheider in Bund und Ländern für ihr Krisenmanagement allenthalben gelobt. Doch mit zunehmender Dauer der Ausnahmesituation nahmen auch die Zweifel an der Gefährlichkeit des Corona-virus und am Nutzen der zu seiner Ein-dämmung verhängten Maßnahmen zu. Den neuen Alltag, in dem Sportveranstal-tungen unter Ausschluss der Öffentlich-keit stattfinden, in dem Kultur- und Frei-zeiteinrichtungen geschlossen sind und in dem selbst an Wochenendabenden Res-taurants in den Großstädten bereits um neun schließen, weil keine Gäste da sind, empfinden viele Bürger längst als eine „bleierne Zeit“. Ein Eindruck, der nicht zuletzt dadurch verstärkt wird, dass über all die Maßnahmen kaum gestritten wird und dass bisher kein Bundestag und kein Landtag infrage gestellt hat, wie die Regie-rungen in Bund und Ländern seit Monaten über den Ausnahmezustand verfügen. Im Jahre 2018 gründete Bundespräsi-dent Frank-Walter Steinmeier die Initiati-ve „Deutschland spricht“, bei der Angehö-rige verschiedenster gesellschaftlicher 

Gruppen zusammengeführt wurden. Wo bleibt eine ähnliche Initiative in Zeiten der Corona-Pandemie? Warum geht nicht irgendein Fraktionsvorsitzender oder ein Minister auf die „Querdenker“ zu und spricht mit ihnen? 
Als 2019 die „Fridays for Future“-De-mos die Welt bewegten, marschierten rund 10.000 „FFF“-Anhänger durch Ber-lin. Die Protagonisten der Bewegung, die schwedische Schülerin Greta Thunberg und die Deutsche Luisa Neubauer, waren monatelang auf allen medialen Kanälen. Warum sind die 40.000 „Querdenker“ nicht im Fernsehen zu sehen? Warum zei-gen die Nachrichtensendungen keine Auf-nahmen von der Abschlusskundgebung? Warum keinen O-Ton von Fußballwelt-meister Thomas Berthold? Und warum wird „Querdenken“-Gründer Michael Ballweg nicht in eine der reichweitenstar-ken Talkshows geladen?  Wundert sich unter den Entscheidern in den Redaktionsstuben angesichts die-ser Diskrepanz in der Berichterstattung über die beiden Bewegungen tatsächlich noch jemand darüber, dass ein Teil der Bürger ihnen nicht mehr vertraut? 

Der „Fall“ Sarrazin
Anfang der Woche wurde das neue Buch von Thilo Sarrazin vorgestellt (siehe Seite 2). Seitdem der Autor vor zehn Jahren sei-nen Bestseller „Deutschland schafft sich 

ab“ veröffentlichte, der inzwischen das meistverkaufte deutsche Sachbuch seit 1945 (!) ist, wurde er zur persona non grata, die kein Sender mehr einlud, deren Bü-cher keine große Zeitung mehr rezensier-te und die am Ende von der eigenen Par-tei, der SPD, nach 47 Jahren Mitglied-schaft hinausgeworfen wurde. Und das alles, weil Sarrazin Fakten zusammen-trägt, die das Scheitern politischer Groß-projekte wie der Zuwanderung belegen. Gleichwohl konnte sein Verleger am Montag verkünden, dass für den „neuen Sarrazin“ bereits „eine sechsstellige Zahl“ an Bestellungen vorliegt. Dass ein Publi-zist trotz der Missachtung aller Leitme-dien zum erfolgreichsten Autor werden kann, belegt einmal mehr die Diskrepanz zwischen der veröffentlichten Meinung und der Stimmung „draußen im Lande“. Für wieviel Prozent der Gesellschaft die „Querdenker“ stehen, ist schwer zu sagen. Fest steht, dass die zehntausenden Demonstranten – was immer man auch von ihnen halten mag – weitaus zahlrei-cher waren als die Anhänger vieler ande-rer Bewegungen, um die sich Politik und Medien intensiv gekümmert haben. Die Frage ist, ob bei den politischen Entscheidern irgendjemand einen Schritt auf die Demonstranten zugeht – oder ob sie weiterhin zusehen wollen, wie das Un-behagen der Bürger wächst – und die Be-wegung weiter Zulauf erhält.

POLITIK UND GESELLSCHAFTDie Gräben zwischen Eliten und  Bürgern werden größerDie Ereignisse vom vergangenen Wochenende in Berlin haben große Wellen geschlagen.  

Und sie offenbaren eine fortschreitende Spaltung der deutschen Gesellschaft
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VON STEPHANIE SIECKMANN

B ei der weltweit größten Kürbis-
Ausstellung in Ludwigsburg bei 
Stuttgart dreht sich dieses Jahr 
alles um die Musik. Ein Flügel, 

eine Geige in Übergröße, Notenschlüssel, 
eine Büste von Beethoven, Elvis Presley 
– die Skulpturen, die aus Kürbissen ge-
schaffen wurden, lassen verschiedene 
künstlerische Bereiche lebendig werden.

Herbstzeit ist Kürbiszeit. Und auch 
wenn in den USA das Halloween-Fest oh-
ne Kürbis-Pracht nicht denkbar ist und 
sich dort die orangeroten Kürbisgesichter 
größter Beliebtheit erfreuen, ist die welt-
größte Kürbis-Ausstellung in Deutschland 
zu sehen. Die massenhafte Ansammlung 
von Kürbissen in Ludwigsburg steht in 
diesem Jahr ganz im Zeichen der Musik. 

Wer denkt, dass sich dabei ein orange-
farbener Ball an den anderen reiht, irrt. 
Kürbis kann mehr als nur orange. Insge-
samt gibt es rund 800 verschiedene Sor-
ten der Pflanzenart im Blühenden Barock, 
dem Garten des Residenzschlosses Lud-
wigsburg, zu bestaunen. Und alle kom-
men mit verschiedenen Farben und For-
men daher. Aus dieser großen Auswahl 
haben die Skulpturen-Bauer diejenigen 
Kürbisse ausgewählt, die am besten geeig-
net waren, einen Flügel, eine Geige und 
eine Büste von Beethoven zu gestalten. 
Alles in Übergröße versteht sich, denn so 
ganz klein sind Kürbisse selten. 

In Ludwigsburg zeigen die Veranstal-
ter, dass der Kürbis nicht auf klassische 
Konzepte beschränkt ist. Künstlerisch be-
weisen sie dies, indem Elvis Presley und 
das Markenzeichen der Rolling Stones, 
die herausgestreckte Zunge, im Bild nach-
empfunden sind. Und selbst wenn viele 
der 800 Sorten aufgrund der enthaltenen 
Bitterstoffe nicht zum Verzehr empfohlen 
sind, gibt es in Ludwigsburg auch in kuli-
narischer Hinsicht Entdeckungen zu ma-

chen. Von Kürbis-Chutney und Kürbis-
Burgern über die obligatorische Kürbis-
Suppe bis hin zu Kürbis-Flammkuchen 
werden traditionelle und moderne Rezep-
te präsentiert. 

Bittere Varianten sind ungenießbar
Und Tradition hat der Kürbis. Die Pflanze 
hat in den letzten 25 Jahren vor allem 
durch die in den USA verbreiteten Volks-
bräuche rund um Halloween an Populari-
tät gewonnen. Dabei wird in einen ausge-
höhlten Kürbis eine Kerze gesteckt, wo-
durch die in das Fruchtgemüse geschnitz-
te Fratze gruselig leuchtet.

Doch neu ist der Kürbis keineswegs. 
Bereits vor 10.000 Jahren gab es Kürbisse, 
wie die Wissenschaft inzwischen weiß. 
Nach und nach wurden die nicht bitteren 
Varianten der krautigen Pflanze bevor-
zugt und genutzt. Die Sorten Hokkaido 
und Butternut, Muskat- und Spaghetti-
Kürbis sind auf Wochenmärkten und in 
den Gemüseabteilungen der Supermärkte 
heute regelmäßig zu finden. Doch auch 
andere Sorten mit Namen wie Bischofs-
mützen, Baby Boo und Sweet Lightning 
sind durchaus beliebt. 

Vom Frühjahr an bis Anfang Septem-
ber im Beet gehegt und gepflegt, kommt 

der Kürbis im Herbst auf den Speiseplan. 
Als eine der ältesten Kulturpflanzen der 
Welt besitzt das Fruchtgemüse einen ho-
hen Wasseranteil und sehr wenig Kalo-
rien. Mineralstoffe wie Eisen und Kalium 
sorgen ebenfalls dafür, dass viele diätbe-
wusste Zeitgenossen auf diese Pflanzen-
frucht regelrecht schwören. 

Der hohe Gehalt an Beta-Carotin wird 
ebenfalls von Vielen geschätzt, und Kür-
bis-Kerne haben inzwischen ihren festen 
Platz in der pflanzlichen Medizin. Mit 
solch einer Anzahl guter Eigenschaften 
und hervorragender innerer Werte kann 
der Kürbis die Küche enorm bereichern. 

In diesem Jahr feiert die Kürbis-Aus-
stellung Ludwigsburg ihren 20. Jahrestag. 
Doch wegen der Pandemie läuft nicht al-
les, wie ursprünglich geplant. So ist der 
Anblick der aus Kürbissen geformten 
Skulpturen nur maximal 6000 Besuchern 
pro Tag erlaubt. 

Kürbisbootregatta fällt ins Wasser
Um trotz der zahlenmäßigen Beschrän-
kung allen Interessierten den Besuch zu 
ermöglichen, hat man die Ausstellung bis 
zum 6. Dezember verlängert.  Einige Hö-
hepunkte aus den vergangenen Jahren 
können aufgrund der Corona-Schutzmaß-
nahmen in diesem Jahr leider nicht um-
gesetzt werden. Dazu gehört unter ande-
rem die Kürbisboot-Regatta, bei der die 
Teilnehmer in Riesenkürbissen um die 
Wette paddeln.

Dafür können in diesem Jahr wie ge-
wohnt die Kürbis-Schnitz-Wettbewerbe 
und das Kürbis-Wiegen stattfinden. Zum 
einen wird der größte und schwerste Kür-
bis Deutschlands ermittelt. Zum anderen 
das größte Exemplar Europas. Da bringen 
die teilnehmenden Kandidaten locker 
schon mal 916 Kilogramm auf die Waage 
wie im Jahr 2018 oder sogar 1014 Kilo-
gramm wie im vergangenen Jahr. 2017 ließ 
der europäische Sieger aus Italien die 
massige Konkurrenz sogar mit stattlichen 
1190 Kilogramm hinter sich. 

Welche Region in diesem Jahr trium-
phieren kann, wird sich zeigen. Das Wet-
ter im Sommer 2020 verspricht auf jeden 
Fall eine gute Saison. Der Kürbis liebt es 
zu Beginn regnerisch, später warm und 
trocken. Die Aussichten stehen gut, dass 
im Corona-Jahr ein neuer Gewichts-Re-
kord aufgestellt wird. Dafür werden die 
hiesigen Halloween-Anhänger in die leere 
Tüte schauen: Wegen der Pandemie dürf-
te ihnen am 31. Oktober die meisten Tü-
ren für „Süßes oder Saures“ verschlossen 
bleiben. Es ist wohl nicht schade drum. 
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Als einzige europäische Einrichtung er-
folgreich Glatthaie zu züchten, war dem 
Deutschen Meeresmuseum in Stralsund 
jetzt eine besondere Nachricht wert. Im 
Süßwasser ist die Zucht von Tieren sehr 
viel einfacher als im Seewasser, weshalb 
mittlerweile fast alle Süßwasserarten in 
zoologischen Einrichtungen aus Nach-
zucht stammen. Erfolgreiche Salzwasser-
Nachzuchten erregen dagegen immer 
noch ein gewisses Aufsehen.

Um den Wildfang zu reduzieren, sind 
Aquarien inzwischen gut vernetzt. Seit 
2013 fungiert das Deutsche Meeresmuse-
um darunter als europäischer Koordina-
tor für die Auflistung von Glatthaien in 
zoologischen Einrichtungen. Auch nimmt 
es mit allen seinen Hai- und Rochenarten 
an den relevanten internationalen Ma-
nagementprogrammen teil, was den Aus-
tausch von Tieren und Erfahrungen über 
die Landesgrenzen hinaus bedeutet.

Seit 2017 ist die Glatthai-Nachzucht in 
Stralsund selber so erfolgreich, dass das 
Deutsche Meeresmuseum inzwischen 
zahlreiche eigene Tiere in seinem 2,6-Mil-
lionen-Liter-Becken „Offener Atlantik“ 
des Ozeaneums zeigen und an andere 
Aquarien vermitteln kann. Die über einen 
Meter langen Glatthaie sind gechipt und 
individuell mit Geschlechts- und weiteren 
biologischen Daten erfasst. 

Nicole Kube, die Aquarienkuratorin 
am Deutschen Meeresmuseum, beobach-
tet seit 2013 als Koordinatorin der Fish 
and Invertebrate Taxonomy Advisory 
Group Glatthai-Bestände in europäischen 
Aquarien. „Diese Haiarten sind nicht so 
häufig in Aquarien zu finden, da sie große 
Becken mit kälterem Wasser benötigen. 
Auch die Strömung und das Futter sind 
entscheidend bei der Haltung der Tiere. 
Das Deutsche Meeresmuseum ist die ein-

zige Institution in Europa, die regelmäßig 
und erfolgreich Glatthaie züchtet. Wir 
sind sehr stolz darauf, dass uns die 
schwierige Nachzucht inzwischen so kon-
tinuierlich gelingt“, so Kube. 

In ihrer Funktion als Koordinatorin 
fragt die Wissenschaftlerin jährlich die 
Bestandszahlen der Tiere in europäischen 
Zoos und Aquarien ab, spricht Empfeh-
lungen zur Optimierung des Tierbestan-
des aus und sorgt für einen regen Infor-

mationsaustauch über Haltungsbedin-
gungen und -richtlinien sowie Nach-
zuchtanforderungen. 

Dabei machen sich die Zoologen 
selbstverständlich auch die Techniken 
aus der standardisierten Züchtung kom-
merziell genutzter Seefische wie Dorade, 
Wolfsbarsch und Steinbutt zu Nutze, um 
sie für weitere Arten abzuwandeln und 
weiterzuentwickeln. Jährlich steigern da-
mit auch Großaquarien und Züchter die 
Zahl der nachgezogenen Seewassertiere 
in zoologischen Einrichtungen. 

Derzeit befinden sich 8,6 Prozent der 
bekannten Hai- und Rochenarten in der 
Obhut europäischer Zoos und Aquarien. 
Dazu zählen vorrangig benthische, also 
am Boden lebende Tiere. Etwa die Hälfte 
dieser Arten wird momentan schon nach-
gezogen. Tendenz steigend.

Neben Glatthaien zieht das Deutsche 
Meeresmuseum auch andere Fischarten 
und Wirbellose nach, darunter Seepferd-
chen, Stechrochen, Blaupunktrochen, 
Kardinalsbarsche und andere mehr. Seit 
Jahren gedeihen hier in kleinen Becken 
zudem tropische Korallen. 

Korallen aus Nachzucht sind inzwi-
schen Standard in Aquarien. Ihre Vermeh-
rung ist relativ einfach. Sie folgt in etwa 
dem Prinzip von Baumschulen. Man 
nimmt ein Bruchstück oder bricht ein 

Stück ab und befestigt es mit Zwei-Kom-
ponenten-Korallenkleber auf einem Stein. 
Die so erzielte ungeschlechtliche Vermeh-
rung nennt man Fragmentierung. Diese 
Technik ist nicht neu. Sie wurde schon vor 
30 bis 40 Jahren „erfunden“.

Die Fragmentierung wird inzwischen 
auch auf die freie Wildbahn übertragen. 
So fährt Kube regelmäßig auf die Maledi-
ven, um in Arbeitsgruppen und Kursen 
die Malediver für das Thema zu sensibili-
sieren und ihnen zu zeigen, wie sie auf 
einfache Art Reparaturen an Korallenriffs 
durchführen oder neue kleine Riffs anle-
gen können. „Gegen eine große Korallen-
bleiche wie etwa 2016 sind wir mit der 
Methode der Fragmentierung natürlich 
machtlos“, sagt Kube etwas resigniert, 
„die kleinflächigen Reparaturen können 
zwar nicht verhindern, dass Korallen ei-
nes Tages verschwinden. Aber man kann 
ihr Aussterben damit zumindest verzö-
gern.“ Helga Schnehagen

b Ozeaneum, Hafenstraße 11, 18439 Stral-
sund, geöffnet täglich von 9.30 bis 18 Uhr. 
Deutsches Meeresmuseum, Katharinen-
berg 14–20, 18439 Stralsund, geöffnet täg-
lich 10 bis 17 Uhr. Ab 1. Januar 2021 wird 
das Meeresmuseum wegen Modernisie-
rung für längere Zeit geschlossen. Inter-
net: www.deutsches-meeresmuseum.de

AQUARIUM

Das kann ja noch „Hai“ter werden 
Nachzucht statt Wildfang – Im Ozeaneum von Stralsund wächst der Bestand von Glatthaien, was nicht selbstverständlich ist

Radio Kürbis ist auf Empfang: Ein aus hunderten Kürbissen nachempfundenes Empfangsgerät vor dem Ludwigsburger Schloss

ERNTEZEIT

Kerniger Kürbis-Kult
In Ludwigsburg dreht sich alles um das Riesengemüse – Manches Monster-Exemplar bringt mehr als eine Tonne auf die Waage
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„Offener Atlantik“ in Stralsund: Glatthai zieht im Meerwasserbecken seine Runden
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ZUGVÖGEL

Vögel des Glücks Kraniche sind beeindruckende Vö-
gel. Auffallend ist ihr lautes Rufen hoch am Himmel, das 
sich trompetenartig anhört. Tausende der Vögel fliegen 
jedes Jahr im Herbst Richtung Süden ins Winterquar-
tier und halten vorher bei uns Rast zum Kräfte sam-
meln. So kann man sie gut beobachten. 

Der Leipziger Illustrator Thomas Müller widmet sich 
in seinem reich bebilderten Kinderbuch „Ein Jahr mit 
den Kranichen“ diesen faszinierenden Vögeln und lässt 
die kleinen Leser ein Jahr bei den Kranichen verbringen. 
Es beginnt im Frühling mit dem Balz-Tanz eines Kranich-
pärchens auf einer Wiese. Dabei wirken die über einen 
Meter großen Tiere sehr graziös, beinahe wie Balletttän-
zer. Sie tanzen und trompeten sogar im Duett. Mit ein-
drucksvollen Bildern werden der Nestbau und die Auf-
zucht der Jungtiere gezeigt. Immer wieder droht Gefahr 

durch hungrige Füchse, derer sich die Vogeleltern mit ih-
ren spitzen Schnäbeln gut zu erwehren wissen. Nach 
zehn Wochen können die jungen Kraniche fliegen. 

Im September sammeln sich alle Kraniche der Ge-
gend auf den Feldern, um so viel zu fressen, dass sie 
den langen Flug in den Süden mühelos schaffen. Bald 
brechen sie auf zu ihrem Flug in die Überwinterungsge-
biete. Dazu steigen Hunderte von Vögeln in die Luft 
und fliegen meistens in V-Formation, da diese Haltung 
energiesparender und weniger anstrengend für alle ist. 
Ihre lauten Rufe am Himmel dienen dazu, in Kontakt zu 
bleiben und sich nicht zu verlieren.

Am Ende des Buchs erfährt der Leser Wissenswertes 
über vier große Vögel, die wegen ihrer Stelzenbeine und 
ähnlicher Lebensweise zu den Schreitvögeln gehören. Es 
geht um den Grauen Kranich, den Jungfernkranich, den 

Fischreiher und den Weißstorch. Obwohl es Ähnlichkei-
ten gibt, sind Kranich, Storch und Reiher nicht miteinan-
der verwandt. In vielen Kulturen, wie in China, werden 
Kraniche als Glücksbringer und Vermittler zwischen Him-
mel und Erde angesehen. Aber auch als Boten des Früh-
lings betrachtet man diese besonderen Vögel gerne. 

 Silvia Friedrich

b FÜR SIE GELESEN

Gesammelte 
Dummheiten
Dummheit sei eine zutiefst menschli-
che Eigenschaft, meint der Schweizer 
Journalist und Erfolgsautor Luc Bür-
gin, der von 2004 bis 2019 die Zeit-
schrift „Mysteries“ herausgab. Den Be-
weis für seine Behauptung versucht er 
in dem Buch „Neues aus Absurdistan“ 
zu erbringen. Und tatsächlich sind die 
darin aufgeführten Beispiele für grobe 
Unvernunft mehr als überzeugend.

So müssen in der Schweiz nicht nur 
natürliche, sondern auch juristische 
Personen Kirchensteuern bezahlen – 
letztere zudem ohne die Möglichkeit 
des Austritts. Facebook wiederum 
stufte die 30.000 Jahre alte „Venus von 
Willendorf“ im Naturhistorischen Mu-
seum von Wien als „pornografisch“ 
ein. Und in München wurde ein Floh-
zirkus geschlossen, weil der Deutsche 
Tierschutzbund geltend gemacht hat-
te, dass es an der „artgerechten Hal-
tung“ des Ungeziefers mangele.

Weitere Kostproben gefällig? Wie-
so wird gegen die Verseuchung von Ge-
flügel mit antibiotikaresistenten und 
damit potenziell tödlichen Keimen 
nicht genauso konsequent vorgegan-
gen wie gegen die Verbreitung von Co-
ronaviren? Warum bringt man „um-
weltfreundliche“ Jute-Beutel in Um-
lauf, obwohl deren Öko-Bilanz 20.000 
Mal schlechter ist als die einer Plastik-
Tüte? Und welcher Schwachkopf im 
Bundesfinanzministerium ist auf die 
Idee gekommen, dass Flaschen sam-
melnde Rentner die so erzielten Ein-
nahmen versteuern müssen – abzüg-
lich der Werbungskosten, versteht 
sich?

Ja, der Irrsinn grassiert allerorten: 
Ein Blinder darf laut deutscher Stra-
ßenverkehrsordnung im Halteverbot 
parken, aber Flaschenbier aus der Bun-
desrepublik in der Schweiz nicht „Pil-
sener“ heißen. Handyhersteller war-
nen davor, ihre Produkte in die Nähe 
des Kopfes zu halten – wegen mögli-
cher Strahlungsschäden! Und auf Tü-
ten mit Nüssen finden sich neuerdings 
Hinweise wie: „Achtung! Kann Spuren 
von Nüssen enthalten!“

Aber es geht noch schlimmer: 
Wenn die National Security Agency 
(NSA) der USA wieder einmal unsere 
Mails durchforstet, dann kann bereits 
das Reizwort „Schweinefleisch“ genü-
gen, um die Aufmerksamkeit der staat-
lich besoldeten Schnüffler zu erregen. 
Wir zahlen noch heute treu und brav 
die Sektsteuer, welche Kaiser Wilhelm II. 
1902 einführte, um seine Kriegsflotte 
zu finanzieren. Während ein Beamter 
hierzulande nur Geschenke im Wert 
von unter zehn Euro annehmen darf, 
liegt die Grenze bei den „unbestechli-
chen“ Bundestagsabgeordneten bei 
199 Euro – pro Geschenk.

Die Krönung des Ganzen sind aller-
dings die Paragrafen 326 und 328 des 
deutschen Strafgesetzbuches: Wer 
vorsätzlich eine nukleare Explosion 
verursacht, kann für fünf Jahre ins Ge-
fängnis wandern. Das gleiche Strafmaß 
droht dem, der quecksilberhaltige 
Energiesparlampen im Haushaltsmüll 
entsorgt. Dagegen atmen die Gesetze 
des US-Bundesstaates Iowa, die Blin-
den das Tragen von Schusswaffen er-
lauben, fast schon einen Hauch von 
Vernunft. Wolfgang Kaufmann

Luc Bürgin: „Neues 
aus Absurdistan. 
Sind wir noch zu 
retten?“, Kopp Ver-
lag, Rottenburg 
2020, gebunden, 151 
Seiten, 12,99 Euro

Thomas Müller: „Ein Jahr 
mit den Kranichen“, 
Gerstenberg Verlag, Hil-
desheim 2020, gebunden, 
40 Seiten, 13 Euro
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VON BERND KALLINA

U nter keiner Weltanschauung 
wurden in der Menschheits-
geschichte größere Megatö-
tungen vollzogen als unter 

Regierungen, die sich dem Marxismus be-
ziehungsweise dem wissenschaftlichen 
Sozialismus verpflichtet fühlten“, so 
nachzulesen im „Wörterbuch der Völker-
morde“, herausgegeben von Gunnar 
Heinsohn. Letzterer steht nicht gerade im 
Ruf, politisch unkorrekte Literatur zu ver-
legen oder gar ein betont konservatives 
Lesepublikum zu bedienen, eher er-
scheint die andere Seite des gesellschaft-
lichen Polit-Spektrums als Zielgruppe re-
levant. 

Dies sei zur Einstimmung in die „Ge-
schichte und Aktualität linker Gewalt“ von 
Monika und Klaus Schroeder in ihrem 
Buch „Der Kampf ist nicht zu Ende“ er-
wähnt. Das Autorenpaar äußert im Vor-
wort die treffliche Ansicht, auf ein politi-
sches Gebiet vorgestoßen zu sein, das mit 
massiver Kritik von links zu rechnen habe. 
Denn wer kennt nicht die beschwichtigen-
den Stimmen vornehmlich zeitgeistiger 
Sozialwissenschaftler und Journalisten, 
die da lauten: „Linke Gewalt ist gute Ge-
walt, sie dient hehren Zielen. Rechte Ge-
walt dagegen ist böse Gewalt und linke Ge-
walt ist, wenn nicht politisch, so doch zu-

mindest moralisch gerechtfertigt.“ Es ist 
der „asymmetrische Blick auf ‚Extremis-
mus’“, den die Autoren beklagen und sie 
motiviert hat, sich der anderen Seite der 
„Feldpostnummer“ intensiver zu widmen. 
Das Ergebnis kann sich sehen lassen.

Mag die Parole „links gut!“, „rechts 
schlecht!“ noch so laut in der linkslastigen 
Öffentlichkeit erschallen: Davon haben 
sich die Autoren offenbar nicht beeindru-
cken lassen. Sie sind der Meinung, dass 
derartige Relativierungen am Kern der 
Problematik vorbeigehen: „Wer politisch 
motivierte Gewalt aus der Perspektive ei-
ner freiheitlich-demokratischen, mithin 
zivilen Gesellschaft kritisiert, muss glei-
chermaßen links, rechts oder religiös mo-
tivierte politische Gewalt ablehnen.“ 

Rechtfertigung der Gewalt 
Zunächst präsentieren die Autoren defini-
torisch, was linke Gewalt sei. Danach folgt 
ein historischer Abriss, der unter ande-
rem auf die Französische Revolution und 
auf das bolschewistische Gewaltregime 
eingeht, die maßgebliche Rolle von Karl 
Marx und die kommunistische Bewegung 
beleuchtet und den bewaffneten Kampf 
der Kommunisten gegen die Weimarer 
Republik darstellt. Ein ausführliches Ka-
pitel widmet sich der „Politischen Gewalt 
in der DDR“, geht auf deren Entstehungs-
geschichte seit 1945 ein und schildert die 

heute in weiten Teilen der Gesellschaft 
oft verdrängte Realität eines SED-Unter-
drückungsapparates, dessen Arme bis 
weit in die Bundesrepublik hineinreich-
ten. Das Überbleibsel dieser totalitären 
Kraft heißt „Linkspartei“. Sie ist, nach 
mehreren taktisch bedingten Umbenen-
nungen (früher PDS), rechtlich identisch, 
zumindest „teilidentisch“ mit der Dikta-
turpartei SED.

In zwei weiteren Abschnitten themati-
sieren die Autoren die 68er Revolte, gehen 
auf „Die Entstehung und Radikalisierung 
der Neuen Linken“ ein, erwähnen die dabei 
– in Teilen – maßgebliche Rolle der „Kriti-
schen Theorie“ jener berühmten „Frank-
furter Schule“ mit ihren Repräsentanten 
Theodor W. Adorno, Max Horkheimer und 
Herbert Marcuse. Zu Letzterem erwähnen 
die Autoren sein dialektisches Verhältnis 
zur Toleranz, nämlich: „Gegenüber den 
Konservativen und der politischen Rech-
ten gilt für Marcuse konsequent das Prin-
zip der Intoleranz – ,befreiende Toleranz’ 
ist demzufolge Intoleranz gegenüber 
‚rechts’ und Duldung von ‚links’“. Zwar 
lehnt „Marcuse Gewalt aus ethischen 
Gründen ab, Gegen-Gewalt rechtfertigt er 
ausdrücklich“. Und diese vermeintliche 
„Gegengewalt“ fand dann in unterschied-
lichen Ausformungen reichlich statt. Ein 
radikalisierter Teil dieser 68er Bewegung 
ging sogar den verhängnisvollen „Weg in 

den Untergrund“, dessen mörderische 
Spur im ausführlichen Kapitel „Der linke 
Terrorismus“ facettenreich nachgezeich-
net wird.

Heutige „Straßenmilitanz“ und „Aktu-
elle linke Gewalt und ihre Begründungen“ 
sowie „Ausmaß und Intensität linker Ge-
walt“ runden in Schlusskapiteln die beein-
druckende Gesamtschau kenntnisreich ab. 
Weil – im Gegensatz zur sogenannten 
‚rechten Gewalt’ – die von links vom poli-
tisch-medialen Komplex kaum angemes-
sen thematisiert wird, sei hier die weite 
Palette heutiger Gewaltanwendungen ge-
mäß Aufzählung im Buchkapitel angeführt 
wie „Gewalt gegen die Polizei“ oder „Ge-
walt gegen ‚rechts’“.

Wer sich das wahre und erschreckende 
Ausmaß linker Gewalt anhand des empfeh-
lenswerten Buches vor Augen hält, wird 
dem Autorenpaar unumwunden zugeste-
hen, einer überfälligen Chronistenpflicht 
sorgsam nachgekommen zu sein. 

Gewalt, Tötungen und Terror 
Klaus und Monika Schroeder ziehen eine erschreckende Bilanz linker Gewalt

LINKSEXTREMISMUS

Klaus Schroeder/Moni-
ka Deutz-Schroeder: 
„Der Kampf ist nicht 
zu Ende. Geschichte 
und Aktualität linker 
Gewalt“, Herder-Verlag, 
Freiburg 2019, gebun-
den, 300 Seiten, 26 Euro

Zwischen Himmel und Erde
Kraniche gelten in China als Vermittler zwischen Irdischem und Himmlischem. 

In unseren Breiten kündigen sie Frühjahr und Herbst an
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Thilo Sarrazin
Der Staat an seinen Grenzen
Über Wirkung von Einwanderung in Geschichte und Gegenwart
Die menschliche Geschichte war immer wieder geprägt von Wanderungs-
prozessen. Doch Migration konnte und kann die Probleme in den Her-
kunftsländern nicht lösen, schafft aber neue Probleme in den Zielländern. 
Der Autor entwickelt Vorschläge für eine realistische Einwanderungs-
politik: von wirksamen Grenzkontrollen bis zur effektiven Bekämpfung 
der Fluchtursachen in den Heimatländern. Eine profunde Analyse, die 
breit diskutiert werden sollte – denn es geht um das Überleben unseres 
demokratischen Systems. 480 Seiten
Nr.  P A1561                          Gebunden                               26,00 €

Naturbernsteinset 
in maritimem Design 
bestehend aus 2 Ohrsteckern (21 mm hoch) 
und einem Bernsteinanhänger (25 mm hoch) 
jeweils kombiniert mit einer Silbermuschel, 
dazu eine ca. 50 cm Silberkette  
Nr.  P A1433                               99,90 €

Modischer 
Silberanhänger 
mit funkelnden 
Zirkonias an einer
50 cm Silberkette 
Ein dekoratives 
Schmuckstück für Jung 
und Alt und zu vielen 
Gelegenheiten.
Nr.  P A1375          
59,90 €

 Kalender Ostpreußen in Farbe 2021  (Format 20 x 21 cm)
Mit 12 farbigen Motiven aus Ostpreußen. Die Rückseiten der Kalender-
blätter enthalten Erzählungen, Biografi en, Rezepte und Informationen 
zu Brauchtum in der Provinz. Spiralbindung. Wandkalender. 
Nr. P A1552                         Kalender                                12,80 €

 Kalender Pommern in Farbe 2021  (Format 20 x 21 cm)
Mit 12 farbigen Motiven aus Pommern. Die Rückseiten der Kalender-
blätter enthalten Erzählungen, Biografi en, Rezepte und Informationen 
zu Brauchtum in der Provinz. Spiralbindung. Wandkalender. 
Nr. P A1553                         Kalender                                12,80 €

 Kalender Schlesien in Farbe 2021  (Format 20 x 21 cm)
Mit 12 farbigen Motiven aus Schlesien. Die Rückseiten der Kalender-
blätter enthalten Erzählungen, Biografi en, Rezepte und Informationen 
zu Brauchtum in der Provinz. Spiralbindung. Wandkalender. 
Nr. P A1554                         Kalender                                12,80 €

Christian Hardinghaus
Die verdammte Generation
Gespräche mit den letzten Soldaten des Zweiten Weltkrieges
Während Holocaust und Judenverfolgung seit Jahrzehnten ihren 
berechtigten Platz besetzen, haben wir vergessen, die Soldaten, die auf 
deutscher Seite im Zweiten Weltkrieg gekämpft haben, zu fragen, wie 
das alles wirklich war im Krieg. Ein Versäumnis, das Ende der 1960er-
Jahre seinen Anfang nahm, als rebellische Studenten damit begannen, 
ihre Elterngeneration pauschal als Nazis zu verdammen.  Alle bisherigen 
Versuche einer differenzierten Betrachtung unserer dunkelsten Geschich-
te scheiterten. Die Legende einer sauberen Wehrmacht ist zur Legende 
einer verbrecherischen Wehrmacht verkommen. Dabei haben historische 
Erkenntnisse nie bezweifelt, dass nur ein geringer Teil der Wehrmachts-
soldaten an Kriegsverbrechen und Holocaust beteiligt war. 13 Zeitzeugen 
der bedeutendsten Schlachten des Zweiten Weltkrieges bitten letztmalig 
darum, gehört zu werden. Sie öffnen sich und sprechen schonungslos 
ehrlich über alles, was sie erlebten. Hören wir ihnen zu, anstatt sie zu 
verdammen. 328 Seiten
Nr.  P A1549                          Gebunden                               20,00 €

 Holzkistchen 
Königsberger Marzipan „Königsberger Schloss“ 
200 Gramm vakuumverpackt
Nr. P 5654      Holzkistchen Marzipan                 15,49 €

  
Königsberger Marzipan „Bunter Teller“
300 Gramm vakuumverpackt im Geschenkkarton
Nr. P 5666                        Marzipan                       12,99 €

  
Königsberger Marzipan Teekonfekt 
mit echtem Rosenwasser veredelt 
200 Gramm vakuumverpackt im Geschenkkarton
Nr. P 5664                           Marzipan                               9,99 €

Königsberger
Marzipanherz 
Schwermer Marzipanherz einzeln in Cellophanfolie verpackt 
30 Gramm gefl ämmtes Marzipan mit Zuckerguss in der Mitte. 
Nr. P 5659                       Marzipanherz                               2,20 €

Königsberger
Marzipanherz 

Thilo Sarrazin
Feindliche Übernahme
Wie der Islam den Fortschritt 
behindert und die Gesellschaft 
bedroht
496 Seiten/Gebunden
Nr.  P A1292     M   21,99 €

Das Zurückbleiben der islamischen Welt, 
die Integrationsdefi zite der Muslime in 
Deutschland und Europa, die Unterdrü-
ckung der Frauen und der Geburten-
reichtum der Muslime sind eine Folge 
der kulturellen Prägung durch den 
Islam. Das zeigt Thilo Sarrazin in seinem 
neuen Buch. Alle Tendenzen, den Islam 
zu reformieren und ihn historisch-
kritisch zu interpretieren, sind bisher 
weitgehend gescheitert. Thilo Sarrazin 
hat den Koran selbst komplett gelesen 
und zeigt, das die Reformhemmnisse im 
Koran selber angelegt sind. In keinem 
Land, in dem Muslime in der Mehrheit 
sind, gibt es Religionsfreiheit und eine 
funktionierende Demokratie. Die islami-
sche Welt als Ganzes leidet unter einem 
explosionsartigen Bevölkerungswachs-
tum, und ihre Fanatisierung nimmt 
ständig zu. Darin liegt eine Bedrohung 
unserer Kultur und Gesellschaft.

Mängelexemplar      
21,99 €

Roland Kaltenegger
Hakenkreuz 
über Griechenland
Der Deutsche Balkanfeldzug 
1941 in Dokumenten und 
Zeitzeugenberichten
239 S/W-Abb., 376 Seiten.
Nr.  P 540067        16,95 €

Der Balkan, das Pulverfass des Alten 
Kontinents, stand seit jeher im Span-
nungsfeld von inneren und äußeren 
Interessen. Auch die beiden Achsen-
mächte waren sich bezüglich ihrer 
Balkanpolitik alles andere als einig. 
Mussolini, dessen Ziel eine Art Mittel-
meerimperium war, griff im Herbst 1940 
Griechenland an. Etwa gleichzeitig kam 
es in Jugoslawien zum Putsch gegen die 
deutschfreundliche Regierung. Als sich 
die italienische Armee in Griechenland 
nicht durchsetzen konnte, sah sich Hitler 
gezwungen, zur Wahrung seiner Ziele, 
Jugoslawien und Griechenland gleich-
zeitig anzugreifen. Nach der Eroberung 
von Jugoslawien schloss sich die 
Besetzung des gesamten griechischen 
Festlands an. Der Erfolgsautor Roland 
Kaltenegger, schildert im vorliegenden 
Werk die Geschichte des deutschen 
Balkanfeldzuges von 1941. 

Karl Knoblauch 
Dem Ende entgegen 
Mit dem Fallschirm-Panzerfüsilier-
bataillon 2 „Hermann Göring“ in 
Ostpreußen 1944/1945 
121 S/W-Abb. 221 Seiten
Nr. P 575720    Geb.   14,95 €

Leutnant Karl Knoblauch, nach 
Stationen bei der Radfahrschwa-
dron 195 der 95. Infanteriedi-
vision und als Beobachter in 
der 4.(F)/14 Fernaufklärerstaffel 
der Luftwaffe bei einem Einsatz 
schwer verwundet, meldet 
sich nach seiner Genesung im 
Lazarett zum Fallschirm-Panzer-
korps „Hermann Göring“. Als 
Zugführer eingesetzt erlebt der 
Autor die schweren Abwehr-
schlachten um Ostpreußen 
1944/45. Die Schilderungen 
dieser grauenvollen Abwehr-
kämpfe gegen einen übermäch-
tigen Gegner, das schreckliche 
Schicksal der Zivilbevölkerung 
während der Kämpfe und auf der 
Flucht zeigen das ganze Grauen 
des Krieges.

In Begleitung von Alexander-Pascal 
Graf von Bellenhaus hat 
Christian Graf von Krockow Ostpreu-
ßen in den Achtziger Jahren zu den 
verschiedenen Jahreszeiten besucht 
und Vergangenes hinter Gegen-
wärtigem aufgespürt. In seinem 
persönlichen Erzählen wird die 
Schönheiten der Landschaft, werden 
Menschen, Städte und Dörfer greifbar. 
Er berichtet von der Geschichte des 
Landes und beschreibt die beinahe 
versunkene Welt Ostpreußens. Der 
eindrucksvolle Text lädt ein zum Wie-
dersehen und Kennenlernen dieses 
herrlichen Landstrichs. Dr. phil. 
Dr. h.c. Christian Graf von Krockow, 
geboren am 26. Mai 1927 in Hin-
terpommern, wurde 1961 Professor 
für Politikwissenschaft. Ab 1969 
arbeitete er als freier Wissenschaftler 
und Schriftsteller.

Christian Graf von Krockow
Begegnung mit Ostpreußen
30 S/W-Abbildungen. 320 Seiten
Gebunden mit Schutzumschlag
Nr.  P 533144                14,95 €  

L. Studenroth/W. Kraska
Meine Reise 
nach Masuren
Oma Lucie erzählt von ihren 
Kinder- und Jugendjahren in 
Ostpreußen      272 Seiten
Nr.  P 533177     16,95 €

Wenn Oma Lucie, eine über 90-jährige 
Ostpreußin, erzählt, erwachen augen-
blicklich Bilder aus längst vergangenen 
Tagen zu neuem buntem Leben. Rührend 
schöne Erinnerungen an ein Kinderpara-
dies werden greifbar, aber genauso die 
Widersprüche des Erwachsenwerdens in 
einem totalitären Staat sowie die unbarm-
herzigen Grausamkeiten des Kriegsendes. 
Zusammen mit ihrem Neffen Wolfgang 
hat sie ihre Erinnerungen zu einer Art 
Reisebericht zusammengestellt. Die Reise 
führt zurück in ein untergegangenes Land, 
in dem die kleine Lucie zunächst eine 
traumhaft schöne Kindheit in Radostowen 
im Landkreis Ortelsburg verlebt. Später 
siedelt die Familie in die Allensteiner 
Gegend um. Je erwachsener Lucie wird, 
umso mehr erkennt sie die harten Zwänge 
der Wirklichkeit, bis sie mit ihrer Familie 
Ostpreußen verlassen muss.

Jürgen Lehmann                                                              
Kindertage in 
Königsberg
24 S/W-Abb. 224 Seiten
Gebunden mit 
Schutzumschlag
Nr.  P 533178    16,95 €

Jürgen Lehmann entführt den Leser in die 
Zeit einer längst vergessen geglaubten, 
unbeschwerten Jugend im beschaulichen 
Ostpreußen. 1930 geboren, verbrachte er 
die unbekümmerte Zeit seiner frühesten 
Kindheit im idyllischen Juditten. Von den 
politischen Ereignissen im Deutschen Reich 
weit entfernt, erinnert sich Jürgen Lehmann 
an Blaubeeren und Milchsuppen, strenge 
Lehrer und herzliche Großeltern. Um die 
Zeit des Kriegsbeginns zog die Familie um 
nach Mühlenhof, ein Stadtteil im Süden von 
Königsberg. Zunehmend werden die kindli-
chen Erlebnisse des Jungen an Chorgesänge 
und Nachmittage im Garten überschattet 
von den Pfl ichten, die die Mitgliedschaft 
im Jungvolk und die immer näher rückende 
Kriegsfront mit sich brachten. Im letzten 
Kriegssommer zieht Jürgen als Vierzehnjäh-
riger mit seinen Kameraden zum Grabenbau 
am Ostwall aus. Als er zurückkommt, ist 
nichts mehr, wie es war. 

Camilla von Stackelberg
Verwehte Blätter
Erinnerungen aus dem Baltikum
360 Seiten/Gebunden mit
Schutzumschlag
Nr.  P 533188          16,95 €

Camilla von Stackelberg erzählt aus 
ihrem Leben und umspannt dabei die 
letzten vierzig Jahre deutsch-baltischer 
Geschichte von der Jahrhundertwende 
bis zu der Besetzung der eigenständigen 
Republiken Estland und Lettland durch 
die Sowjetunion Ende 1939 und der Um-
siedlung der Baltendeutschen. In ihren 
Berichten über ihr wechselvolles Leben, 
das sie in Riga und Reval führte, und von 
den harten Zeiten der Flucht, Rückkehr 
und Vertreibung, entsteht das lebendige 
Bild einer halb fremden, halb vertrauten 
Welt. Mit Skepsis blickte man auf die 
westliche Hemisphäre mit ihren Moden 
und ihrer Politik. Und doch ist fast alles 
europäisch an dieser Lebensweise. 
„Verwehte Blätter“ ist ein spannendes 
Stück gelebter Geschichte – ein fesseln-
des geschichtliches Porträt Alt-Livlands, 
Estlands und der Deutschbalten im 
vergangenen Jahrhundert.

Franz Kurowski
U 48 – das erfolg-
reichste U-Boot 
des 2. Weltkrieges
Unter drei Kommandanten 
auf Feindfahrt
63 S/W-Abb., 344 Seiten
Nr.  P 575721          16,95 €

Hier ist sie: Die Geschichte des erfolg-
reichsten U-Bootes des Zweiten Welt-
krieges und seiner drei Kommandanten. 
U 48 war eines jener Boote, die im 
Ärmelkanal ebenso, wie im Nordkanal 
vor der Haustüre des Gegners und in 
den Weiten des Atlantik ihr Ziel suchten, 
gemäß den Befehlen des Großen 
Löwen: Angreifen! Ran! Versenken! Ob 
am SC 7 oder in der Nacht der langen 
Messer am Konvoi HX 79, überall war 
auch U 48 dabei und sein Kommandant 
Herbert Schultze. Nach seiner Erkran-
kung führten Hans Rösing und Heinrich 
Bleichrodt dieses erfolgreiche Boot. In 
der letzten Phase war wiederum Vaddi 
Schultze sein Führer zum Sieg. U 48: 
Ein Buch voll Spannung und Dramatik. 
Ein Stück Seekriegsgeschichte, die man 
nicht vergisst. Ein Buch vom Leben, 
Kämpfen und Sterben deutscher 
U-Boot-Fahrer.

Roland Kaltenegger                                       
Die „Alpenfestung“
Der Endkampf um 
das letzte Bollwerk des 
Zweiten Weltkrieges
302 S/W-Abbildugnen, 496 Seiten.
Nr.  P 540051     Geb.    19,95 €        

März 1944. Der Krieg war längst ent-
schieden. Mit dem Ziel bei Soldaten 
und Zivilisten den Glauben an den 
Endsieg aufrechtzuerhalten, verfolgte 
Hitler die Taktik, möglichst viele 
Städte zu „Festungen“ zu erklären, 
die von dort massierten Truppen bis 
zum letzten Mann verteidigt werden 
sollten. Jedoch gelang es der deut-
schen Propaganda im Rahmen dieser 
Strategie, die US-amerikanische 
Führung davon zu überzeugen, dass 
das Deutsche Reich im Begriff sei, 
eine gewaltige Verteidigungsstellung 
als letzten Rückzugsort der deut-
schen Streitkräfte und der Führung 
des Deutschen Reiches in den Alpen 
zu errichten – Die „Alpenfestung“, 
was dazu führte, dass Eisenhower 
vom Sturm auf Berlin abließ und die 
Masse seiner militärischen Kräfte auf 
die Alpenfestung ansetzte.
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Alle Beiträge von Hans  
Heckel finden Sie auch auf 
unserer Webseite unter 
www.paz.de

VON HANS HECKEL

D ie Lage ist ernst, einige EU-Län-
der stehen an der Schwelle zur 
Diktatur. Die EU-Kommissarin 
für „Werte und Transparenz“, Ve-

ra Jourová, lässt in ihrem Bericht über den 
Zustand des Rechtsstaates in einem der Mit-
gliedstaaten die Sirenen heulen: In den Me-
dien gebe es kaum noch Kritik an der Regie-
rung, sodass eine große Mehrheit der Bürger 
womöglich gar nicht mehr in der Lage sei, 
sich eine freie Meinung zu bilden. Sie fürchte, 
die Menschen in dem Mitgliedstaat könnten 
eines Tages feststellen, dass ihre letzte Wahl 
zugleich die letzte freie Wahl war. Auch die 
Rechtsstaatlichkeit des Landes sei bedroht. 
So habe die Regierungsmehrheit im Parla-
ment die Rechte der Opposition einge-
schränkt. 

Jetzt werden harte Maßnahmen der EU 
gefordert. Eine Vizepräsidentin des EU-Par-
laments fordert gar, das betreffende Land fi-
nanziell „auszuhungern“, wie sie wörtlich 
sagte. Möglichkeiten dazu gebe es, etwa 
durch die Verteilung der gigantischen Coro-
na-Fonds oder, noch wirksamer, bei den Ver-
handlungen über den neuen EU-Haushalt für 
die kommenden Jahre.

Aber von welchem Land ist hier bloß die 
Rede? Uns keimt eine finstere Ahnung, und 
die macht uns wirklich Angst. Gehen wir die 
Punkte mal durch:

Als erstes die Medien, wir sind hier ja 
schließlich bei einer Zeitung. Wenn es um 
zentrale Themen wie Klima, Euro, Zuwande-
rung oder derzeit Corona geht, müssen deut-
sche TV-Zuschauer schon viel Glück haben 
und Ausdauer beim Suchen, um alle Jubeljah-
re mal eine Sendung zu entdecken, die der 
Regierungslinie entgegensteht. Wenn einer 
abweicht, dann höchstens, weil ihm die 
Mächtigen nicht schnell genug oder (selte-
ner) zu rasch in die Richtung streben, die 
man als „Konsens“ bezeichnet. Im gedruck-
ten Bereich sieht es ähnlich aus, die Opposi-
tion ist weitgehend aufs Netz reduziert.

Dann Rechtsstaat: Da wurde die demokra-
tisch korrekte Wahl eines Ministerpräsiden-
ten mal eben auf Weisung der Kanzlerin 
„rückgängig gemacht“. Kommentar überflüs-
sig. Dieselbe hatte zuvor schon die Gesetze 
über Einreise und Aufenthalt beiseite gescho-
ben und kümmert sich auch nicht um die EU-
Verträge, wenn irgendwas „gerettet“ werden 
soll. Die Regierungsmehrheit verweigert der-

weil der größten Oppositionspartei seit fast 
drei Jahren den ihr zustehenden Posten eines 
Bundestagsvizepräsidenten.

Wir denken, das reicht. Unsere Ahnung 
bestätigt sich: Frau Jourová kann nur die 
Bundesrepublik gemeint haben. Wir müssen 
uns also warm anziehen, von Brüssel zieht ein 
Sturm auf. Doch verblüffenderweise wandert 
das Unwetter an uns vorüber, ohne einen 
Halm zu krümmen, um sich stattdessen über 
Polen und Ungarn auszutoben. Die Wächte-
rin über „Werte und Transparenz“ meinte 
nämlich gar nicht uns, sondern die wider-
borstigen Magyaren und unsere polnischen 
Nachbarn. Erstaunlich, nicht wahr?

Oder auch nicht, denn wo heutzutage 
„Werte“ draufsteht, ist in Wahrheit beinharte 
Ideologie drin. Auch „Transparenz“ ist nur so 
dahergesagt. Denn sollte die Kommissarin 
darauf wirklich erpicht sein, hätte sie für den 
Rest ihrer Amtszeit genug damit zu tun, den 
Brüsseler Brei aus Lobbyisten und Selbstbe-
dienungspolitikern umzurühren. Aber dafür 
hat man sie nicht in den Sattel gehoben.

Stattdessen soll die Tschechin alte Rech-
nungen begleichen. Die Ungarn stehen seit 
2015 ganz oben auf der Abschussliste, weil sie 
damals einfach ihre Grenzen geschlossen ha-
ben, statt bis heute artig auf eine „europäi-
sche Lösung der Flüchtlingsfrage“ zu warten, 
die es natürlich nie geben wird. Über diese 
„Lösung“ müssen wir nur immerzu reden, 
damit wir die Grenzen wieder aufkriegen, oh-
ne dass die Leute merken, wie sie verschau-
kelt werden. Sonst könnten die rebellisch 
werden. Auch dieses Tarnkappenspiel läuft in 
Brüssel vermutlich unter dem Etikett „Trans-
parenz“, weil es schließlich „unseren Werten 
der Vielfalt und Weltoffenheit“ dient.

Immerhin gibt es Mittel und Wege, Un-
garn zu umschiffen. Und so zahlreich die We-
ge sein mögen, so eindeutig ist das Mittel, mit 
dem wir sie öffnen: Die Erpressung mit der 
„Moral“. Allerdings stumpft das Werkzeug 
mit der Zeit ab, die Deutschen sind schon lan-
ge nicht mehr so freudig bereit, sich der mo-
ralischen Erpressung in der „Flüchtlingsfra-
ge“ zu beugen wie noch vor fünf Jahren. 

Macht aber auch nichts, wo einfache Mo-
ral nicht mehr zieht, rüsten wir auf und ge-
langen zur doppelten Moral. Ein echte Fach-
frau haben wir da mit Carola Rackete, einst 
Kapitänin des Schlepperschiffs „Sea Watch 3“ 
und spätere Klimakämpferin.

Als sie im Fernsehen gefragt wurde, ob sie 
Verständnis dafür habe, dass viele Menschen 

ihrer Forderung mit Skepsis begegnen, weite-
re 50 Millionen Afrikaner aufzunehmen, ant-
wortete sie: „Nee, eigentlich nicht.“ An ande-
rer Stelle ließ die Frau, die von vielen als 
moralische Instanz gefeiert wird, verlauten, 
dass sie gern nach Chile auswandern würde, 
weil ihr Deutschland heute schon zu dicht be-
siedelt sei. Frank-Walter Steinmeier sollte 
sich beeilen, ihr das Bundesverdienstkreuz 
umzuhängen. Sonst geht ihm diese Ikone der 
doppelten Moral noch durch die Lappen.

Aber vielleicht reist er ihr ja auch einfach 
hinterher. Denn mit Deutschland kann der 
Bundespräsident ebenso wenig anfangen wie 
Frau Rackete, wie er mit seiner trüben Rede 
zum 30. Jahrestag der deutschen Vereinigung 
klargestellt hat. Er widmete sich längst wider-
legten, aber dennoch so herrlich antideut-
schen Mythen wie jenem, dass das Kaiser-
reich schon 1871 das Virus der Katastrophe 
von 1914/18 in sich getragen habe. Bücher 
scheint der Mann keine zu lesen. Wozu auch? 
„Haltung“ ist gefragt, Wissen irritiert bloß.

Und Denken erst: Der einst gefeierte Os-
kar Lafontaine hat sich mit seiner Nachdenk-
lichkeit das politische Grab geschaufelt. Län-
ger schon war ihm aufgegangen, dass eine 
Welt ohne Nationen und Grenzen eine „pri-
vatisierte“ Welt sein würde, also eine, in der 
„kleine Leute“ weder etwas zu sagen noch 
was zu Lachen hätten. 

Dem alten „Lafo“ war aufgegangen, dass 
milliardenschwere Weltfinanzmagnaten und 
das real existierende linke Lager seit einiger 
Zeit an einem Strang ziehen – gegen Natio-
nen und Grenzen. Man trifft sich in „Nicht-
regierungsorganisationen“, auch bekannt 
unter dem englischen Kürzel „NGO“. Dort 
vermählt sich das Geld der einen mit dem Ge-
schrei der anderen zu einer unwiderstehli-
chen Weltmacht. Mit der sollte man sich 
nicht leichtfertig anlegen, wie es der alte 
Fuchs von der Saar getan hat. Oder war es gar 
Kalkül? Vielleicht verspürte der greise Lafon-
taine im Herbst seiner politischen Laufbahn 
ja nur den Drang, von der doppelten zur ein-
fachen, der wahren Moral zurückzukehren 
und den Leuten die Wahrheit zu sagen. 

Jetzt hat er sich auch noch mit Thilo Sar-
razin zum Gespräch getroffen. Da ist Schluss: 
„Schäbig“, „ekelhaft“, „parteischädigend“ 
donnern seine Genossen. Was soll’s: Wenn 
ihn seine Wahrheitsliebe aufs politische 
Schafott bringt, wird er sich dort in der bes-
ten Gesellschaft wiederfinden, welche die 
Menschheitsgeschichte zu bieten hat.

Wenn  
Kommissarin 
Vera Jourová  
wirklich auf 

„Transparenz“ 
erpicht wäre, 

hätte sie in 
Brüssel 

eigentlich  
genug zu tun

DER WOCHENRÜCKBLICK

Aufs Schafott
Wie „deutsch“ die Ungarn doch sind, und was Oskar Lafontaine jetzt blüht

b STIMMEN ZUR ZEITb AUFGESCHNAPPT

b WORT DER WOCHE

Alice Schwarzer erklärt im „Spiegel“ (2. Ok-
tober) ihre Ablehnung des islamischen Kopf-
tuchs und des politischen Islam:

„Ich war 1979 in Teheran, auf den Hilferuf 
von Iranerinnen hin, die schon wenige 
Wochen nach dem Sturz des Schahs aus 
der Universität und von der Straße gejagt 
wurden, weil sie keinen Schleier trugen. 
Da habe ich begriffen, was der politische 
Islam ist: kein Glaube, sondern eine Ideo-
logie, eine Machtstrategie. Dass wir uns 
in Deutschland einen koketten Kulturre-
lativismus erlauben, der den politischen 
Islam gleichsetzt mit dem Islam, ist ge-
nau das, was die Islamisten wollen. So 
können sie jede Kritik am Islamismus als 
,islamophob‘ abwehren.“

Susanne Gaschke zeigt sich in der „Welt“  
(5. Oktober) bitter enttäuscht vom Staats-
akt zum 30. Jahrestag der deutschen Verei-
nigung:

„In einem Ambiente, das vage an die 
Grußkartenabteilung einer von Schlie-
ßung bedrohten Karstadt-Filiale erinner-
te, wetteiferten Bundesratspräsident 
Dietmar Woidke und Bundespräsident 
Frank-Walter Steinmeier darum, wer sein 
Redemanuskript am emotionslosesten 
vorlesen konnte.“ 

Roger Letsch deckt in seinem Blog „Unbe-
sorgt“ (2. Oktober) die Abgehobenheit der 
„Fridays for Future“-Anhänger gegenüber 
den Nöten des gemeinen Volks auf:

„Man spürt die ,silbernen Löffel‘ am 
Klang ihrer Stimmen und hört sie in ihren 
Aussagen, die auf eine verächtliche Art 
von der kalten Absolutheit ihrer Idee be-
strichen wurden. Solche Ideen kann nur 
hegen, wessen Tage nicht von ungewisser 
Zukunft, Geldmangel, Hunger oder 
Durst, sondern lediglich von der Zeit be-
grenzt sind.“

Die DDR-Bürgerrechtlerin Angelika Barbe 
(CDU) sieht starke Parallelen zwischen der 
DDR und der Richtung, in welche sich das 
heutige Deutschland bewegt, etwa im Medi-
ensektor, wie sie gegenüber„reitschuster.de“ 
(3. Oktober) feststellt:

„Außerhalb der freien Medien gibt es kei-
ne andere Meinung, keine andere Infor-
mation. Absolut pervers ist es, dass sich 
die Öffentlich-Rechtlichen, ARD und 
ZDF, auch noch Preise verleihen für ,gu-
ten Journalismus‘. Das erinnert an die 
DDR, wo sich die Mächtigen auch gegen-
seitig lobten und mit Orden behängten.“

Erstmals wird das Ulmer Münster seine  
Weihnachtskrippe nicht mehr aufstellen, 
weil darin auch Melchior, der schwarze 
unter den Heiligen Drei Königen, zu se-
hen ist. Dekan Ernst-Wilhelm Gohl meint, 
die Darstellung des Melchior sei „rassis-
tisch“ weil er dicke Lippen habe, eine Fe-
derkrone und einen Ring am Unterschen-
kel trage, der wie ein Sklavenring anmute. 
Nicht die Hautfarbe sei also das Problem, 
sondern die Darstellung des Heiligen Kö-
nigs. Dass ein König einen Sklavenring 
trägt, darauf dürfte der Künstler, der die 
Krippe in den 1920er Jahre geschnitzt hat, 
selber nicht gekommen sein. Nach Weih-
nachten soll laut Dekan Gohl über die Zu-
kunft des Ulmer Melchior diskutiert wer-
den. Das könnte spannend werden: Sollte 
man Melchior vielleicht mit alpinem Sep-
pelhut versehen? Möglich wäre es auch, 
ihn ganz neutral im schwarzen Anzug zu 
präsentieren. In jedem Fall wird dem Kö-
nig, der den schwarzen Kontinent reprä-
sentieren soll, wohl alles „Afrikanische“ 
geraubt werden müssen. So frisst der 
„Antirassismus“ sich selbst.    H.H.

„Es ist um die Freiheit 
der Meinung heute 
deshalb so schlecht 
bestellt, weil die 
Offenheit und die 
Vorurteilsfreiheit für 
andere Meinungen noch 
nie so schwach 
ausgeprägt waren. Man 
kann zwar alles sagen, 
wird aber nicht mehr 
differenziert gehört“
Wolfgang Kubicki, FDP-Politiker, in 
seinem neuen Buch „Meinungsunfreiheit. 
Das gefährliche Spiel mit der 
Demokratie“
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